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1. Einleitung 

Der Sieg des Kapitals über alle regulatorischen Einhegungen, Rechtsstaat, Demokratie, nationale Iden-

titäten und eine geostrategische Blockbildung des Westens gegen die ärmsten Länder der Welt? Oder 

ein unverzichtbares Konjunkturprogramm für die schwächelnde europäische Wirtschaft und die histori-

sche Möglichkeit, die Führerschaft der westlichen marktwirtschaftlich-freiheitlichen Welt in der Globa-

lisierung gegen die aufstrebenden, undemokratischen Regime des Südens und Ostens zu behaup-

ten? Bundeskanzlerin Angela Merkel fordert das Transatlantische Freihandelsabkommen "TTIP"1 zwi-

schen EU und USA "gegen alle Widerstände durchzukämpfen" (Deutsche Wirtschafts Nachrichten 

2014) und vergleicht den "Kampf für TTIP mit politischen Großdebatten wie der Einführung der EU 

und dem Nato-Doppelbeschluss" (ebd.). Gleichzeitig fordert die parlamentarische und zivilgesellschaft-

liche Opposition einen kompletten Stopp der Verhandlungen. Sie beschwören einen "beispiellosen Ab-

bau von Produktionsstandards, Verbraucherschutz- und ArbeitnehmerInnenrechten, Lohnniveaus, Um-

welt- und Sozialauflagen, ja sogar unserer demokratischen Rechtsstaatlichkeit" (Attac 2015). 

Wie an kaum einem Abkommen zuvor scheint sich mit TTIP für Befürworter und Gegner Wohl und 

Wehe Europas  zu entscheiden - und sie sind fest entschlossen, den politischen Kampf für ihre Vision 

Europas im 21. Jahrhundert auszutragen. Auch wenn es für mich als Bürger sehr reizvoll ist in dieser 

Frage politisch Stellung zu beziehen und die normativen Grundlagen zu erörtern, werde ich mich doch 

als Forscher von wertenden und politischen Positionen so weit wie menschenmöglich zurückhalten.2 Die 

grundlegende Absicht dieser Arbeit ist die kausal-analytische Erforschung dieses Machtkampfes. Wer 

hat Einfluss auf TTIP und wer nicht? Worauf basiert dieser Einfluss und was verhindert den Einfluss 

anderer? 

Zwei primäre Akteursgruppen werde ich in diesem Machtkampf betrachten: die transatlantischen Re-

gierungen und Interessengruppen - insbesondere transnationale Unternehmen. Um das Wechselverhält-

nis dieser Akteure analytisch greifen zu können, werde ich einen eklektischen Analyseapparat entwi-

ckeln, der den Akteuren und ihrer strukturellen Einbettung gerecht werden soll. Dafür bediene ich mich 

in Kapitel 2. der regierungsfokussierten Theorien der Internationalen Beziehungen und ihrer Nachbar-

disziplinen. In Kapitel 3. wird dieses Bild dann um Theorien zur Macht von Interessengruppen angerei-

chert. Nachdem ich meine methodische Vorgehensweise erläutert habe (Kapitel 4.), werde ich dann die 

zuvor gewonnenen Theorien an Hand der politischen Mobilisierung der Unternehmen in den 70er/80er 

                                                           
1 Für den Leser, dem TTIP völlig unbekannt ist: Die Inhalte von TTIP werden im Kapitel 8. beleuchtet und kön-
nen dort zum Verständnis nachgeschlagen werden.  
2 Gleichwohl bin ich davon überzeugt, dass es unmöglich ist, als Mensch keine wertende Position in der Betrach-
tung eines Phänomens einzunehmen. Auch wenn ein Phänomen nicht kritisiert wird, ist dies eine Wertung - und 
zwar jene, dass es nichts zu kritisieren gibt, dass die beschriebene Realität so gut ist, wie sie ist. Ich mache des-
wegen gleich hier am Anfang erstens transparent, dass ich als Autor nicht mehr und nicht weniger bin als ein 
Mensch. Deswegen benutze ganz bewusst das Wort "ich". Eine Vermeidung dieses Wortes würde den Forscher 
hinter einen täuschenden Schleier der Scheinobjektivität verstecken. Zweitens mache ich transparent, dass ich 
TTIP kritisch gegenüber stehe. Ich glaube jedoch nicht, dass diese Position mein Urteilsvermögen mehr beein-
flusst als eine affirmative oder "neutrale" Position. Der Kritiker und der Befürworter sind gleichermaßen daran 
interessiert, welche kausal-analytischen Mechanismen hinter TTIP stehen. Und um diese analytische Frage geht 
es mir in dieser Arbeit. 



5 
 

Jahren (Kapitel 5.) und der Vorgeschichte von TTIP in den 90er und 2000er Jahren (Kapitel 6.) empi-

risch anreichern. In Kapitel 7. werden dann die Einflussmöglichkeiten der Interessengruppen während 

der TTIP-Verhandlungen analysiert und in Kapitel 8. mit der Position der transatlantischen Regierungen 

in Zusammenhang gebracht. Im abschließenden Kapitel 9. werden die eklektisch gewonnenen und em-

pirisch angereicherten Annahmen zusammengeführt.  

Im wissenschaftstheoretischen Zentrum dieser Arbeit steht ihr eklektisches Wissenschaftsverständnis 

(vgl. Katzenstein, Sil 2008; Kerremans, Orbie 2013b: 664 ff.). Anstatt einer Großtheorie zu huldigen, 

sollen die ontologischen Angebote verschiedener Theorien genutzt werden. Was die eklektische Be-

trachtung an Tiefenschärfe einer konsistent geschlossenen Großtheorie einbüßt, macht sie an Perspekti-

venreichtum wieder wett. Nur so kann die Theorie der komplexen Realität gerecht werden. Aus dieser 

eklektisch-theoretischen und historisch-empirischen Analyse werde ich versuchen, eine facettenreiche 

Theorie der Macht transnationaler Unternehmen in der EU-Außenhandelspolitik zu entwickeln. Diese 

wird meine Forschungsfragen beantworten: Wer hat Einfluss auf TTIP und wer nicht? Worauf basiert 

dieser Einfluss und was verhindert den Einfluss anderer? Oder, konkreter formuliert: Worauf beruht die 

Macht transnationaler Unternehmen in der EU-Außenhandelspolitik am Beispiel von TTIP?  

 

2.   Großtheorien und EU-Außenhandelspolitik     

          – relevante Akteure und Strukturen  

In den letzten 15 Jahren hat sich ein relativ großer Stock an Literatur in diesem eher jungen Forschungs-

feld aufgebaut, der in den kommenden Jahren auf Grund vieler interner und externer Veränderungen 

wahrscheinlich weiter wachsen wird: "In short, EU trade politics are undergoing fascinating changes. 

The involvement of new actors within the EU (e.g. the European Parliament), the bilateral negotiations 

with new trading  partners  (e.g.  the  US),  the  emergence  of  new  venues  (e.g.  bilateral negotiations)  

and  new  issues  (e.g.  investment)  within  a  changing  internal  (e.g. eurocrisis) and international (e.g. 

multipolarity) context will undoubtedly stimulate a new wave  of academic research into the politics of 

EU trade" (Kerremans, Orbie 2013a: 494).  

Auch Young und Peterson (2006) identifizieren einige zentrale interne und externe Veränderungen der 

letzten Jahre. Erstens haben die traditionellen Akteure des Feldes (Regierungen, Unternehmen und teil-

weise Gewerkschaften) ihre Präferenzen auf Grund des neuen internationalen ökonomischen Umfeldes 

geändert, zweitens sind durch neue Akteure (EU-Parlament, NGOs) neue Präferenzen auf die innenpo-

litische Bühne getreten und drittens sind mit den Entwicklungsländern neue mächtige Akteure auf der 

internationalen Ebene entstanden (vgl. Young, Peterson 2006: 797 ff.) Die daraus resultierenden "new 

trade politics" haben die Ziele der EU-Außenhandelspolitik im Laufe der vergangenen 20 Jahren hin zu 

einer "deep trade agenda" verändert (Young, Peterson 2006: 810; vgl. auch Baldwin 2006). Beispielhaft 

für diese neue, tiefe Handelsagenda steht TTIP.   

Diese komplexe EU-Handelspolitik wird von einer Vielzahl  verschiedener Faktoren bestimmt (vgl. 

Woolcock 2005a). Erstens wird sie von systemischen Faktoren wie der Machtverteilung im Internatio-
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nalen System, außenpolitischen Strategien der Staaten und globalen Regeln und Normen des Internati-

onalen Systems beeinflusst. Zweitens haben auch subsystemische Faktoren innerhalb der Staaten - also 

soziale Faktoren wie konfligierende Interessengruppen, institutionelle Faktoren wie formelle und infor-

melle Regeln und 'bureaucratic politics' zwischen verschiedenen Behörden - einen relevanten Einfluss. 

Neben diesen Akteuren und Strukturen haben auch prozesshafte Faktoren wie kontingente Ereignisse 

(bzw. Wirtschaftskrisen und Kriege) und die momentane Verhandlungsphase Einfluss auf die verschie-

denen anderen Faktoren.    

Wie lässt sich nun eine Systematisierung und Priorisierung dieser vielen Faktoren gewinnen, um den 

Gegenstand forschungspragmatisch handhabbar zu machen?3 Als Stütze für eine Systematisierung der 

Forschungslandschaft der EU-Außenhandelspolitik sollen mir drei Säulen aus drei Teildisziplinen der 

Politikwissenschaft dienen. Erstens nutze ich einige Theorien der Internationalen Beziehungen, die 

grundlegende, allgemeine Aussagen über das Handeln von Staaten in der internationalen Politik bereit-

stellen. Zweitens sollen diese IB-Theorien mit den verwandten Theorien zur europäischen (ökonomi-

schen) Integration in Verbindung gebracht werden, um das Phänomen der transatlantischen ökonomi-

schen Integration durch TTIP zu erklären. Drittens bietet die Internationale Politische Ökonomie (IPÖ) 

einige nützliche, ergänzende Annahmen.   

Holt ein solcher Rückgriff in die Großtheorien nicht zu weit aus? Für die Frage nach dem Machtkampf 

um TTIP ist ein Überblick über diese Theorien wichtig, da jede Theorie Aussagen über die Erklärrele-

vanz (und damit die Macht) verschiedener Akteure, Strukturen und Prozesse vorschlägt. Aus diesen 

Ausführungen werden sich Annahmen über die Relevanz und das Wechselverhältnis verschiedener Ak-

teure und Strukturen schälen, die die restliche Arbeit anleiten werden. Während in diesem Kapitel noch 

stärker die Staaten (bzw. ihre Regierungen) im Zentrum stehen, soll im folgenden Kapitel 3. genauer 

auf die Macht von Interessengruppen eingegangen werden.   

  

2.1 Realismus, Intergouvernementalismus, Politische Ökonomie 

Der Realismus war lange die zentrale und dominante Denkschule in den Internationalen Beziehungen. 

Diese Denkschule wird durch einige Grundannahmen vereint, die auch meine Analyse zu TTIP bestim-

men werden (Wohlforth 2008: 133): 1. "In/Out-Group - Denken": Menschliche Gruppen (vor allem 

Staaten, aber auch Unternehmen, NGOs) bilden immer eine Gruppenidentität, die sich über Abgrenzung 

                                                           
3  Besonders hilfreich ist hier eine aktuelle Sonderausgabe des Journal of Contemporary European Research (Band 
9, Ausgabe 4, 2013). In dieser Ausgabe bringen die Herausgeber Orbie und Kerremans Vertreter der verschiede-
nen Theorieschulen zusammen und versuchen, eine lange vernachlässigte Systematisierung der IB-Forschungs-
landschaft zur EU-Außenhandelspolitik vorzunehmen (Orbie and Kerremans 2013a: 496). Die Herausgeber be-
schreiben den momentanen Forschungsstand als relativ fragmentiert und dominiert von einseitigem Schulen-
Denken anstatt produktiver, inter-paradigmatischer Diskussion. Besonders erschwerend wirkt dabei sicher die 
hohe Komplexität und interdisziplinäre Natur des Gegenstandes: "EU  trade  policy  also  situates  itself  at  the 
intersection of European integration studies, comparative politics, international relations and international poli-
tical economy" (Orbie and Kerremans 2013: 496). Ein ähnliches 'Problem' der Interdisziplinarität hat auch die 
Forschung zu europäischen Interessengruppen, wie Eising in seinem Überblicksartikel darstellt (2008: 6 ff.). Ohne 
eine interdisziplinäre Perspektive wird also auch diese Arbeit nicht auskommen.  
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und Konflikt mit anderen Gruppen definiert. 2. Egoismus: Individuen und Gruppen werden von Eigen-

nutz getrieben, der in der menschlichen Natur verwurzelt ist und/oder durch Strukturen verstärkt oder 

verringert werden kann. 3. Anarchie: Die wichtigste Struktur im Internationalen System ist die Anarchie. 

In der internationalen Politik gibt es kein Gewaltmonopol und verbindliche Regeln. Das internationale 

System ist damit ein Selbsthilfesystem, durch das Furcht um den relativen Machtverlust und Gruppen-

egoismus verstärkt werden. 4. Machtpolitik: Soziale Beziehungen (vor allem in der internationalen Po-

litik) sind immer von einem Kampf um Macht geprägt.4 

Welche Akteure muss man sich nun mit der Brille dieser Annahmen ansehen, um TTIP zu verstehen? 

Die einzig relevanten Akteure, auf die diese Annahmen laut IB-Realisten in der internationalen Politik 

übertragen werden müssen, sind Staaten (Schimmelfennig 2010: 66 ff.). Staaten bestimmten in ihrem 

Streben nach Sicherheit, Macht und Souveränität die internationale Politik. Dieser Fokus auf den Staat 

findet sich auch im Intergouvernementalismus, einer Schwestertheorie des Realismus, mit der die euro-

päische (ökonomische) Integration prominent erklärt wird (vgl Moravcsik 1998).5 In der realistisch in-

tergouvernementalen Perspektive wird die europäische (ökonomische) Integration als politischer Aus-

handlungsprozess der drei großen Staaten Deutschland, Großbritannien und Frankreich verstan-

den.6  Damit steht der erste zentrale Akteur für die Analyse von TTIP fest: die Mitgliedsstaaten der EU. 

Eine Analyse der Macht von Interessengruppen kommt nicht an der Analyse ihres Verhältnisses zu den 

nationalen Regierungen vorbei und muss die pessimistischen Grundannahmen der realistischen Denk-

schule im Hinterkopf behalten.  

Neben dieser Annahmen über Akteure bietet der IB-Realismus noch eine wichtige, strukturelle Theorie, 

die für TTIP relevant sein wird: die "balance-of-power theory" (Wohlforth 2008: 141). Diese besagt, 

dass die Machtverteilung zwischen den Staaten zentral für ihr Verhalten ist (Schimmelfennig 2010: 73 

ff.). Im unipolaren Internationalen System herrscht hegemoniale Stabilität durch eine dominante Macht, 

die die internationalen Regeln bestimmten kann (Bsp: die USA in den 90er Jahren). Im der Bipolarität 

stehen sich zwei ungefähr gleich große Machtblöcke in einem 'Gleichgewicht des Schreckens' gegen-

über. Am relevantesten für das 21. Jahrhundert ist die Multipolarität, in der sich viele Machtblöcke 

gegenüberstehen. Hier ist die Situation besonders unübersichtlich, Allianzen können sich ständig än-

dern, Staaten müssen ständig Koalitionen und Gegenkoalitionen schmieden, um ihre relative Macht und 

Sicherheit zu erhalten. Diese multipolare anarchische Struktur des internationalen Systems ist also eine 

zentrale Struktur, unter deren Einfluss die Staaten im 21. Jahrhundert handeln.  

                                                           
4 Wohlforth (2008: 133) nennt als fünftes Merkmal außerdem den Rationalismus: Akteure wägen Kosten und 
Nutzen ab, um ihre Ziele zu erreichen. Ich werde mich in dieser Arbeit jedoch nicht zwischen Rationalismus und 
der Logik der Angemessenheit (Konstruktivismus) entscheiden. Auch Hurd (2008) hält den Rationalismus  nicht 
unbedingt zentral für die Abgrenzung von Realismus und Konstruktivismus.  
5 Für eine Kritik an den dominanten Integrationstheorien und den Versuch einer Aktualisierung auf Grund neuere 
Entwicklungen, vgl. Cafruny und Ryner (2003). 
6 Im liberalen Intergouvernementalismus externalisieren die Regierungen die Präferenzen interner Interessen-
gruppen. Die Regierungen bleiben jedoch die zentralen Akteure.  
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Die IPÖ bietet eine weitere Makrostruktur an, die das Handeln der Akteure leitet: den globalen Kapita-

lismus. Im zunehmend deregulierten und liberalisierten Kapitalismus herrscht ein enormer Konkurrenz-

druck, der  Unternehmen und ihr Kapital über den Planeten jagt. Die Staaten stehen deswegen unter 

zunehmendem Wettbewerb um die Gunst der Unternehmen, damit diese auf ihrem Territorium verblei-

ben (vgl. Schirm 2013: 37 ff., 73 ff.).  

Die Annahmen des Realismus und der IPÖ können nun auf die EU-Außenhandelspolitik und TTIP über-

tragen werden (Garcia 2013: 523 f.). In der multipolaren Welt fürchten EU und USA um ihre relative 

Machtstellung gegenüber den aufstrebenden Staaten. Ihre Macht definieren sie in der Welt des globalen 

Kapitalismus immer stärker in ökomischen Begriffen von Wettbewerbsfähigkeit, Wachstum, Marktan-

teilen, Investitionen, Partnerschaft für strategische Allianzen usw. (vgl. Froman 2015). Entsprechend 

der realistischen "balance-of-power theory" (Wohlforth 2008: 141) wollen EU und USA nun mit Frei-

handelsabkommen wie TTIP ihre eigene (ökonomische) Macht erhöhen (internal balancing) und einen 

ökonomischen Block für eine strategische Allianz gegen konkurrierende Staaten bilden (external balan-

cing). Garcia identifiziert in einer historischen Analyse von Dokumenten der EU-Kommission einen 

Wandel von idealistischen Motiven in der Handelspolitik - wie Demokratie, Menschenrechte und Recht-

staatlichkeit - hin zu realistischeren Motiven. Vor allem die 'Global Europe' Agenda 2006 (ein Posi-

tionspapier der DG Trade) wird als Wendepunkt ausgemacht: " 'Global Europe' presents  a  more  un-

ambiguously  interest-seeking  rationalist-‘realist’ policy, prioritizing economic interests in other mar-

kets and economic balancing against competitors" (Garcia 2013: 535). Dabei ging es laut Garcia bei 

Preferential Trade Agreements (PTAs)7 vor allem um ein Balancing gegen die USA und China (ebd.). 

In dieser Lesart sind PTAs wie TTIP für die EU also Instrumente, um eine "globale Präsenz"  in der 

multipolaren Konkurrenz der Wirtschaftsblöcke zu erhalten (Garcia 2013: 525 f.) und mit den USA 

einen wirtschaftlichen Block gegen die aufstrebenden Staaten zu bilden.  

Die Kommission - die Garcia als primären Akteur für die analytische Greifbarkeit "der EU" analysiert 

- wird für Garcia sowohl von (realistischen) Ideen, die den allgemeinen Rahmen der Weltwahrnehmung 

der Kommission abstecken, als auch von materiellen ökonomischen Interessen geleitet. Garcia hat damit 

in eklektischer Manier realistische mit konstruktivistischen Annahmen verbunden - und mit der Kom-

mission einen zusätzlichen Akteur auf den Tisch gebracht. 

 

2.2 Konstruktivismus, Supranationalismus 

Der Konstruktivismus in den Internationalen Beziehungen ist eine Gegenbewegung zum (bis in die 

1980er Jahre) dominanten Realismus. Er greift mehrere Grundannahmen anderer Theorien an (Hurd 

2008: 299 ff.) und bietet dabei alternative Erklärungsmöglichkeiten für Phänomene wie den Macht-

kampf um TTIP.  

                                                           
7  Einige Autoren bezeichnen Free Trade Agreements (FTAs) auch als Preferential Trade Agreements (PTAs), um 
entweder den Eigennutz hinter Freihandelsabkommen zu betonen, oder aber auch im Gegenteil um Vorzugsbe-
handlungen für bspw. Entwicklungsländer hervorzuheben. 
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Erstens öffnet sich der Konstruktivismus für weitere Akteure neben den Nationalstaaten wie NGOs, 

transnationale Netzwerke, internationale Organisationen etc. Zweitens versteht er sich als Alternative 

zum Materialismus. Materielle Machtfaktoren wie militärische Ausrüstung oder Wirtschaftsstärke (in 

Zahlen wie dem BIP) haben in der konstruktivistischen Lesart keine Erklärkraft 'an sich'. Vielmehr wird 

solchen materiellen Faktoren erst von den Akteuren sozial konstruierte Bedeutung beigemessen, und 

erst dadurch gewinnen materielle Faktoren Wirksamkeit.8 Der Konstruktivismus führt somit zwei wei-

tere wichtige Variablen für meine Analyse ein: Erstens sind Staaten nicht die einzigen relevanten Ak-

teure in der internationalen Politik und zweitens sind Ideen und Überzeugungen ein zentraler Antrieb 

für ihr Handeln. Bei der Analyse der EU-Außenhandelspolitik fokussieren sich konstruktivistische An-

sätze vor allem auf die Ideen und Überzeugungen der Kommission (bzw. der DG Trade). 

Siles-Brügge sieht in diesem Zusammenhang mit dem "Global Europe" Papier 2006 einen zentralen 

Wendepunkt in der EU-Außenhandelspolitik hin zu neoliberalen Ideen, die in der neueren "Trade, 

Growth and World Affairs" Strategie der DG Trade 2010 weiter fortgeschrieben wurden (2013: 598). 

Siles-Brügge betont die Erklärrelevanz neoliberaler Ideen, die die Kommission sowohl internalisiert 

habe, als auch als strategisches Instrument zur Legitimation ihrer Politik verwende. Die Kommission 

sei sowohl davon überzeugt, dass Wettbewerbsfähigkeit und Marktöffnung Europa zum Erfolg führen 

kann (Internalisierung, 'reflexive' Dimension des Diskurses) und nutzt dieses neoliberale Narrativ des 

alternativen Wettbewerbsdrucks gleichzeitig als strategisches Instrument, um protektionistische Kräfte 

zu delegitimieren (strategische Dimension des Diskurses) (ebd.: 604 f., 609 f.). Nur so ließe sich erklä-

ren, warum die Kommission gegen protektionistischen Druck weniger wettbewerbsfähiger Industrien 

(auch in der Folge der Finanzkrise) relativ resistent geblieben ist und sich durch Liberalisierungspolitik 

und Freihandelsabkommen eher einseitig für die wettbewerbsfähige Exportindustrie eingesetzt hat 

(ebd.: 613 f.).9  

Sehr ähnlich argumentieren auch De Ville und Orbie (2011). Sie stellen sich die Frage warum das neo-

liberale Paradigma der Kommission mit der globalen Finanz- und Wirtschaftskrise seit 2008 nicht dele-

gitimiert, sondern vielmehr im Außenhandel verstärkt wurde. Verwirrenderweise verstand die Kommis-

sion nach dieser tiefen Krise des Kapitalismus den Freihandel und Neoliberalismus als Lösung des Prob-

lems und nicht als die Ursache. In der Folge wurde eine neue Offensive durch Antreiben von multi- und 

vor allem bilateralen Freihandelsabkommen gestartet, um Europa aus der Krise zu ziehen (ebd.: 9 ff.). 

Als Resultat dieser Logik müssen auch aktuelle Freihandelsabkommen wie CETA und TTIP als Bemü-

hung verstanden werden, neues Wachstum und Jobs in Europa zu schaffen und die globale Wettbe-

werbsfähigkeit zu sichern (ebd.: 13).  

                                                           
8 Entsprechend basieren nationale Interessen nicht nur auf materiellen Faktoren (wie Rüstungsausgaben der Re-
gierungen oder Profitinteressen der heimischen Industrien), sondern auf ideellen Faktoren (wie die Ideen und 
Überzeugungen der Regierung oder Unternehmerverbänden), die dem Materiellen erst die Bedeutung geben. 
Dass Staaten nach Macht und Interessenverwirklichung streben und dass Anarchie relevant ist, wird auch von 
den meisten Konstruktivisten nicht bestritten - nur unterstellen sie als Quelle dafür soziale Konstruktion (Hurd 
2008: 310).  
9 Siles-Brügge weißt hier auch auf die unterschiedlichen Interessen und Überzeugungen unterschiedlicher Wirt-
schaftssektoren hin. So stehen sich exportorientierte und  protektionistische Industrien gegenüber (2013: 598). 
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Zur Erklärung für das kontraintuitive Expandieren der neoliberalen Freihandelsabkommen als Lösung 

der Krise des Kapitalismus führen De Ville und Orbie drei Faktoren auf (ebd.: 15 ff.). Erstens gibt es 

keine mächtige (bspw. sozialdemokratische oder keynianische) Gegenerzählung gegen den Neolibera-

lismus. Mangels alternativen Ideen scheint also kaum eine andere Lösung denkbar zu sein. Zweitens 

wird die Kommission in ihrem Vorgehen entscheidend von großen transnationalen Unternehmen und 

Verbänden unterstützt, die sich durch weitere Liberalisierung neue Absatzmärkte und weniger profit-

hemmende Regeln erhoffen. Drittens hat die Kommission als Behörde ein Eigeninteresse an weiterer 

externer Liberalisierung, um als Hüter des internen Marktes auch die innereuropäische Liberalisierung 

weiter voranzutreiben.    

Die These zur Dominanz des neoliberalen Überzeugungssystems findet sich auch in der Teildisziplin 

der Internationalen Politischen Ökonomie, die ich hier leider nicht genauer beleuchten kann. So fanden 

sich bspw. in einer Sichtung der Ausgaben des Magazins "Review of International Political Economy" 

von 2013 - 2005 viele Artikel, die den Neoliberalismus als wichtigen Erklärfaktor für viele Phänomene, 

auch neben der europäischen Integration, heranziehen (vgl. bspw.  van der Pijl et al. 2011; Buch-Hansen, 

Wigger 2010; Major 2012; Peters 2012). 

Auch in der Integrationstheorie finden die konstruktivistischen Ansätze wieder eine Entsprechung: der 

konstruktivistische Supranationalismus (Schimmelfennig 2010: 297 ff.). Diese Ansätze betonen die ei-

genständige Akteursqualität der EU-Kommission als "policy entrepreneur", der auch unabhängig von 

den nationalen Regierungen politisch handelt und dessen Ideen als Erklärfaktoren zentral sind. Außer-

dem weist der Supranationalismus  (und auch seine Vorgängertheorie, der Neofunktionalismus) gleich-

zeitig noch eine weitere Dimension auf, die mich zum letzten relevanten Akteur dieser Arbeit führt: Der 

Supranationalismus betont die Macht wirtschaftlicher Interessengruppen in der europäischen Integration 

(Cowles 1995a: 502; Apeldoorn 2002a: 37). Für den Supranationalismus (egal ob konstruktivistischer 

und rationalistischer Spielart) lässt sich ökonomische Integration nur im Zusammenspiel zwischen 

Kommission und wirtschaftlichen Interessengruppen verstehen.  

 

2.3 Liberalismus, Transnationalismus und Interessengruppen  

In der IB-Theorie sind es der IB-Liberalismus und IB-Transnationalismus, die die Macht gesellschaftli-

cher Interessengruppen betonen.10 Sie heben das enge Wechselverhältnis von Regierungen und Kom-

mission mit gesellschaftlichen Akteuren wie Unternehmen, Gewerkschaften, NGOs, Medien usw. her-

vor (Moravcisk 2008; Schimmelfennig 2010: 114 ff.). Interessengruppen werden deshalb relevant, da 

in der Globalisierung viele neue gesellschaftliche Interessen entstehen, die an die Staaten herangetragen 

werden. Die Regierungen wählen sich aus diesen Interessen jene aus, die sie als Interessen des Staates 

verstehen, externalisieren diese internen Interessen und nutzen diese, um die Globalisierung zu managen 

(Moravcsik 2008: 236 ff.). 

                                                           
10 Dabei betont der IB-Liberalismus vor allem die nationalen Interessengruppen, die das Handeln eines Staates 
beeinflussen, währen der IB-Transnationalismus grenzüberschreitende Akteure wie Unternehmen und NGOs be-
trachtet, die je nach Politikfeld unterschiedliche Relevanz genießen. 
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Hiermit ist nun die verbindende Brücke zwischen den meist staatszentrierten IB-Theorien, den EU-In-

tegrationstheorien, der IPÖ und der Interessengruppenforschung erreicht. Kombiniert man diese Theo-

rien, lässt sich festhalten, dass Interessengruppen einen relevanten Einfluss auf die EU-Außenhandels-

politik haben - der sich jedoch nur über das Wechselverhältnis mit Regierungen und Kommission und 

eingebettet in bestimmte Strukturen verstehen lässt. Die Verbindung zwischen den transatlantischen 

Regierungen und transnationalen Unternehmen wird im Zentrum der weiteren Arbeit stehen. Auch wenn 

die vorangehenden Ausführungen vielleicht zu ausführlich erschienen, waren sie doch notwendig, um 

der eklektischen Einbettung der restlichen Arbeit den Boden zu bereiten.11  

Besonders klar fassen Sandholtz und Zysman (1989) die bisher genannten Theorien zu den relevanten 

Akteuren und Strukturen zusammen. Unter dem Druck der Konkurrenz mit den USA und Japan schlos-

sen sich drei zentrale Akteure zusammen, um die ökonomische Integration Europas voranzutreiben. 

"The effort to reshape the European Communities has so far been guided by three groups: Community 

institutions, industrial elites, and governments. The Commission proposes and persuades. Important 

business coalitions exercise indispensable influence on governments. Governments are receptive be-

cause of changes in the world economy and shifts in the domestic political context" (Sandholtz, Zysman 

1989: 128). Schon hier zeigt sich eine Koalition, die ich später als Public-Privat-Partnership bezeichnen 

werde.  

 

3. Interessengruppen in der Europäischen Union 

3.1 EU-Interessengruppenforschung – Herausforderungen und Definition 

Europäische Außenhandelspolitik lässt sich nicht ohne (transnationale) Unternehmen – die faktisch 

‚handelnden‘ Akteure - verstehen: Um das regierungszentrierte Bias der Internationalen Beziehungen 

zu ergänzen, muss deswegen ein Blick in die Forschung zu europäischen Interessengruppen geworfen 

werden. Dafür sollen hier zunächst die Herausforderungen der Interessengruppenforschung beleuchtet 

werden, um dann später genauere theoretische und gegenstandsbezogene Überlegungen auszuführen. 

                                                           
11 Die These eines symbiotischen Verhältnisses zwischen den ökonomischen und politischen Interessen von Un-
ternehmen und Regierungen formulierte in der Internationalen Politischen Ökonomie schon Gilpin (1975) in sei-
ner einflussreichen Studie zur "U.S. Power and the Multinational Corporation, The Political Economy of Foreign 
Direct Investment". Für einen größeren historischen Kontext kommt er zu dem Schluss: "Whether one is talking 
about seventeenth-century merchant adventurers, nineteenth-century finance capitalists, or twentieth-century 
multinational corporations, transnational actors have been able to play an important role in world affairs because 
it has been in the interest of the predominant or hegemonic powers for them to do so" (Gilpin 1975: 4). Für Gilpin 
sind Unternehmen und Regierungen zwei getrennte Akteure, die jedoch ihre Interessen am besten gemeinsam 
durchsetzen können. Einerseits streben Regierungen vor allem nach Sicherheit und Macht. Andererseits streben 
Unternehmen nach Wachstum und Marktdominanz.11 In der Folge können Unternehmen den Raum nutzen, den 
die Großmächte in ihrem expansiven Sicherheitsstreben erschlossen haben, während die Regierung die finanzi-
elle Macht der Unternehmen bspw. zur Finanzierung des Militärs oder als ökonomisches Druckmittel instrumen-
talisieren können (Gilpin 1975: 139 ff). 
Ich werde zeigen, dass sehr viele Autoren im Laufe der europäischen Integration und EU-Außenhandelspolitik 
auch ein Austauschverhältnis zwischen Unternehmen, Regierungen und Kommission festgestellt haben (vgl. 
bspw. Cowles 1995; Coen 1997; Fielder 2000; Bornschier 2000).  
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Eising (2008) bietet einen Review des inhaltlichen Standes der Forschung und zeigt zentrale Probleme 

auf, die das fragmentierte Forschungsfeld und widersprüchliche Ansichten der Forscher verursachen.  

Erstens ist das Feld der Interessengruppen weit schwerer zu fassen als bspw. Parteien, da die Bandbreite 

an solchen Gruppen und ihre Beziehungen zueinander sehr vielfältig sind. So besteht  bspw. im For-

schungsstand nicht einmal Einigkeit über die Benennung des eigenen Gegenstandes (Eising 2008: 5). 

Ich werde mich deshalb auf den Begriff "Interessengruppe" festlegen und ihn an drei Kriterien festma-

chen: Organisation, politische Arbeit und Informalität (orientiert an Beyers, Eising, Maloney 2010: 4 f.; 

Eising 2008: 5). Interessengruppen weisen erstens einen gewissen Grad an Organisation auf, um die 

Interessen und Überzeugungen ihrer Mitglieder für die politische Arbeit zu bündeln. So grenzen sie sich 

von strukturlosen, spontanen, kurzfristigen Bewegungen ab. Zweitens arbeiten sie politisch, um be-

stimmte Interessen und Überzeugungen durchzusetzen. Als politisch sollen hier jede Handlung verstan-

den werden, für die ein Akteur seine Macht nutzt, um Einfluss auf eine allgemeinverbindliche Ordnung 

zu nehmen - wie bspw. einen Vertrag wie TTIP (orientiert an Max Weber 1919 und Mols 2009: 25).  

Drittens ist ihre politische Arbeit informell. Ihre Mitglieder beteiligen sich nicht an Wahlen, besetzen 

(normalerweise) keine öffentlichen Ämter und bringen (in der Regel) keine Gesetze ein. Sie sind inso-

fern nicht wie Parteien und Verwaltungen formell mit dem politischen System verbunden, sondern neh-

men informellen Einfluss von außen. Insofern lassen sich transnationale Unternehmerverbände, genauso 

wie Gewerkschaften und NGOs, als Interessengruppen verstehen.  

Ein zweites komplizierendes Merkmal des Forschungsfeldes zu Interessengruppen in der EU ist die 

Vielfalt an beteiligten Subdisziplinen der Politikwissenschaft (Eising 2008: 6 ff.).12 Die dritte Heraus-

forderung der Forscher ist das sich ungewöhnlich schnell verändernde politische System der EU (ebd.: 

8).13 Damit ist auch die vierte, grundlegendere Herausforderung verbunden: die Einmaligkeit des poli-

tischen Systems der EU mit seinen vielen supranationalen und nationalen Elementen - ein politisches 

System 'sui generis', das sich im Verlauf der Integration gemeinsam mit den Interessengruppen weiter-

entwickelt hat (ebd.: 9 ff.). 

                                                           
12 In den Theorien europäischer Integration sehen neofunktionalistische und supranationale Ansätze wirtschaft-
liche Interessengruppen als wichtige Antreiber der Integration (Cowles 1995a: 502; Apeldoorn 2002a: 37). In den 
allgemeineren IB sind es vor allem die IB-Liberalen und IB-Transnationalen Theoretiker, die Interessengruppen 
eine relevante Rolle in der internationalen Politik zusprechen. Die vergleichende Politikwissenschaft betrachtet 
Interessengruppen bspw. in ihren ermöglichenden und begrenzenden Strukturen: dem Interessenvermittlungs-
system der jeweiligen Policy. Die EU wird dabei eher als pluralistisch denn als korporatistisch verstanden. Demo-
kratietheoretiker fragen nach positiven oder negativen Wirkungen von Interessengruppen auf die europäische 
Demokratie und der Macht(a)symmetrie unter den Gruppen. In ähnlicher Weise fragt die Governanceforschung 
nach ihren Beiträgen zur europäischen Governance. Ich werde natürlich in dieser Arbeit nicht auf diese vielen 
Ansätze eingehen können - bzw. habe meine spezielle eklektische Perspektive bereits dargelegt. Gleichwohl il-
lustriert dieser grobe Überblick die vielfältigen Perspektiven, die in Bezug auf die Interessengruppen eingenom-
men werden könnten."In sum, the theoretical and empirical scope of EU interest group studies has widened 
tremendously over time. Similarly, the scientific controversies about the adequate theoretical and methodolog-
ical approach to EU interest intermediation have intensified." (Eising 2008: 7) 
13 So kann es bei der Erforschung von Interessen in der EU passieren, dass plötzlich ein bis vor kurzem relativ 
irrelevanter Akteur (das Europäische Parlament) fast allen Gesetzen zustimmen muss oder ein anderer Akteur 
ganz neue Politikfelder übertragen bekommt (die Kommission bei der Außenhandelspolitik) und sich damit auch 
die Arbeit der Interessengruppen verändert. 
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3.2 Allgemeine Theorien der Macht 

- Politisch ist jede Handlung, für die ein Akteur seine Macht nutzt,  

um Einfluss auf eine allgemeinverbindliche Ordnung zu nehmen - 

 

Ausgehend von dieser Definition von Politik sollte klar werden, dass der politische Einfluss von Akteu-

ren (ob Interessengruppen, Regierungen oder EU-Institutionen) nur mit einem differenzierten Machtbe-

griff erfasst werden kann. Was ist Macht? Obwohl (oder gerade weil) es sich um einen der zentralsten 

Begriff in der Politikwissenschaft handelt, sind die Verständnisse von Macht sehr unterschiedlich (Mat-

tern 2008: 691 f.; Boulding 1993).14  

Die Basis für mein Verständnis von Macht bildet Max Webers Definition von Macht als "jede Chance, 

innerhalb einer sozialen Beziehung den eigenen Willen auch gegen Widerstreben durchzusetzen, gleich-

viel worauf diese Chance beruht" (Weber 1992: 28, zitiert nach Anter 2012: 55).15 Dieses allgemeine 

Verständnis von Macht als Chance der Willensdurchsetzung, die auf vielen verschiedenen Faktoren be-

ruhen kann, schafft die notwendige Offenheit für verschiedene Dimensionen von Macht. In diesem We-

ber'schen Machtverständnis lassen sich die zwei großen metatheoretischen Machttypologien der transi-

tiven vs. intransitiven Macht, als auch die drei Gesichter der Macht integrieren und miteinander kombi-

nieren (vgl. Göhler 2013: 28 ff.; Lukes 2005; Mattern 2008).16   

                                                           
14 Mattern geht sogar so weit, die IB aufgrund des vielfältigen Verständnisses von Macht als "(un)discipline" 
(2008: 694) zu bezeichnen. 
15 In der Interessengruppenforschung wird der Machtbegriff sehr ähnlich verwendet: "Influence is generally un-
derstood as an actor’s ability to shape a decision in line with her preferences, or, in other words, ‘a causal relation 
between the preferences of an actor regarding an outcome and the outcome itself’ (Nagel, 1975: 29)" (zitiert 
nach Dür 2010: 561). Wie bei anderen Autoren auch, wird hier der Begriff "Einfluss" (influence) und "Macht" 
synonym verwenden. 
Diese Art von Machtverständnis hat außerdem noch einen weiteren Vorteil, denn sie ist offen für die Methode 
dieser Arbeit: die prozessanalytische Erforschung kausaler Zusammenhänge. Sie folgt dem Verständnis des klas-
sisch-mechanistischen Paradigmas der Machtbeobachtung: "Besonders Thomas Hobbes war hier prägend, der 
politische Macht in diesem Sinne zur Grundlage des Sozialen machte: "Power and Cause are the same thing 
(Hobbes 1839: 127)" oder Dahl:  "The closest equivalent to the power relation is the causal relation. […] For the 
language of cause like the language of power, is used to interpret situations in which there is possibility that 
some event will intervene to change the order of other events (Dahl 1968: 410)" (zitiert nach Maik 2013: 247 f.) 
16 Eine ähnliche, aber stärker auf die internationale Politik zugeschnittene Typologie schlägt Boulding vor: "I dis-
tinguish three major categories, which I have called threat power, economic power, and integrative power - the 
stick, the carrot , and the hug. These are closely related to another tripartite division: the power to destroy, the 
power to produce and exchange, and the power to integrate" (Boulding 1989: 10). 
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Das transitive Verständnis von  Macht betont den willentlich handelnden Akteur, der seine Präferenzen 

gegenüber anderen Akteuren durchsetzen will. Genauer ausformuliert wird dieses Verständnis am ehes-

ten in den ersten zwei Gesichtern der Macht. Durchsetzungsmacht: A beeinflusst B so, dass B tut was 

A will. In der IB beruht dieses erste Gesicht der Macht vor allem auf materiellen Faktoren wie Militär, 

Reichtum und Geographie. Unternehmen können bspw. mit dem Abbau von Arbeitsplätzen und mit 

Standortwechseln drohen. Verhinderungsmacht: Akteure beeinflussen, was überhaupt auf die politische 

Agenda kommt. Durch dieses zweite Gesicht der Macht geraten auch "nonevents" in den Fokus, die von 

einem Akteur verhindert wurden.  

Im Gegensatz dazu betonen die Theorien intransitiver Macht (bspw. von Bourdieu oder Foucault), wie 

die Gesellschaft weniger über einen sichtbaren Machtkampf zwischen Akteuren geformt wird (transitive 

Macht), sondern subtil und unbemerkt schon über die gesellschaftlichen Verhältnisse und Strukturen 

vorgeformt sind (intransitive Macht). Dieses strukturelle Machtverständnis betont die einschränkende 

und ermöglichende Wirkung von sozialen und materiellen Strukturen für das Handeln der Akteure. Bei-

spiele hierfür wären der neoliberale Diskurs und die Dominanz der (neo)realistischen Denkweise in der 

internationalen Politik, die bestimmen, welche Handlungen wünschenswert, möglich und denkbar sind. 

Auch die Wettbewerbszwänge des globalen Kapitalismus und die Mobilität des Kapitals können als 

solche Strukturen verstanden werden. Das intransitive Verständnis ist am ehesten mit dem dritten Ge-

sicht der Macht verwandt. Deutungsmacht: Dieses subtilste Gesicht der Macht betont die Beeinfluss-

barkeit von grundlegenden Präferenzen und Weltbildern von Akteuren durch andere Akteure und Struk-

turen. 

Auf all diesen Dimensionen der Macht basieren nun die Chancen eines Akteurs, seinen Willen zu ver-

wirklichen - seien es nun die bewusst einsetzbaren Mittel der transitiven Macht, oder die günstigen 

Rahmenbedingungen der intransitiven Macht.17 Politisch wird der Einsatz dieser Macht entsprechend 

der Definition dann, wenn sie auf die Beeinflussung der allgemeinverbindlichen Ordnung - wie bspw. 

TTIP - ausgerichtet ist. Eine eklektische Analyse des Machtkampfes um TTIP muss diese verschiedenen 

Dimensionen der Macht im Hinterkopf behalten, auch wenn eine umfassende Analyse aller Dimensio-

nen natürlich forschungspragmatisch unmöglich ist.  

   

3.3 Vier Variablen der Macht von Interessengruppen in der EU 

Um nun die forschungsleitende Frage von Max Weber zu präzisieren: Worauf beruht denn nun die 

Chance für Interessengruppen, den eigenen Willen auch gegen Widerstand durchzusetzen? In seinem 

kritischen Review der bestehenden Forschung zur Macht von Interessengruppen in der EU unterscheidet 

Dür (2010) vier Gruppen von Variablen, die den Einfluss (Macht) von Interessengruppen bestimmen.   

 

                                                           
17 Auch wenn diese Typologien nützlich sind fällt, es mir doch immer wieder störend auf, dass keine dieser Typo-
logien ein wirklich trennscharfes, befriedigendes Analyseraster zur Verfügung stellt. Diese Uneindeutigkeiten - 
auch in meinem Kombinationsversuch der Typologien - ist wohl der unausweichlichen Fehlerhaftigkeit von Ide-
altypen geschuldet. 
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3.3.1 Ressourcen und Ressourcenaustauschverhältnisse: 1. Machtvariable 

Ressourcen, die in der Literatur genannt werden sind unter anderem: Geld, Legitimität, politische Un-

terstützung, Sicherheit, Wissen, Expertise, Informationen, Anzahl und Art der Mitglieder (Dür 2010: 

112; Eising 2008: 15; Bunea, Baumgartner 2014: 1421). In der Ressourcen-Austauschperspektive wird 

der Einfluss einer Interessengruppe nun dadurch bestimmt, inwiefern sie erstens relevante Ressourcen 

anbieten kann, die dann zweitens auf Nachfrage bei Entscheidern (ob Politikern oder Bürokraten) sto-

ßen. Die Nachfrage aus der Politik wird dabei erstens von der Relevanz für die Wiederwahl (office-

seeking politicians) oder für bestimmte policy-Ziele (policy-seeking politicians) und zweitens von al-

ternativen Quellen für diese Ressourcen (andere Interessengruppen oder eigene Ressourcen der Ver-

waltung) bestimmt (Dür 2010: 112). Im Bezug auf die EU entwickelte Bouwen (2002) die "access good" 

Theorie, die den Zugang zu Entscheidungsträgern über die verfügbaren Güter/Ressourcen der Interes-

sengruppen bestimmt, und testete sie anhand verschiedener EU-Institutionen empirisch.  

Wie lässt sich dieses Konzept nun auf die transatlantische Wirtschaftsintegration und transnationale 

Unternehmerverbände übertragen? Um hier eine allgemeinere theoretische Aussage zu entwickeln, sol-

len einige Studien zum Fall der europäischen Integration vorweggenommen werden, der in Kapitel 5. 

genauer ausgeführt wird.   

Die Studien von Cowles (1995b, 2001a,b) legen ein enges Austauschverhältnis zwischen EU-Kommis-

sion und einem transnationalen Unternehmerverband bei der Schaffung des europäischen Binnenmark-

tes nahe. Dabei bekommt die Kommission erstes Informationen/Expertise und vor allem zweitens poli-

tische und legitimierende Unterstützung von ihrer pan-europäischen "business constituency" (Cowles 

2001a: 159), um ihr Projekt der Marktliberalisierung gegenüber den Mitgliedsstaaten durchzusetzen. 

Im Gegenzug erhalten die Unternehmen privilegierten Zugang zur Kommission und können ihre wirt-

schaftspolitischen Überzeugungen und Profitinteressen verwirklichen (Cowles 1995b: 10; Cowles 

2001a: 159; sehr ähnlich argumentiert auch Coen 1997: 106; Coen 1998: 77 ff.). Auch für Eising ist 

dieses Angebot- und Nachfrage-Verhältnis zwischen Unternehmen und den EU-Institutionen (insbe-

sondere der Kommission) während der Marktintegration und in der Außenhandelspolitik besonders 

stark (Eising 2007: 386 f.). In der Literatur wird dabei der Kommission mangels eigener Ressourcen 

eine besondere Abhängigkeit von externen Ressourcen wie Informationen und politischer Unterstüt-

zung attestiert. "The Commission's dependence on interest group resources makes it offer access and 

influence to interest groups, leading to a 'symbiotic' relationship between the two” (Dür 2010: 113).  

Auch auf den Fall der Marktintegration bezogen beschreibt Bornschier (2000: 25 ff.) eine weitere Di-

mension dieses Austauschverhältnisses. Multinationale Unternehmen benötigen eine vom Staat garan-

tierte Ordnung, in der sie ihre Profite maximieren können, also bspw. Investitionsschutz und Rechtssi-

cherheit. Gleichzeitig benötigen Staaten Steuereinnahmen, Arbeitsplätze und Wirtschaftswachstum - 

Ziele die nur verwirklicht werden können, wenn das mobile Kapital im europäischen Wirtschaftsraum 
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verbleibt. Für diesen Ressourcenaustausch von Investitionssicherheit gegen Wirtschaftswachstum ver-

bünden sich Unternehmen und Staaten in Wirtschaftsräumen wie der EU.18 In der internationalen Kon-

kurrenz um Kapitalattraktivität und Profit sehen sich Staaten und Unternehmen dazu gezwungen.   

Zugang und Einfluss von transnationalen Unternehmen auf die europäischen Regierungen während der 

europäischen Wirtschaftsintegration lässt sich also schlüssig über ein Ressourcenaustauschverhältnis 

erklären: Die Nachfrage der Regierungen und der Kommission nach Expertise, politischer Unterstüt-

zung, Wachstum, Steuereinnahmen und Arbeitsplätzen wird von Unternehmen bedient, wenn die Re-

gierungen im Gegenzug einen sicheren Investitionsraum anbieten, in dem die Unternehmen wachsen 

und Profit erwirtschaften können. Eine solches Verhältnis zu den Regierungen erhöht natürlich die 

Chance der transnationalen Unternehmen, ihren Willen auch gegen Widerstand durchzusetzen - es ist 

also eine wichtige Quelle ihrer Macht. Es liegt nahe, dieses Verhältnis von der europäischen auf die 

transatlantische Wirtschaftsintegration zu übertragen.  

Neben diesem Austauschverhältnis zu den Regierungen darf selbiges zu anderen gesellschaftlichen In-

stitutionen nicht übersehen werden. Dieses ist teilweise beinahe trivial, aber nicht weniger relevant: Mit 

Geld lässt sich in der kapitalistischen Gesellschaft auf beinahe alle Teilbereiche der Gesellschaft Ein-

fluss nehmen.19 Finanzstarke Interessengruppen bezahlen die besten Anwaltskanzleien und Lobbyfir-

men, unterhalten eigene Public Affairs-Abteilungen, schalten Werbung, platzieren Artikel, finanzieren 

Bildungsinstitutionen, mobilisieren die Zivilgesellschaft, engagieren die am besten ausgebildeten und 

vernetzen Mitarbeiter etc. (vgl. Kapitel 5.2). Neben vielen anderen Beispielen wird sich so zeigen, dass 

der Einfluss von Umweltverbänden auf die transatlantische Integration allein schon daran scheitert, dass 

die NGOs die notwendigen Strukturen nicht finanzieren können.  

   

3.3.2  Gelegenheitsstrukturen, strukturelle Macht: 2. Machtvariable 

Die Gelegenheitsstrukturen sind ermöglichende und beschränkende Strukturen, die den Zugang und 

Einfluss der Interessengruppen bestimmen (Eising 2009: 5; Kern 2008: 152 ff.; Prince, Kerremans 

2010).  

Die erste relevante Struktur der EU ist ihr Mehrebenensystem (Prince, Kerremans 2010). Einige Auto-

ren gehen davon aus, dass im Mehrebenensystem  der EU die Staaten mächtiger und von (nationalen) 

Interessengruppen unabhängiger werden (2-level-games). Im Gegensatz dazu vermuten anderen Auto-

ren, dass Interessengruppen durch die zusätzliche Ebene mehr Macht erhalten, da sie dadurch mehr 

Zugangspunkte haben und sich von der innenpolitischen Ebene lösen können (Dür 2010: 113; Eising 

2008: 18 f.). NGOs und das Parlament können bspw. durch das Multi-Level-System an Macht verlieren, 

da es mehr Institutionen enthält, die mangels einer europäischen Öffentlichkeit weiter von der nationa-

                                                           

18 Auch wenn die Unternehmen multinational aktiv sind, eignet sich dafür am besten ein großer einheitlicher 
Wirtschaftsraum als sicherer Heimatraum, in dem sie die Kostenvorteile von Skaleneffekten nutzen können. 

19 Auch das Austauschverhältnis zu gesellschaftlichen Institutionen hat natürlich weit mehr Facetten als nur die 
finanzielle. Dies kann  jedoch hier nicht genauer ausgeführt werden. 
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len Öffentlichkeit entfernt sind. Entscheider müssen sich so weniger um die öffentliche Meinung küm-

mern - ein zentraler Kanal für den Einfluss von NGOs und Oppositionsparteien (Dür 2010: 114). Ent-

sprechend gewinnen Interessengruppen an Macht, die weniger über die Öffentlichkeit (indirektes Lob-

bying / voice), sondern durch den direkten Kontakt mit Entscheidungsträgern Einfluss ausüben (direktes 

Lobbying / access) - also insbesondere Unternehmen.   

Eine zweite wichtige Gelegenheitsstruktur ist das europäische Interessenvermittlungssystem. Auf nati-

onaler Ebene wird meistens zwischen den zwei Idealtypen Pluralismus und Korporatismus unterschie-

den (vgl. Czada 1994).20 Auf die Diskussion, um welche Art von Interessenvermittlungssystem es sich 

bei der EU handelt, werde ich nicht genauer eingehen, sondern nur einige prominente Studien heraus-

picken können. Coen (1997, 1998) versteht das Interessenvermittlungssystem der EU als "élite plura-

lism", in dem insbesondere große Unternehmen (im Gegensatz zu Unternehmerverbänden) ein sehr en-

ges Verhältnis mit privilegiertem Einfluss und Zugang zu den europäischen Institutionen aufgebaut ha-

ben. Eising (2007) kann die These des "élite pluralism" in seiner Studie jedoch nur teilweise bestätigen. 

Zwar haben große Unternehmen (die "élite") den besten Zugang, aber der Unterschied zu den europäi-

schen Verbänden ist nicht besonders groß. Auch wenn dies keine policy-spezifische Aussagen sind, 

wird in diesen Studien bestätigt, dass wirtschaftliche Interessengruppen im Allgemeinen einen engen 

Draht zu EU-Institutionen pflegen. Diese Aussagen werde ich später am Einzelfall ‚TTIP und transna-

tionale Unternehmen’ prüfen. Dabei wird vor allem das Argument interessant sein, dass sowohl indivi-

duelle Unternehmen (und Netzwerke ihrer CEOs), als auch große Verbände einen relevanten Einfluss 

haben und sich in ihrer politischen Arbeit strategisch ergänzen.21 

Neben diesen klassisch politikwissenschaftlichen Gelegenheitsstrukturen soll noch eine zentrale öko-

nomische Struktur erwähnt werden, die den Einfluss von Unternehmen in der Marktintegration gegen-

über anderen Interessengruppen erheblich begünstigt: der neoliberale Kapitalismus. Im globalen dere-

gulierten Kapitalismus kann sich Kapital relativ ungehindert zwischen Staaten und Wirtschaftsräumen 

bewegen, wenn andere Räume mehr Sicherheit und Profit versprechen (vgl. Sinclair, Thomas 2001). 

Dies führt zu einem Wettbewerbsdruck zwischen den Wirtschaftsräumen, der transnationales Kapital 

                                                           
20 Im Korporatismus gibt es stark institutionalisierte Wege, über die die wichtigsten Interessengruppen (vor allem 
Arbeitnehmer und Arbeitgeber) mit dem Staat kooperieren. Die Interessengruppen müssen sich in hierarchi-
schen Verbänden organisieren, die Interessen aller Mitglieder bündeln und in institutionalisierten Foren mit dem 
Staat verhandeln, um im Idealfall zu einem konsensualen Ergebnis zu kommen. Im idealtypischen Gegensatz dazu 
folgt ein pluralistisches Interessenvermittlungssystem der Logik des Marktes. Unter Annahme der gleichen Aus-
gangsbedingungen sollen sich alle Interessen frei organisieren und ohne institutionell vorgeschriebene Wege 
versuchen ihr Interesse durchzusetzen. Interessanterweise identifizieren einige Autoren unter anderem einen 
allgemeinen Trend zur Pluralisierung, Individualisierung (vor allem große Unternehmen lösen sich von der alten 
Verbändestruktur) und Europäisierung nationaler Interessenvermittlung (Lösche 2007: 115 f.; von Winter 2003, 
Kleinfeld et al. 2007: 8 f.). 
21 An den genannten Studien wird klar, dass sich Theorien, die auf Ressourcen und Gelegenheitsstrukturen auf-
bauen nicht klar trennen lassen. So lässt sich argumentieren, dass auf Grund eines Ressourcenabhängigkeitsver-
hältnisses die Zusammenarbeit zwischen Regierungen und Interessengruppen beginnt und sich dann im Laufe 
der Zeit strukturell verfestigt und institutionalisiert - also zur Gelegenheitsstruktur gerinnt. Auch Coen (1997) 
betont diesen aus speziellen historischen Kontexten und Akteurskonstellationen heraus ‚gewordenen‘ Charakter 
der europäischen Gelegenheitsstrukturen. 
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in eine privilegierte Verhandlungsposition versetzt. Allgemein gilt im Kapitalismus: Diejenige Interes-

sengruppe, die im Produktionsprozess besonders relevant ist und auf dem Markt besteht, kann struktu-

relle Macht aus dem Kapitalismus schöpfen.22 23 Aus konstruktivistischer Perspektive kann in diesem 

Zusammenhang auch das dominante neoliberale Überzeugungssystem als Gelegenheitsstruktur verstan-

den werden, das Unternehmen eine besondere Priorität im Denken der politischen Eliten einräumt.  

Es gäbe noch weit mehr Gelegenheitsstrukturen (vgl. bspw. Kern 2008: 152 ff.) die hier jedoch nicht 

genauer ausgeführt werden können. An diesen Beispielen wird jedoch klar, dass es in der EU ein weit 

verzweigtes Netz an Strukturen gibt, die Chancen erhöhen oder verringern, dass bestimmte Akteure 

ihren Willen durchsetzen können. Ein zentrales Ergebnis dieser Arbeit wird es sein, dass sich auf der 

Mesoebene eine weitere Gelegenheitsstruktur, eine historische Institution herausgebildet hat: die 

Public-Private-Partnership. 

  

3.3.3 Die politischen Pfade und Strategien der Interessengruppen: 3. Machtvariable 

Würden Interessengruppen aufbauend auf den zwei dargestellten Variablengruppen immer die optimale 

politische Strategie wählen, dann wäre die Wahl der Strategie kein weiterer relevanter Faktor, der ihre 

Macht bestimmt. Da dem natürlich nicht so ist, wird auch die politische Strategie zum interessanten 

Gegenstand, der jedoch bisher noch sehr wenig erforscht ist (Dür 2010: 116). Interessengruppen können 

für ihre politischen Strategien verschiedene Pfade wählen: "access, selection, voice, and structural co-

ercion" (ebd.: 119). 

Access (Zugang) bezeichnet den direkten Kontakt und Austausch mit Verwaltung und Politik; Selection 

geht durch den Einfluss auf die Auswahl von Mitgliedern in Verwaltung und Politik noch einen Schritt 

weiter. Diese ersten beiden Strategien werden auch als inside lobbying bezeichnet. Voice bezeichnet 

Versuche der Einflussnahme über die Öffentlichkeit. Diese Strategie wird auch als outside lobbying 

bezeichnet.24 Structural coercion (struktureller Zwang) bezeichnet die Ausnutzung von strukturellen 

Vorteilen wie bspw. Kapitalmobilität zu politischen Zwecken.  

Die professionelle Anwendung dieser vielfältigen Lobbystrategien wird im Fachjargon auch als Public 

Affairs Management (PAM) bezeichnet (von Schendelen 2010: 54 ff.;  Harris, Fleisher 2005). Diese 

umfassenden Beeinflussungstechniken gegenüber Gesellschaft und Regierung wurde in den 1970er Jah-

ren von US-Wirtschaftsverbänden entwickelt, um ihre Interessen und Überzeugungen gesellschaftsfä-

hig zu machen und politische Gegner zu bekämpfen. Inzwischen ist diese Disziplin hoch professionali-

siert, mit einem großen Stock an Fachliteratur, eigenen Studiengängen und professionellen Agenturen, 

                                                           
22 Als Gründerin der Teildisziplin der Internationalen Politischen Ökonomie und auch des Konzepts der struktu-
rellen Macht im Kapitalismus gilt Susan Strange (vgl. May 1996). 
23   Transnationale Unternehmen geben (quasi als vermittelnder Transmissionsriemen) die Zwänge des globalen 
Kapitalismus (Struktur) an die Kommission (Akteur) weiter. 
24 In der Forschung dominiert dabei die Ansicht, dass in der EU inside lobbying mehr betrieben wird als outside 
lobbying. Mangels einer europäischen Öffentlichkeit und Wiederwahldruck im Multi-Level-System sind politische 
Aktionen über die Öffentlichkeit weniger wirksam  (Dür 2010: 120). "The predominance of bureaucratic politics 
and consensus formation among member states in the EU system support insider rather than outsider strategies 
of interest groups (Imig and Tarrow 2001a; Warleigh 2001; Rucht 2002)" (Eising 2008: 15). 
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die ihre Dienste gegen Geld anbieten (vgl. Althaus 2002). In Kapitel 5.2 werde ich darauf genauer ein-

gehen. Diese dritte Variable der Macht ist vor allem für die praktische Arbeit von Interessengruppen 

interessant, da hier tatsächlich ein gewisser voluntaristischer Gestaltungsspielraum für den politischen 

Erfolg der Interessengruppen besteht. Die Chance der Willensverwirklichung kann hiermit also bewusst 

erhöht werden.   

  

3.3.4 Fallabhängige Faktoren: Policy und Prozess: 4. Machtvariable 

Neben diesen allgemeinen akteursspezifischen und strukturellen Faktoren haben auch die prozess- und 

policyabhängigen Eigenschaften eines Gesetzes/Vertrages Einfluss auf die Macht von Interessengrup-

pen (Dür 2010: 115 f.). In unterschiedlichen Phasen des Policyentwicklungsprozesses können unter-

schiedliche Akteure Einfluss ausüben. So können bspw. die Parlamente bei bilateralen Verträgen erst 

ganz am Ende des Prozesses nur mit Ja oder Nein abstimmen und haben während dem Verhandlungs-

prozess keinen großen Einfluss. Gleichzeitig kommt die Initiative für Gesetze oftmals von Unterneh-

merverbänden (vgl. Kapitel 6.). Dieser Prozess kann von kontingenten Faktoren wie bzw. einer Finanz- 

und Wirtschaftskrise beeinflusst werden.  

Zusätzlich spielen spezielle Eigenschaften eines Politikfeldes (Policy) und Gesetzes eine wichtige 

Rolle. Je nachdem welche Vor- und Nachteile ein Gesetz für Akteure bedeutet, ergeben sich verschie-

dene Probleme der Organisierbarkeit ihrer Interessen (vgl. Olson 1968). Außerdem spielen Eigenschaf-

ten wie der Bedarf an Expertise und politischer Unterstützung, das potenzielle öffentliche Interesse, 

institutionelle Entscheidungsstrukturen und viele andere fallspezifische Faktoren eine Rolle für den 

Einfluss verschiedener Akteure auf ein spezielles Gesetz. Es gilt hier der Grundsatz "policy makes po-

litics" - wie sich der politische Kampf zwischen verschiedenen Interessen gestaltet, hängt vom jeweili-

gen Politikfeld ab (Cowles 2001a: 177 f.). Cowles argumentiert bspw., dass Binnenmarktpolitik eher 

pluralistisch funktioniert, während andere Politikfelder auch korporatistische Merkmale aufweisen 

(ebd.). In diesem Sinne werde ich in den folgenden Kapiteln am Fall TTIP aufzeigen, welches Ressour-

cenaustauschverhältnis sich hier entwickelt hat, auf welche Gelegenheitsstrukturen die Akteure zurück-

greifen können und welche politischen Strategien sie wählen - kurz: über welche Macht sie in diesem 

speziellen Politikfeld und Fall verfügen.  

 

Vier Variablen der Macht von Interessengruppen 

Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass die Macht von Interessengruppen in der EU sich idealty-

pisch an vier Variablen festmachen lässt. Erstens Ressourcen, die den Wert der Interessengruppe für 

politische Entscheider bestimmen; zweitens politische, ökonomische und gedankliche Gelegenheits-

strukturen, die ermöglichend und einschränkend auf das Handeln der Akteure wirken; drittens die poli-

tischen Strategien, die die Interessengruppen darauf aufbauend zur Einflussnahme wählen; und viertens 

die spezielle Konfiguration der drei vorangehenden Variablen in einem speziellen Politikfeld und Fall.  
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3.3.5 Überzeugungsangleichung als Ergebnis eines Machtkampfes  

Was kommt nun am Ende aus dem Zusammenspiel dieser vier Variablen im Machtkampf der verschie-

denen Akteure heraus? Als eines der empirisch nachweisbaren Ergebnisse des Machtkampfes werde ich 

die Überzeugungsangleichung verstehen. Die Überzeugungen eines Akteurs sind seine kausal-analyti-

schen Vorstellungen über Ursachen, Wirkungen, Probleme, Lösungen und normative Vorstellungen 

über angemessene und unangemessene Handlungen (vgl. Roos 2008: 71). So hat bspw. die Kommission 

bestimmte Überzeugungen über momentane Ursachen und die Natur der Probleme Europas und leitet 

daraus Lösungsstrategien (wie TTIP) ab. Diese Überzeugungen25 entstehen jedoch nicht aus dem 

Nichts, sondern in der Auseinandersetzung mit internen und externen Akteuren und Strukturen (vgl. 

Roos 2008: 67). Die Hypothese dieser Arbeit ist nun, dass transnationale Unternehmen zentrale Akteure 

sind, die die Überzeugungen der Kommission und Regierungen prägen. Sie stehen in einem engen Res-

sourcenaustauschverhältnis zu den Regierungen und der Kommission, haben eine privilegierte struktu-

relle Stellung, nutzen ausgefeilte politische Strategien und sind in der Außenhandelspolitik (Politikfeld) 

im direkten Wortsinne die handelnden Akteure. Das methodische Vorgehen zur Erforschung dieser 

Macht wird im folgenden Kapitel erläutert.  

 

4. Empirische Erforschung der Macht von Interessengruppen 

Wenn dies nun die Variablengruppen sind, die die Macht einer Interessengruppe bestimmen, wie lassen 

sich diese nun systematisch empirisch an einem speziellen Gegenstand wie TTIP untersuchen? Dür 

(2008) entwickelt anhand der bestehenden empirischen Forschung zu Interessengruppen auf EU-Ebene 

eine Typologie aus drei verschiedenen Methodentypen, die zur Untersuchung des Einflusses von Inte-

ressengruppen angewendet werden: Die Prozessanalyse, die Analyse der Präferenzverwirkli-

chung/Überzeugungsangleichung und die Analyse des zugeschriebenen Einflusses.  Mehr noch als in 

den anderen Forschungsbereichen ist der Forschungsstand zu dieser methodischen und methodologi-

schen Frage noch relativ schwach (Dür 2008: 560).26 Für die Untersuchung des Machtkampfes um TTIP 

und die Macht von transnationalen Unternehmen werde ich mich vor allem auf die Prozessanalyse kon-

zentrieren.  

                                                           
25 Ich werde im Folgenden öfters von den "Interessen und Überzeugungen" der Akteure sprechen. Diese Formu-
lierung basiert auf der ewigen Debatte zwischen rational-choice-orientierten Ansätzen, die eher von kosten-nut-
zen-abwägenden Akteuren ausgehen, und konstruktivistischen Ansätzen, die die handlungsleitende Wirkung von 
Ideen, Wahrnehmungen und Überzeugungen betonen. Da ich mich nicht zwischen diesen zwei Ansätzen ent-
scheiden will und ich auch nicht glaube, dass eine Entweder-oder-Entscheidung notwendig ist, werde ich meis-
tens beide Begriffe nennen.  
Auch in der Literatur finden sich Autoren, die diese Positionen vereinen und bspw. argumentieren, dass Interes-
sen eher in kurzfristigen speziellen Situationen handlungsleitend wirken, während Überzeugungen eher die all-
gemeine Handlungsorientierung abstecken (vgl. Schirm 2013: 61 f., 283 ff.). Auf TTIP übertragen bedeutet dies: 
Ob ein Akteur sich generell für TTIP einsetzt, hängt davon ab, ob er dem marktliberalen bzw. neoliberalen Über-
zeugungssystem anhängt. Wenn es jedoch um die Positionierung in Detailfragen geht, wird der Akteur stärker 
seinen eigenen materiellen Nutzen abwägen. 
26 Für einen alternativen Versuch, Macht in der internationalen Politik messbar zu machen, siehe Hart (1976). 
Harts Vorgehen scheint mir für meine Arbeit jedoch weniger hilfreich. 
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4.1 Prozessanalyse und Überzeugungsangleichung  

Die meistgenutzte Methode bzw. Erklärstrategie in diesem Forschungsfeld ist die Prozessanalyse. Am 

Anfang einer Prozessanalyse stehen (als relevant unterstellte) unabhängige Variablen, mit denen eine 

abhängige Variable erklärt werden soll. Ausgehend von diesen unabhängigen Variablen wird in einer 

intensiven Fallstudie versucht, eine kausale Wirkkette auszuarbeiten, um damit die abhängige Variable 

zu erklären (Schimmelfennig 2006: 263; Dür 2008: 562). Die Prozessanalyse will dabei über die bloße 

Beobachtung von Korrelationen  hinausgehend die Black Box zwischen abhängiger und unabhängiger 

Variable öffnen und  kausale Mechanismen identifizieren (Schimmelfennig 2006: 263 ff.). Dabei kön-

nen bestehende Theorien als Heuristiken genutzt und überprüft (die vier Machtvariablen und die Akteure 

und Strukturen aus Kapitel 2.) und ggf. auch neue Theorien generiert werden.27  

Eine solche Prozessanalyse werde ich in meiner BA-Arbeit in abgeschwächter Form versuchen. So steht 

am Anfang dieser Arbeit die Hypothese, dass transnationale Unternehmerverbände (unabhängige Vari-

able) auf Grund eines speziellen Verhältnisses zu Regierungen und Kommission große Macht im poli-

tischen Prozess haben, der letztendlich zu TTIP nach ihren Vorstellungen (abhängige Variable) führt. 

Dabei können als forschungsleitende Heuristiken zur Untersuchung des Prozesses sowohl die vier er-

läuterten Machtvariablen dienen, als auch die Annahmen zum Verhältnis zwischen Regierungen, Kom-

mission und Unternehmen und ihrer strukturelle Einbettung.  

Dabei ist völlig klar, dass eine wirkliche Prozessanalyse mit so vielen Variablen und über einen solch 

langen Zeitraum unmöglich ist. Anstatt einer lückenlosen Kausalkette kann nur eine grobmaschige Pro-

zessanalyse versucht werden. Im Sinne meines eklektischen Wissenschaftsverständnisses ist dies jedoch 

legitim und das forschungspragmatisch bestmögliche Vorgehen. Diese grobmaschige Prozessanalyse 

wird in den 70er/80er Jahren mit der politischen Mobilisierung der Unternehmen und der europäischen 

Integration beginnen, da hier die Grundsteine für die Macht der Unternehmen gelegt wurden. Dies führt 

mich dann weiter in die 90er und 2000er Jahre, als die ersten Weichen für die transatlantische Integration 

gestellt wurden und endet schließlich in den 2010er Jahren mit TTIP.  

Innerhalb der Prozessanalyse werde ich noch eine zweite Perspektive nutzen: die Analyse der Überzeu-

gungsangleichung (orientiert an Dür 2008: 566 ff.).28 Bei der Untersuchung der Überzeugungsanglei-

chung werden die Überzeugungen der Interessengruppe mit den Überzeugungen von Entscheidungsträ-

gern verglichen. Je nachdem inwieweit die Überzeugungen der Akteure angeglichen wurden, lässt sich 

                                                           
27 Dieses Vorgehen hat jedoch auch einige Nachteile: "Five difficulties stand out: collecting  empirical  evidence  
that  is  precise  enough  to  cover  all  steps  of  a causal process; cross-checking evidence gained from interviews 
against other sources; identifying a yardstick to assess what ‘influential’ means; avoiding inferences  about  
influence  from  the  level  of  interest  group  activity;  and generalizing from small-N studies" (Dür 2008: 563). 
28 Präferenzverwirklichung nach Dür (2008: 566 ff.) sähe im Gegensatz zur Überzeugungsangleichung folgender-
maßen aus: Bei der Untersuchung der Präferenzverwirklichung werden die idealen Ziele des Akteurs mit dem 
tatsächlichen Ergebnissen des politischen Kampfes verglichen. Ggf. wird zusätzlich noch gegen Lobbying-Aktivi-
täten anderer Akteure kontrolliert. Je nachdem wie nahe das reale Ergebnis an dem idealen Ziel des Akteurs liegt, 
umso höher lässt sich der Einfluss des Akteurs vermuten. Die Überzeugungsangleichung scheint mir jedoch mit 
meinen theoretischen Annahmen kompatibler. 
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auf die Macht der Interessengruppe schließen. Diese verschiedenen Erklärstrategien schließen sich nicht 

aus. So kann Überzeugungsangleichung herangezogen werden, um den kausalen Prozess plausibler zu 

machen (vgl. Cowles 1995a). Entsprechend empfiehlt Dür (2008: 569 f.) methodische Triangulation 

(also eine Kombination der verschiedenen Erklärstrategien), um zu besonders validen Ergebnisse zu 

gelangen. Dabei verstehe ich die Analyse der Überzeugungsangleichung als ein Teilelement der Pro-

zessanalyse. Mit diesem Vorgehen soll letztendlich die Frage beantwortet werden: Worauf beruht die 

Chance transnationaler Unternehmen, Einfluss auf die EU-Außenhandelspolitik am Beispiel TTIPs zu 

nehmen? 

4.2 Datenauswahl 

Vorbildhaft für meine Arbeit ist die Prozessanalyse von Cowles (1995a), in der der enorme politische 

Einfluss des European Roundtable of Industrialists (ERT - eine Lobbyorganisation transnationaler Groß-

unternehmen) bei der Schaffung des europäischen Binnenmarktes nachgewiesen wurde.29  Als Material 

für meine Untersuchung werden mir sowohl Primär- als auch Sekundärdaten dienen. Der wichtigste 

Quellentyp werden dabei wissenschaftliche Untersuchungen sein (Sekundärdaten). Der schiere Umfang 

des Untersuchungszeitraums legt nahe, dass allein durch die Rezeption und Neukombination bestehen-

der wissenschaftlicher Wissensbestände neue Erkenntnisse für den Fall TTIP gewonnen werden können.  

Vor allem wenn es am Ende der Prozessanalyse auch um TTIP selbst geht, werde ich jedoch auch Pri-

märdaten heranziehen. Als Material für meine Untersuchung werden mir Erklärungen, Dokumente und 

Internetauftritte der EU-Kommission (als Repräsentant der europäischen Exekutiven) und der Unter-

nehmerverbände (allen voran des Transatlantic Business Dialogue TABD - des wichtigsten Netzwerks 

der transnationalen Unternehmen) dienen. Außerdem legt die Studie von Cowles (1995a) nahe, dass 

auch über Presseberichte (insbesondere der wirtschaftsnahen Presse wie der Financial Times) wertvolle 

Informationen gesammelt werden können.30 Des Weiteren gibt es bereits ein paar Studien von Wissen-

schaftlern, NGOs und Stiftungen direkt über TTIP und die Unternehmerverbände.  

Um es erneut zu betonen: eine umfassende Prozessanalyse ist für meine Forschungsfrage weder mög-

lich, noch das Ziel dieser Arbeit. Das Ziel ist eine grobmaschige Prozessanalyse, die eklektisch mehrere 

Variablen miteinander vereint.  

   

4.3 Technisches Vorgehen - Methode  

Genau genommen ist die Prozessanalyse keine Methode (im Sinne einer Untersuchungstechnik für em-

pirisches Material), sondern vielmehr eine allgemeine Erklärstrategie, die sich selbst  auf verschiedene 

                                                           
29 Als beobachtbare Indikatoren für erfolgreiche Einflussnahme dienen Cowles vor allem Kontakte zwischen dem 
ERT und den europäischen Exekutiven ("access"), die Angleichung ihrer politischen Positionen ("Überzeugungs-
angleichung") und andere Indikatoren, um daraus eine Theorie des Ressourcenaustauschs zwischen Kommission 
und Unternehmen zu entwickeln. Als Datenquellen nutzte Cowles zahlreiche Interviews, Medienberichte, Pres-
semitteilungen, Dokumente und öffentliche Projekte, um den Prozess der Einflussnahme nachzuzeichnen. 
30 Eine systematische Suche in den Internetarchiven von Financial Times, Economist, Handelsblatt, Wallstreet 
Journal, New York Times, Welt, FAZ, TAZ, Süddeutsche hat ergeben, dass sich über die Internetauftritte für die 
Vorgeschichte von TTIP nur in der Financial Times gute Informationen zum TABD finden lassen. 
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Methoden (wie bspw. Dokumentenanalysen, Auswertung von Presseberichten, Interviews) stützt 

(Schimmelfennig 2006: 266 f.).31  

Ich werde mich in meiner Untersuchung auf zwei Vorgehensweisen (Methoden) stützen. Allem voran 

werde ich auf das „normale“ Lesen, Exzerpieren, Kombinieren und Interpretieren setzen, um meine 

Prozessanalyse zu entwickeln. Diese normale, weniger systematische Vorgehensweise ist nicht von ge-

naueren methodologisch begründeten Techniken angeleitet und folgt schlichtweg meiner in den letzten 

3,5 Jahren als Sozialwissenschaftler entwickelten und bewährten Arbeitsweise. Sie ist insofern höchs-

tens in einem allgemeinen Sinn methodisch-empirisch und folgt nur meinem "gesunden Wissenschaft-

lerverstand". Dies scheint mir legitim, da dies wohl die (funktionierende) Realität von sehr vielen For-

schungsprojekten ist.  

An einer Stelle im Forschungsprozess habe ich mich jedoch entschieden, doch auf eine spezielle For-

schungstechnik zurückzugreifen: Die Grounded Theory (GT). In Kapitel 8. habe ich die Überzeugungen 

von Kommission und transnationalen Unternehmen an Hand von Primärdokumenten (Erklärungen und 

Lobbybriefe) verglichen. Hierfür schien mir eine Analyse mit der qualitativen Datenanalysesoftware 

MAX-QDA sinnvoll, die sich nach dem Kodierparadigma der Grounded Theory richtet. Ich habe diese 

Methode in meinem Lehrforschungsprojekt ausführlicher angewendet und erläutert und werde deswe-

gen hier nur kurz auf die damit verbundenen Techniken eingehen. Entsprechend dem Kodierparadigma 

habe ich die Texte nach wiederkehrenden semantischen Mustern untersucht, die in sog. „Kodes“ (zu-

sammenfassende Überschriften, die eine allgemeine Idee ausdrücken) zusammengefasst und hierarchi-

siert wurden. In den dazugehörigen Kode-Memos wurde die entsprechende Interpretation des Kodes 

festgehalten. So kann der Forscher wiederkehrende Muster im Analysegegenstand entdecken und seine 

eigenen Interpretationen dazu systematisieren (vgl. Mey, Mruck 2007; Strübing 2007). Die entsprechen-

den Kodierbäume sind der Bachelorarbeit digital beigefügt. Für diese Arbeit ist es wichtig zu betonen, 

dass die Kodierung nicht im Kern dieser Arbeit steht, sondern nur für ein spezielles Kapitel als sinnvoll 

betrachtet wurde. Die Kodierbäume sind also keine für sich stehenden Dokumente, sondern Sammlun-

gen von Kodes und Interpretationen, die dann in dieser Arbeit ausformuliert wurden. Entsprechend dem 

eklektischen Wissenschaftsverständnis ist eine solche punktuelle Anwendung einer Forschungsmethode 

angemessen. 

Dies war nun also das theoretische und methodische Vorgeplänkel dieser Arbeit. Es soll noch einmal 

betont werden, dass dieser Überblick keineswegs überflüssig war, sondern die Vorannahmen transparent 

machen soll, die diese Arbeit leiten. Die Theorien um das Verhältnis zwischen den verschiedenen Akt-

euren und Strukturen (Kapitel 2.) und die Macht von Interessengruppen (Kapitel 3.) liegen der folgenden 

Untersuchung zu Grunde und werden im Folgenden auf den Einfluss der transnationalen Unternehmen 

auf TTIP übertragen. Da die Macht der Unternehmen ihren Ursprung in der europäischen Wirtschafts-

integration hat und man die Gegenwart nicht ohne ihre geschichtlichen Weichenstellungen verstehen 

                                                           
31 Der Begriff "Methode" wird in der Literatur uneinheitlich verwendet. Die Prozessanalyse wird teilweise als 
Methode (Dür 2008: 562; Bennet, George 2005): und teilweise als Erklärstrategie (Schimmelfennig 2006: 266) 
bezeichnet. 
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kann, werde ich jedoch zunächst die Vorgeschichte der politischen Mobilisierung der Unternehmen be-

leuchten.  

 

 

 

 

 

5. Historische Entwicklung der Unternehmen als politische Akteure  

5.1. Das politische Erwachen der transnationalen Unternehmen und der europäische Bin-

nenmarkt - eine  Public-Privat-Partnership  

 

"I would consider the Roundtable to be more than a lobby group as it helps to shape policies. The 

Roundtable's relationship with Brussels is one of strong co-operation. It is a dialogue which often be-

gins at a very early stage in the development of policies and directives.” Wisse Dekker, Vorsitzender 

des ERT, 1988-92 (zitiert nach van Apeldoorn 2002a: 89) 

"Obversely, the European Commission saw the Round Table as the perfect pressure group at the mem-

ber-state level to promote European initiatives. ’We see this group as a very useful bunch of people,' 

one member of Delors's cabinet in Brussels declared. 'These men are very powerful and very dynamic. 

They seed us with ideas. And when necessary, they can ring up their own prime minister and make 

their case' “(zitiert nach Holman 1992: 17) 

 

In den 1970er bis Anfang der 1980er Jahre litt das europäische Projekt an wirtschaftlicher und integra-

tionspolitischer Stagnation (Phase der sog. "Eurosklerose") und vielfältigen internen und externen Her-

ausforderungen. Arbeitslosigkeit und Inflation waren hoch, das Wirtschaftswachstum stagnierte (sog. 

"Stagflation"), die tayloristische Produktionsweise und die wirtschaftspolitischen Ideen des Keynesia-

nismus schienen nicht mehr zu funktionieren, die Weltwirtschaft war von Öl- und Währungskrisen ge-

schwächt, Europa sah sich der großen Konkurrenz der USA und Japans gegenüber, wirtschaftspolitische 

Lösungen wurden unkoordiniert und protektionistisch auf nationaler Ebene gesucht und der Erweite-

rungsprozess der Europäischen Gemeinschaft war ins Stocken geraten (Bieling 2010: 68 ff.; Apeldoorn 

2002a: 63 ff.; bpb.de o.J.; Judt: 610 ff.). Diese Phase der Eurosklerose endete 1985 mit der Einheitlichen 

Europäischen Akte (politisch institutionelle Reformen und Plan zur Schaffung des europäischen Bin-

nenmarktes bis 1992), dem Vertrag von Maastricht 1991 (unter anderem Einführung der Wirtschafts- 

und Währungsunion) und der umfassenden (Ost)Erweiterung Anfang der 2000er (Apeldoorn 2002a: 

Vorwort; Holman 1992: 3).  

Wie entstand diese Wiederbelebung der Integration und Neuausrichtung der Europäischen Gemein-

schaft? Im Vielklang der verschiedensten Erklärungen für dieses komplexe Phänomen finden sich einige 
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sehr interessante Studien in Bezug auf transnationale Unternehmen und ihr Verhältnis zu Regierungen 

und der Kommission in einem speziellen strukturellen Kontext. Diese Studien betonen, wie sich die pan-

europäischen Unternehmen politisch mobilisierten und in einer Koalition mit der Europäischen Kom-

mission  ihre gemeinsame Vision eines zukunftsfähigen Europas gegenüber den nationalen Regierungen 

und der Bevölkerung durchsetzten. Unter dem Druck makrostruktureller Veränderungen und Krisen 

entstand das politische Modell der Public-Private-Partnership mit dem Projekt eines neuen Europas - 

ein politische Modell, das bis heute zu den Verhandlungen um TTIP in die Gegenwart reicht.  

5.1.1 Der ERT und die politische Mobilisierung der Unternehmen 

Auf Seiten der pan-europäischen Unternehmen beginnt diese Erzählung mit dem European Round Table 

of Industrialists (ERT) - einem Zusammenschluss von politisch engagierten CEOs der großen pan-eu-

ropäischen Unternehmen. Cowles (1995a, b) zeigt in ihren Studien zum ERT deren enormen Einfluss 

auf die Neugestaltung des europäischen Projekts. Der ERT war von Anfang an am "Setting the Agenda 

for a New Europe" beteiligt (Cowles 1995a). Die Industriekapitäne der großen europäischen Unterneh-

men waren enttäuscht von der mangelnden Problemlösungsfähigkeit der Politik während der Euroskle-

rose und beschlossen deswegen, sich in einem exklusiven Club aus CEOs zu organisieren und selbst 

Lösungen zu entwickeln (ebd. 503 ff.). Im Lauf der Zeit entstand ein sehr enges und produktives Aus-

tauschverhältnis zwischen ERT und Kommission. Der ERT traf sich regelmäßig mit Politikern und der 

Bürokratie, schlug konkrete Lösungen vor (einen gemeinsamen europäischen Markt, Infrastrukturpro-

jekte etc.) (internal lobbying / access) und begann gleichzeitig mit der politischen Bearbeitung der Öf-

fentlichkeit (external lobbying / voice) (ebd. 507 ff.).32 33  

Auch Apeldoorn (2002a, b) untersucht in seiner Studie den ERT und setzt damit den "focus on the role 

of big business in the re-launch of European integration" (Apeldoorn 2002a: Vorwort).  Aus der Per-

spektive des "neo-grasmscianischen Transnationalismus" untersucht er in vielen Interviews die Über-

zeugungen dieser transnationalen Lobbygruppe. Er kommt zu dem Schluss, dass sich mit dem ERT eine 

transnationale kapitalistische Klasse gebildet hat, die über konkurrierende Profitinteressen hinaus ein 

übergreifendes Klassenbewusstsein (also gemeinsame Identität, Überzeugungen und Interessen) gebil-

det hat und sich dementsprechend politisch organisierte (ebd.: 2 f.). Das handlungsleitende Überzeu-

gungssystem des ERT war ab den 80er Jahren der (eingebettete) Neoliberalismus, den sie zu ihrem 

                                                           
32 Die Parallelen des politischen Programms damals zu TTIP heute sind beeindruckend: "According to the ERT 
document, the non-unified market resulted in three major obstacles to European industrial growth: (1) the highly 
unfavourable risk/return relationship for productive investments; (2) the European regulatory environment char-
acterized by a proliferation of uncoordinated standards; and (3) fiscal, legal and political obstables to the creation 
of transnational industrial structures. The ERT outlined specific measures and called on political leaders to re-
vamp public policies for European private investment, end subsidies to obsolete industries, develop common 
standards and deregulate public markets in technology-intensive areas, and facilitate European merger an acqui-
sition laws" (Cowles 1995a: 507). 
33 Eine weitere interessante Parallele zu TTIP ist, dass sowohl 1988 der Beginn der deutschen Präsidentschaft im 
Rat der EU den Plan für den gemeinsamen Binnenmarkt besiegelte (Cowles 1995a: 520) und auch 2007 die deut-
sche Präsidentschaft die Bemühungen für TTIP (einen transatlantischen "Binnenmarkt") vorantrieb (Beck, Scher-
rer 2014). Deutschland scheint also eine besondere Rolle in dieser Politik einzunehmen.  
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Projekt für ein neues Europa erklärten (ebd.: 8 f.).34 So lässt sich die Schaffung des deregulierten, libe-

ralisierten europäischen Binnenmarktes als Antwort der transnationalen kapitalistischen Klasse auf eine 

europäische Krise verstehen - und mit der Kommission fand sie dafür einen politischen Partner (ebd.: 

63 ff.).  

Sehr ähnlich betont auch Holman den Einfluss des ERT auf die europäische Integration und insbeson-

dere auf die Schaffung des europäischen Binnenmarktes (1992: 17 ff.). Wie Apeldoorn richtet er sich 

gegen die etablierten Integrationstheorien (Intergovernementalismus und auch Supranationalismus) und 

betont die Relevanz der kapitalistischen globalen Produktions- und Klassenstrukturen. Entsprechend 

interpretieren er und van der Pijl die Reaktion auf die Eurosklerose: "European integration must be seens 

as a transnational class strategy, circumventing national class configurations" (Holman, van der Pijl 

2003: 79) - und wieder wird die produktive Koalition mit der Kommission betont.35 Ähnlich argumen-

tiert auch Fielder, dass die "theoretical explanation of an elite pact between the European transnationals 

and the EC Commission is empirically substantiated by the documents as well as by our interviews with 

witnesses, who confirm the tight cooperation between the Roundtable and the Commission in preparing 

the Single Market" (2000: 88). Zwar sind die Regierungen de jure die Entscheider - de facto ging die 

Initiative jedoch nicht von ihnen aus. Mit Multi-Level-Lobbying konnten der ERT  und die Kommission 

schließlich auch die Mitgliedsstaaten überzeugen (ebd. 91).  

 

Auch jenseits des ERT beobachten viele Autoren eine politische Mobilisierung der Unternehmen in den 

1980er Jahren. Coen (1997, 1998) argumentiert, dass sich genau in dieser Krisenphase der "élite plura-

lism" in Europa herausgebildet hat, und zeichnet dabei das politische Erwachen der großen Unterneh-

men historisch nach.36 Er betont dabei vor allem die Macht individueller großer europäischer Unterneh-

men, die mit der Kommission in einem engen (Ressourcen-)Austauschverhältnis stehen. Die Kommis-

sion bevorzugte dabei insbesondere einzelne pan-europäische Unternehmen und trug damit aktiv zur 

transnationalen Identitätsbildung und politischen Organisation und Integration der Unternehmen bei: 

"greatest weight  was  given  to  those  actors  who  were prepared  to  establish  'European  identity'  

through  pan-European  alliances  with  rival  firms  and/or  solidaristic  links  with  societal  interests" 

und "the  Commission  actively encouraged firms to  participate  in  political  alliance  building  and  

                                                           
34 Der Auslöser dieses Überzeugungswandels ist für Apeldoorn (2002a: 8f.) die veränderte  strukturelle Stellung 
der Unternehmen im globalen Produktionsprozess: ein höherer Grad an globaler Verflechtung und Wettbe-
werbsfähigkeit. So entstand ein Überzeugungswandel weg vom Merkantilismus (stärkerer Unterstützung der Un-
ternehmen durch den Staat), hin zum (eingebetteten) Neoliberalismus. 
35 Die beiden Autoren  beobachten interessanterweise einen immer stärkeren regionalen Zusammenhalt der ka-
pitalistischen Klasse innerhalb Europas (auch in Form des ERT), der sich an der Konkurrenz mit den USA ausrichtet 
(Holman, van der Pijl: 2003: 71). 
36 "It is possible to see the development of political action by firms within the EU as following  three  broadly  
defined  phases.  The first  period,  prior  to  the  Single European  Act  (SEA),  saw  a  small  number  of  firms  
monitor  the  European Community (EC), while the majority favoured traditional hierarchical structures of  na-
tional  government  and  federations  (see  Grant  1993).  The  second  phase followed  the  passage  of  the  SEA  
in  1987  and  was  represented  by  the  well- documented  boom in EU business lobbying  (see Butt  Philip 1991;  
Mazey  and Richardson  1993),  while  the  third  stage,  in  the  1990s,  has  seen  the  gradual development of 
the firm into a sophisticated political actor, capable of establishing alliances  with  countervailing  interests  and  
fostering  direct  links  with  the Commission" (Coen 1997: 92). 
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attempted  to  draw a second wave of large firms into the European public policy system" (Coen 1998: 

98 und 79).  

Auch  Eising (2007) identifiziert einen zentralen Wandel in der politischen Organisation der Unterneh-

men in den 1970/80er Jahren. In den 1950/60er Jahren waren die großen Unternehmen vor allem damit 

beschäftigt, sich in ihrem einheimischen Markt zu verankern, und ließen ihre Interessen auf internatio-

naler Ebene vor allem über ihre nationalen Regierungen vertreten. Angesichts der Eurosklerose, innen-

politischer Gegenspieler (Gewerkschaften, soziale Bewegungen) und internationaler Konkurrenz be-

gannen sie sich auch auf europäischer Ebene politisch zu organisieren - insbesondere für den europäi-

schen Binnenmarkt. Für Eising ging dieser Prozess mit einer gleichzeitigen Öffnung der Kommission 

für große Unternehmen einher (ebd.: 389 f.; Eising 2009: 20 f.). 

  

5.1.2 Der größere Kontext: Geostrategie und Kapitalismus  

Wie lässt sich dieses politische Erwachen der transnationalen Unternehmen nun in einen größeren Kon-

text einordnen? Buch-Hansen und Wigger (2010) zeigen hier das äußerst interessante strategische Inte-

resse der Regierungen an Kommission und Unternehmen in der Konkurrenz mit den USA auf: "The EC 

[European Commission] as a supranational organization was intended to stabilize the processes of pre-

dominantly nationally oriented capital accumulation on a pan-European scale, and formed a political 

response to the challenges posed by the much stronger US market. By gradually opening national mar-

kets, EC member governments sought to overcome the fragmentation of the European marketplace along 

national borders and establish analogous market conditions to that of the US. European regulators hoped 

that companies from the different member states would engage in cross-border mergers and acquisitions 

(M&As), reap the benefits of economies of scale, and, hence, become large enough to be competitive 

vis-à-vis US companies. As Hallstein, the Commission’s first President, noted, the goal of ‘the transfor-

mation of the market relations in the European Community as a whole was to build a new giant big 

enough in a world of giant powers’ (in Freyer, 2006: 282). This vision was reinforced in the course of 

the 1960s, when the competitive strength of US companies became a major concern to economic and 

political elites in Europe" (Buch-Hansen, Wigger 2010: 27 f.).  Vor diesem Hintergrund reagierten die 

Mitgliedsstaaten auf die Wirtschaftskrisen in den 70ern zunächst mit wirtschaftspolitischen Lösungen 

auf nationaler Ebene und der Erschaffung von "national champions" in strategischen Schlüsselindustrien 

(ebd.: 28). Als das neoliberale Überzeugungssystem in den 80er Jahren immer mächtiger wurde, begann 

die Kommission (unterstützt vom ERT und UNICE37), eine neue Strategie zur Erschaffung von mächti-

gen global players zu verfolgen: Im freien Wettbewerb in einem europäischen Single Market sollten 

mächtige pan-europäische Unternehmen entstehen, die auch global mit ihren Wettbewerbern mithalten 

können (ebd.: 34 ff.).  

                                                           
37 UNICE (Union of Industrial and Employers’ Confederation of Europe) ist der größte europäische Industriever-
band und heißt heute Business Europe. Business Europe und ERT werden 30 Jahre später den Kern der europäi-
schen Wirtschaftskoalition für TTIP ausmachen. 
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Auch wegen diesem strategischen Interesse der Staaten an den Unternehmen und einem großen internen 

Markt entstanden als Reaktion auf die Eurosklerose "negotiated settlements" (Bieling, Schulten 2003: 

232) zwischen (Sozial)Staat und Kapital -  der (Sozial)Staat passte sich an den Markt an.38 "The renewal 

of European integration can be seen as an explicit attempt to revitalize capitalist accumulation in West-

ern Europe by giving market forces a greater say within a rearranged, conditioning framework of ne-

oliberal regulation" (ebd.). Neben den geostrategischen Erwägungen der Regierungen gegenüber den 

USA ist damit ein weiterer struktureller Grund für die Politisierung der Unternehmen und die Schaffung 

eines gemeinsamen Marktes genannt: die Sachzwänge des Kapitalismus. Auf nationaler Ebene wollte 

die Kapitalakkumulation nicht mehr so recht funktionieren (vgl. Harvey 2007). Im Überlebenskampf 

des globalisierenden Wettbewerbs sind die Unternehmen jedoch zu Umsatzsteigerungen und Profitma-

ximierung gezwungen. Diesem strukturellen Zwang des Kapitalismus musste sich die EG anpassen, 

sonst hätten sich die Unternehmen gezwungen gefühlt, Europa zu verlassen.  

  

5.1.3 Schlussfolgerung – die Entstehung einer historischen Institution 

Welche Schlüsse lassen sich nun aus diesen Studien ziehen? Die Literatur zeigt eindeutig, dass in den 

70er/80er Jahren ein neuer, mächtiger politischer Akteur Bewusstsein erlangte: Die transnationalen Un-

ternehmen. Diese politische Mobilisierung lässt sich nur im Kontext vielfältiger interner und externer 

Krisen und Herausforderungen verstehen - deren Lösung letztendlich in der tieferen ökonomischen In-

tegration und kapitalattraktiveren Gestaltung Europas gesucht wurde. Die machtpolitische Konkurrenz 

mit den USA und Japan, strukturelle Zwänge des Kapitalismus, Wirtschaftskrisen und mangelhafte Lö-

sungsangebote durch die Mitgliedsstaaten führten zu einer politischen Koalition zwischen transnationa-

len Unternehmen und Kommission. Gemeinsam trieben sie ihre politische Vision eines europäischen 

Binnenmarktes voran, mit dem sie die Mitgliedsstaaten überzeugen konnten.39  

Hier sei an das Ressourcenaustauschverhältnis erinnert, dass in Kapitel 3.3 bereits entwickelt wurde: 

Die Nachfrage von Kommission und Regierungen nach Expertise, mächtigen politischen Partnern, Wirt-

schaftswachstum, Steuereinnahmen und Arbeitsplätzen wurde von Unternehmen unter der Bedingung 

bedient, dass die Regierungen im Gegenzug einen sicheren Investitionsraum schaffen, in dem die Un-

ternehmen wachsen und Profit erwirtschaften können. So können die Unternehmen in einem großen, 

sicheren Heimatmarkt Skaleneffekte nutzen und von dort aus global gegen ihre außereuropäischen Kon-

kurrenz bestehen. Die in diesem europäischen Schutzraum wohlgesinnten und wohlgenährten Unter-

nehmen dienen der Kommission als politische Partner, um ihre Politik gegenüber den Mitgliedsstaaten 

durchzusetzen, während die Regierungen gleichzeitig einen politischen Partner gegen Konkurrenten wie 

                                                           
38 Diese Übereinkünfte wurden zumindest teilweise auch von den Gewerkschaften getragen (Bieling, Schulten 
2003: 232). 
39 Es sei noch einmal an Kapitel 2. erinnert, in dem verschiedene Theorien der Internationalen Beziehungen, 
Europäischen Integration und Internationalen Politischen Ökonomie zusammengeführt wurden. Die eklektischen 
Grundannahmen über relevante Akteure und Strukturen wurden auf diese fallbezogene Analyse übertragen. 
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die USA gewinnen. Aus diesem Austauschverhältnis schöpfen die transnationalen Unternehmen ihre 

politische Macht. Es ist diese politische Partnerschaft, die ich als public-privat-partnership40 bezeichne. 

Was bedeuten diese Schlussfolgerungen nun für die Analyse von TTIP? Erstens argumentiere ich, dass 

sich dieses Modell der public-privat-partnership auch auf die transatlantische ökonomische Integration 

mit TTIP übertragen lässt. Entsprechend dem historischen Institutionalismus lässt sich also argumentie-

ren, dass dieses neugeborene Kooperationsmodell (eine informelle Institution, eine Gelegenheitsstruk-

tur) diese spezielle historische Phase überdauern und als festgetretener Pfad in die Zukunft führen wird. 

Zweitens ist eine Wiederbelebung dieser public-privat-partnership besonders plausibel, wenn eine 

zweite historische Phase erneut von ähnlichen internen und externen Kontextbedingungen geprägt wäre. 

In welchem Zustand befand sich die Europäische Gemeinschaft also in den 70er/80er Jahren und wie ist 

dies mit dem 21. Jahrhundert zu vergleichen? 

1. Europa befand sich damals in einer tiefgreifenden Krise, die die Frage nach der Zukunftsfähigkeit der 

Europäischen Gemeinschaft aufwarf. Genauso ist Europa heute seit 2008 in einer existenziellen Krise, 

an der die Eurozone zerbrechen könnte.   

2. Damals herrschte unter den europäischen politischen und wirtschaftlichen Eliten die Wahrnehmung 

eines globalen Strukturwandels: die hegemoniale Stellung der USA schien zu bröckeln und Japan stieg 

als neuer Machtpol auf. Sehr ähnlich dominiert heute in Europa die Wahrnehmung der Multipolarität 

und internationalen Konkurrenz mit den BRIC-Staaten als vitale Herausforderung und Chance Europas 

im 21. Jahrhundert. Außerdem hat sich die Wirkung des globalen Kapitalismus auf die Nationalstaaten 

in den vergangenen 20 Jahren drastisch verstärkt. Durch die fortschreitende Deregulierung und Libera-

lisierung haben sich Kapitalmobilität und Wettbewerbsdruck verstärkt und mit der Entfesselung der 

Finanzmärkte in den 90er Jahren ist eine neue disziplinierende Kraft entstanden.   

3. Es bildete sich eine mächtige politische Koalition aus Kommission und transnationaler Wirtschafts-

elite (insbesondere dem ERT), die neue Lösungen vorschlugen und gegenüber (und mit) den nationalen 

Regierungen durchsetzten. Die Lösung für die Krise war die Schaffung eines europäischen Binnenmark-

tes, die tiefgreifende wirtschaftliche Integration Europas. Und tatsächlich findet sich heute wieder das 

politische Projekt der Marktintegration - diesmal in transatlantischem Gewand. Heute setzen sich Kom-

mission, transatlantische Regierungen und transatlantische Unternehmen für die Schaffung eines noch 

größeren, tief integrierten Wirtschaftsraumes ein – mit der Transatlantic Trade and Investment Part-

nership, TTIP.  

Das historisch gewonnene Argument besagt nun, dass sich wieder eine public-privat-partnership gebil-

det haben müsste, die auf der informellen Beziehung der 80er Jahre aufbaut und in der transatlantische 

Unternehmen eine machtvolle Position einnehmen. Zwar erklingen skeptische Stimmen, die die histo-

rische Einmaligkeit und Kontextgebundenheit der Phase in den 80er Jahren betonen (vgl. Ziltener 2000: 

                                                           
40 Der Begriff wurde übernommen von Shaffer (2001), der ihn im Bezug auf die Außenhandelspolitik von USA und 
EU verwendet. 
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261 f.). Tatsächlich finden sich jedoch in der Literatur wieder entsprechende Gruppierungen: Der Trans-

Atlantic Business Dialogue (TABD).41 Ich werde zeigen, dass der TABD tatsächlich noch eine tiefere 

public-privat-partnership mit Kommission und Regierungen eingegangen ist und als die Interessen-

gruppe hinter TTIP verstanden werden muss. Bevor ich mich jedoch TTIP widme, werde ich noch einen 

kurzem Ausflug in die USA der 70er Jahre unternehmen - die Phase der politischen Mobilisierung der 

Unternehmen in den USA -, um mein Argument zur Macht der transnationalen Unternehmen weiter zu 

unterfüttern.  

5.2 Das politische Erwachen der Unternehmen in den USA: Struktur und 

Strategie 

"Es könnte durchaus sein, dass künftige Historiker die Jahre 1978 bis 1980 als einen revolutionären 

Wendepunkte in der globalen Wirtschafts- und Sozialgeschichte interpretieren" (Harvey 2007: 7) 

 

Wie in vielen anderen Bereichen waren die USA Europa auch in der Mobilisierung ihrer kapitalistischen 

Klasse einige Jahre voraus. Wie der ERT und UNICE (später Business Europe) werden sich die damals 

entstandenen US-Akteure auch in der transatlantischen Lobby für TTIP wieder finden. Deswegen sollen 

hier zumindest kurz die Geschichte ihrer politischen Bewusstwerdung dargestellt und ein paar zusätzli-

che Argumente zur Macht von Unternehmen entwickelt werden.  

Wie auch in Europa - nur einige Jahre früher - begann die politische Organisation der Unternehmen in 

den Wirtschaftskrisen der 70er und 80er Jahre. Das Resultat war eine tiefgreifende politische Umwäl-

zung, die auf Regierungsseite vom neuen Präsidenten Ronald Reagan (1981 - 1989) angeführt wurden. 

Dieser symbolisiert den Wandel in den wirtschaftspolitischen und gesellschaftstheoretischen Vorstel-

lungen weg vom "eingebetteten Liberalismus" und sozialen Kompromiss der Nachkriegszeit, hin zu 

marktliberalen Vorstellungen -  auch Neoliberalismus genannt (Harvey 2007: 7;  Rodrik 2011: 103ff). 

Edsall (1984), Harvey (2007), Akard (1992), Walker und Rea (2014) und viele andere führen die poli-

tische Bewusstwerdung und Organisation der kapitalistischen Klasse als einen wichtigen Erklärbaustein 

für diesen Wandel in den USA an.  

Diese nahm ihren Anfang mit der Gründung des Business Round Table (BRT) im Jahr 1972. Der BRT 

ist ein Zusammenschluss der CEOs der größten US-Unternehmen, die "etwa die Hälfte des Bruttoin-

landsprodukts der Vereinigten Staaten" (Harvey 2007: 58) repräsentierten und für ihre politischen Ak-

tivitäten jedes Jahr die für damalige Verhältnisse riesige Summe von 900 Millionen Dollar ausgaben. 

                                                           
41 In einer Untersuchung des ERT konnte Nollert (2000) schon vor 15 Jahren eine spannende und weitsichtige 
These formulieren: "The dialogue [TABD] is also supported by the European-American Business Council, an asso-
ciation to which approximately eighty European and American major corporations and banks belong. It is surely 
no Coincidence that Roundtable members Philips and Ericsson were among the founders of this body, and that 
presently sixteen Roundtable member businesses also belong to it … In light of the successful military integration 
of the two triad members through NATO it would also be no big surprise if in the end the Council [European-
American Business Council] - analogous to the role of the Roundtable [ERT] in the 1980s in Europe - becomes the 
driving force for transnational economic integration at the beginning of the twenty-first century" (Nollert 2000: 
209). 
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Heute repräsentieren die CEO-Mitglieder des BRT  "U.S. companies with $7.2 trillion in annual reve-

nues and nearly 16 million employees. BRT member companies comprise more than a quarter of the 

total value of the U.S. stock market" (BusinessRoundTable 2015a). Die Lobby-Strategie basierte, neben 

der Bezahlung der einflussreichsten Anwaltskanzleien und Lobbyunternehmen, auf dem persönlichen 

politischen Engagement der einzelnen CEOs (Edsall 1984: 121 f.). Mit diesen Strategien bekämpfte der 

BRT die Gewerkschaften und setzte sich für eine unternehmensfreundliche Wirtschaftspolitik ein 

(Walker, Rea 2014: 291).42 Gut zehn Jahre vor der Gründung des ERT in Europa 1983 formierte sich in 

den USA also schon ein Club aus CEOs, der die Nation in einer kritischen Phase tiefgreifend verändern 

wollte.  

Die zweite wichtige Entwicklung - die auch maßgeblich von den CEOs des BRT vorangetrieben wurde 

- war die politische Neubelebung der U.S. Chamber of Commerce (auch AmCham genannt), dem größ-

ten Wirtschaftsverband der USA. Anfang der 70er Jahre hatte die Kammer noch 50 000 Mitglieder, 

wuchs bis ins Jahr 1983 auf 215 000 Mitglieder an (Edsall 1984: 123) und ist heute "the world's largest 

business organization representing the interests of more than 3 million businesses of all sizes, sectors, 

and regions" (U.S. Chamber of Commerce: 2015). Als größter Verband mit vielen lokalen und interna-

tionalen Ablegern und Einfluss in vielen gesellschaftlichen Institutionen der USA wurde die U.S. Cham-

ber of Commerce zum wahrscheinlich mächtigsten Wirtschaftsverband der USA und der Welt. Der EU-

Ableger von AmCham ist "one of the most powerful lobbying organizations in Brussels today" (Cowles 

1996b: 339).  

 

5.2.1 Public Affairs Management und Machtvariablen 

Die Literatur zu diesen US-Interessengruppen zeigt noch besser als in der EU, wie umfassend die Lobby-

Strategien der großen Unternehmen und Verbände sind - im Fachjargon wird ihr Vorgehen auch Public 

Affairs Management (PAM) genannt (vgl. van Schendelen 2010; Harris, Fleisher 2005).  Das PAM 

wurde in den 70er Jahren von Wirtschaftsinteressen entwickelt und hat die umfassende und professio-

nelle Ausschöpfung aller Pfade zur Vermehrung von Macht zum Ziel. Dabei wird nicht nur versucht, 

mit Zuckerbrot und Peitsche auf Politiker und Beamte Einfluss zu nehmen (klassisches direktes Lob-

bying von Entscheidungsträgern). Die Öffentlichkeit und Gesellschaft als Ganzes wird in der Demokra-

tie als ein Schlachtfeld43 erkannt, auf dem sich die Unternehmen vorteilhafte Bedingungen erkämpfen 

müssen.   

                                                           
42 Wenn es später um die Vorbereitung von TTIP und die verschiedenen transatlantischen Dialoge verschiedener 
gesellschaftlicher Interessengruppen geht, sollte man auch im Hinterkopf behalten, dass der BRT sich schon 1977 
mit aller Macht gegen die Gründung einer "consumer protection agency" einsetzte (Edsall 1984: 122). 
43 Diese Kriegsrhetorik ist keineswegs eine übertriebene normative Bewertung dieser Praxis, sondern gehört ganz 
explizit zur Selbst- und Umweltwahrnehmung ihrer Praktiker. Van Schendelen - der mit "Machiavelli in Brussels" 
den wahrscheinlich einflussreichsten PAM-Ratgeber in der EU geschrieben hat - bezieht sich ganz explizit auf 
militärisch-politische Berater wie Sun Tze oder Niccolò Machiavelli und pflegt eine entsprechende Logik des rati-
onal geplanten, spielerischen Kampfes zum Erreichen politischer Ziele (von Schendelen 2010: 52 ff.). In einer 
'realistischen' Welt sind realistische Maßnahmen nur angemessen. Es sei hier an die Grundaussagen der realisti-
schen Denkschule aus Kapitel 2. erinnert, die das Denken und Handeln der Unternehmen und Regierungen prä-
gen.  
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Das allgemeine Ziel des PAM ist es, sowohl die internen als auch die externen Bedingungen des Unter-

nehmens optimal für seine ökonomischen und politischen Ziele zu gestalten. Der Public Affairs Mana-

ger versucht, die Ressourcen des Unternehmens (1. Machtvariable) voll auszuschöpfen und zu vermeh-

ren - bspw. indem intern Abteilungen für die politische Arbeit eingerichtet, fähiges Humankapital ein-

gestellt, ein Netzwerk nach außen geschaffen und politisch relevante Informationen gesammelt werden. 

Gleichzeitig nutzt er diese internen Ressourcen, um über alle nützlichen Gelegenheitsstrukturen (2. 

Machtvariable) Einfluss zu nehmen - bspw. über Institutionen wie das Parlament, Regierungen, Öffent-

lichkeit oder andere gesellschaftliche Institutionen.44 Ausgehend von Großbritannien breitete sich diese 

politisch Strategie (3. Machtvariable) in den 70ern auch in der europäischen Wirtschaft aus (van Schen-

delen 2010: 54 ff.). 

Besonders prominent nutzte der EU-Ableger von AmCham diese neuartige US-amerikanische Art des 

umfassenden Lobbying. Als "intelligence network" mit Informationsmacht und umfänglichen instituti-

onellen Verbindungen wurde es so zum Modell für andere europäische Wirtschaftsverbände (Cowles 

1996a: 339). In diesem Sinne begann AmCham neben dem direkten Lobbying von Parlamenten und 

Regierungen schon in den 70er Jahren, systematisch Einfluss auf Universitäten, Schulen, Medien, Ver-

lagshäuser und Gerichte zu nehmen (Harvey 2007: 57). Ziel war es, nicht nur Regierung und Parlament 

in ihrem Interesse zu überzeugen, sondern das gesamte Denken der Gesellschaft zu verändern.  "Soci-

ologists have emphasized trade associations in particular as cultural producers and generators of moral 

orders that shape economic activity" (Walker, Rea 2014: 290). Ideen wie freies Unternehmertum, Ei-

genverantwortung, die Gerechtigkeit von Steuerkürzungen für die Reichen und Unternehmen und all-

gemein die Akzeptanz des marktliberalen bzw. neoliberalen Kapitalismus sollten gesellschaftlich salon-

fähig gemacht werden, während Ideen wie Sozialdemokratie oder gar Kommunismus mit aller Macht 

bekämpft wurden. Finanziert von den Unternehmen entstanden in dieser Phase auch einflussreiche 

Thinktanks wie die Heritage Foundation, das Hoover Institute, das Center for the Study of American 

Business und das American Entreprise Institute, die das neue Denken der Gesellschaft intellektuell un-

terfüttern sollten (Harvey 2007: 58). Diese tiefgreifende Lobbystrategie wurde komplettiert von der 

strategischen Mobilisierung der Zivilgesellschaft durch die Unternehmen (Walker, Rea 2014: 292).  

Gleichzeitig darf das Bild einer einheitlichen kapitalistischen Klasse nicht übertrieben werden (Walker, 

Rea 2014: 291; Akard 1992: 599). Nachdem die Gefahr, die von Gewerkschaften und progressiver Po-

litik ausging, in den 70er Jahren erfolgreich bekämpft worden war, begann der Zusammenhalt der Un-

ternehmen wieder zu schwinden. Auch nach vielen Fusionen in den 80er Jahren bauten die immer größer 

werdenden individuellen Unternehmen eigenständige Kapazitäten für selbstständiges Lobbying auf und 

der Koalitionsbedarf mit ihren Wettbewerbern verringerte sich. Auch unterscheidet sich beispielsweise 

                                                           
44 Showalter und Fleisher (2005) führen in ihrem Beitrag des Handbook of Public Affairs die verschiedenen "Tools 
and Techniques" auf: Lobbying, Grassroots Lobbying, Electoral Techniques, Public Policy Environmental Monitor-
ing, Research and Scanning, Political Action Committees, Judicial Influences Techniques, Corporate or Issue Ad-
vertising, Web Activism, Coalitions, Corporate Community Relations, Investment and Voluntarism. Shaw (2005) 
ergänzt diese Techniken um die interne organisatorische Optimierung durch Human Resources Management. 
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das Engagement für Freihandel oder Protektionismus je nach sektoraler Zugehörigkeit, Wettbewerbsfä-

higkeit und globaler Ausdehnung der Unternehmen. Zudem kann man davon ausgehen, dass Unterneh-

men in Europa eine weniger aggressive Strategie verfolgen als in den USA.  

Am Beispiel von BRT und AmCham zeigt sich nichtsdestotrotz die tiefgreifende Macht der Unterneh-

merverbände. Ihre Chancen der Willensdurchsetzung umfassen sowohl transitive Macht - also den di-

rekten Einfluss auf Entscheider durch Drohungen oder Anreize -, als auch intransitive Macht - also den 

Einfluss auf die Weltanschauung von Entscheidern und der Gesellschaft als Ganzes. In den Begriffen 

der Machtvariablen für Interessengruppen aus Kapitel 3.3 bedeutet dies: Mit dem Instrumentarium des 

PAM entwickeln die Unternehmen ganz bewusst politische Strategien (3. Machtvariable), mit denen sie 

ihre Ressourcen ausbauen und nutzen (1. Machtvariable), um so über verschiedene Gelegenheitsstruk-

turen Einfluss auszuüben (2. Machtvariable). Diese Vorarbeit seit den 70er Jahren schafft den idealen 

Nährboden, um auch heute fallbezogen politisch zu handeln (4. Machtvariable). Wie ich bereits am 

europäischen Binnenmarkt gezeigt habe und auch am Fall TTIP zeigen werde, ist die Chance auf Wil-

lensdurchsetzung in der Marktintegration und Handelspolitik durch policy-spezifisch günstige Bedin-

gungen in Variable 1. und 2. besonders groß.  

5.2.2 Historische Institutionen 

Auch aus der historisch institutionalistischen Perspektive lassen sich wieder wichtige Schlussfolgerun-

gen für den Machtkampf um TTIP im 21. Jahrhundert ziehen. In der Phase seit den 70er Jahren wurde 

die organisatorische, politische und intellektuelle Vorarbeit geleistet, auf der TTIP heute aufbaut. An-

ders formuliert: In dieser kritischen Phase der 70er Jahre entstanden Institutionen, die bis in die Gegen-

wart nachwirken. Diese Selbst-Organisation der Unternehmen und ihr institutionelles Verhältnis zu ihrer 

Umwelt säumt einen historischen Pfad, der (neben vielen anderen Faktoren) zu TTIP geführt hat.  

Neben dem Aufstieg des bereits vielmals zitierten neoliberalen Überzeugungssystems wird dies deutlich 

an den verschiedenen Verbandsformaten, die sich heute fast eins zu eins wieder finden: Ein kleiner Kreis 

von vordenkerischen CEOs organisiert sich in einer Art Club und beginnt sowohl auf die Regierung 

Einfluss zunehmen, als auch die anderen Unternehmen politisch zu mobilisieren (BRT in den USA, 

ERT in Europa). Die schlanke Struktur und das persönliche Engagement der einzelnen CEOs ermöglicht 

effiziente, gezielte politische Arbeit. Dieser Club wird politisch flankiert von großen Verbänden, die 

sektorübergreifend Wirtschaftsinteressen vertreten (allen voran AmCham in den USA und UNICE/Bu-

siness Europe in Europa). Die Verbände sind zwar schwerfälliger, können aber auf eine breitere Mit-

gliederbasis und wirksame Strukturen zurückgreifen. Aus diesen zwei Organisationstypen bilden sich 

unter bestimmten Kontextbedingungen kurzfristige politische Koalitionen, um ein politische Ziel ge-

meinsam machtvoll durchzusetzen. "This combination of the Business Roundtable, broad-based busi-

ness groups, and ad hoc coalitions formed a powerful organizational base for pro-capital political mo-

bilization by the end of the 1970s" (Akard 1992: 603).  

In den Kapiteln 6.2 und 7.2 werde ich zeigen, wie sich dieses Prinzip auch im Machtkampf um TTIP 

wieder finden wird - mit dem ERT, BRT, AmCham und Business Europe als wichtige Akteure und 

einem neuen transatlantischen Club von CEOs im Zentrum: dem TABD.   
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6. Die Vorgeschichten der Transatlantic Trade and Investment Partnership 

6.1. Die intergouvernementale Vorgeschichte  

Die heutigen Verhandlungen über die Transatlantic Trade and Investment Partnership (TTIP) lassen sich 

erst im Kontext einer ca. 25 Jahre andauernden Vorgeschichte verstehen. Nur mit Blick auf diese Vor-

geschichte kann empirisch geprüft werden, ob die theoretischen Aussagen über das Wechselverhältnis 

von Akteuren und Strukturen sich auch im Bezug auf TTIP wieder findet. Eine solche Vorgeschichte 

nimmt vor allem das Agenda-Setting der Akteure in den Blick und zeigt auf, wessen Überzeugungen 

und Interessen die Grundidee von TTIP bestimmen. Diese Geschichte soll zunächst aus der Perspektive 

der Regierungen, der Kommission und ihren formellen Beschlüssen erzählt werden. In Kapitel 6.2. 

werde ich dieses formelle Bild dann um die transnationale Geschichte ergänzen, um die Macht verschie-

dener Interessengruppen zu beleuchten.   

Mit dem Ende des Kalten Krieges 1990 hatte sich der zentrale Inhalt der transatlantischen Beziehung - 

die Feindschaft des kapitalistischen Westens gegen den kommunistischen Osten - plötzlich in Luft auf-

gelöst. Folglich bemühten sich die Regierungen in den USA und Europa um eine Neudefinition der 

transatlantischen Beziehungen, um auf die neue weltpolitische Lage zu reagieren und nicht zuletzt um 

diese neue Weltordnung selbst maßgeblich zu gestalten.  

Der erste Schritt für diese Kooperation wurde 1990 mit der Transatlantischen Erklärung zwischen der 

US-Regierung, den supranationalen Präsidenten der Kommission und des europäischen Rates (und da-

mit indirekt den europäischen nationalen Regierungen) unternommen (Busse 2003: 6).45 Für diese BA-

Arbeit scheinen besonders zwei Elemente der transatlantischen Erklärung relevant.46 Erstens wurden 

schon in dieser Erklärung klare Ziele zur wirtschaftlichen, marktliberalen Integration formuliert, die an 

die heutigen Verhandlungen um TTIP erinnern. Zweitens stechen in der insgesamt sehr allgemein ge-

haltenen Erklärung die angekündigten regelmäßigen Konsultationen zwischen den transatlantischen Re-

gierungen - insbesondere der US-Regierung und der EU-Kommission - hervor (ebd.: 17). Daraus erge-

ben sich die ersten zwei zentralen Merkmale bezüglich der Ziele und Akteure der transatlantischen Part-

                                                           
45 Der Einfachheit halber werde ich in Zukunft den Begriff "transatlantische Regierungen" verwenden, wenn ich 
allgemeiner die US-Regierung, die europäische Kommission und die nationalen Regierungen bezeichnen möchte. 
Dies ist zwar eine Vereinfachung, sie ist in meinem Fall jedoch gerechtfertigt, da es mir nicht direkt um den Un-
terschied zwischen US-Regierung, Kommission und Mitgliedsstaaten, sondern um die Rolle der transnationalen 
Unternehmen geht. 
46  Es ist wichtig zumindest in einer Fußnote darauf hinzuweisen, dass Dokumente wie die Transatlantische Erklä-
rung und die New Transatlantic Agenda auch Themen wie Sicherheit, Stabilität, Frieden, Demokratie, Menschen-
rechte, Kriminalität, Umweltschutz und Entwicklung behandeln. Da meine Arbeit jedoch letztendlich nur die Han-
delsbeziehungen zum Thema hat, werde ich diese Aspekte der transpazifischen Partnerschaft nur noch insoweit 
erwähnen, wie sie für die Handelsbeziehungen relevant sind. Außerdem werde ich das Argument entwickeln, 
dass normative Ziele wie Demokratie und Menschenrechte eine sehr untergeordnete Rolle im Vergleich zur wirt-
schaftlichen Integration spielen. 
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nerschaft, die zu TTIP führen sollte: Erstens war die gemeinsame marktliberale Integration schon min-

destens seit 1990 ein zentrales politisches Ziel der transatlantischen Regierungen - ein transatlantisches 

Projekt, das zweitens (zumindest formell) von der Kommission und der US-Regierung initiiert wurde. 

Als die transatlantische Erklärung fünf Jahre lang keine nennenswerten Früchte trug, machten der deut-

sche Außenminister Klaus Kinkel und sein britischer Kollege 1995 einen weitreichenden Vorschlag: 

"the  negotiation  of  a Trans-Atlantic  Free Trade Agreement (TAFTA) to eliminate tariffs and other 

economic barriers across the Atlantic, thereby complementing NATO and more closely tying together 

the U.S. and European economies" (Ries 2014: 1). Der Vorstoß wurde damals wegen zwei Bedenken 

nicht umgesetzt (ebd.: 2; Hamilton 2014: viii): Erstens wäre ein bilaterales TAFTA zu groß und würde 

deswegen einerseits den Fortschritt in den multilateralen WTO-Verhandlungen bremsen oder sogar zur 

Gegenblockbildung führen, und andererseits würde es zu tief in die nationalen Gesellschaften eingreifen 

und zu großen Widerstand auslösen. Zweitens wäre TAFTA auf Grund der bestehenden starken trans-

atlantischen Verflechtung zu klein, sodass die wirtschaftlichen Vorteile von weiteren Integrationsmaß-

nahmen wie Zollabbau den Aufwand nicht wert wären. Als sich knapp 20 Jahre später die Rahmenbe-

dingungen geändert hatten, kam TAFTA unter dem Namen TTIP wieder auf die politische Agenda.  

Stattdessen erhielt die transatlantische Partnerschaft neuen Schwung mit der Neuen Transatlantischen 

Agenda (NTA) von 1995, die im Joint EU-US Action Plan genauer ausformuliert wurde (Beck, Scherrer 

2014: 11; Busse 2003: 25 ff.). In dieser wegweisenden Selbstverpflichtung werden Überzeugungen der 

transatlantischen Regierungen klar, auf denen die transatlantischen Partnerschaft  basiert (New Trans-

atlantic Agenda 1995): 1. Der Wille, durch die transatlantische Partnerschaft die Welt des 21. Jahrhun-

derts nach westlichen Überzeugungen und Interessen zu gestalten; 2. Sicherheit und Wohlstand für den 

Westen als Ziel dieser Partnerschaft; 3. Die Schaffung eines "New Transatlantic Marketplace" (ebd.) für 

mehr Handel, Investitionen und Jobs - parallel zu einer globalen Liberalisierung und Deregulierung des 

Weltmarktes. Neben der militärischen Partnerschaft (NATO) ist die wirtschaftliche Integration also ein 

zentrales Instrument zum Erhalt von Sicherheit und Wohlstand des Westens.  

Besonders bemerkenswert für die Untersuchung des Machtkampfes um den transatlantischen Freihandel 

ist an dieser Agenda jedoch, dass die transatlantischen Regierungen sich nun ganz offiziell einen strate-

gischen Partner für die Durchsetzung ihrer Interessen und Überzeugungen ins Boot holten, die "business 

community": "We will not be able to achieve these ambitious goals without the backing of our respective 

business communities. We will support, and encourage the development of, the transatlantic business 

relationship, as an integral part of our wider efforts to strengthen our bilateral dialogue. The successful 

conference of EU and U.S. business leaders which took place in Seville on 10/11 November 1995 was 

an important step in this direction. A number of its recommendations have already been incorporated 

into our Action Plan and we will consider concrete follow-up to others" (ebd.).  "Our officials will work 

closely together with our business leaders on both sides" (Joint EU-US Action Plan 1995: 14).  

Die transatlantischen Regierungen haben also selbst ganz aktiv zur Schaffung eines politischen Partners 

für ihre Ziele beitragen: dem Transatlantic Business Dialogue (TABD). Hier findet sich nun eine weitere 
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Parallele zur Schaffung des europäischen Binnenmarktes, als die Kommission selbst aktiv auf das "com-

munity building" der pan-europäischen Unternehmen hinwirkte (vgl. Coen 1998: 98 und. 79).47 

Trotz der erklärten Ansprüche  und der politischen Partnerschaft mit den Unternehmen blieb der Erfolg 

in regulativen Fragen abgesehen von einigen kleineren Abkommen jedoch hinter den Erwartungen zu-

rück. Gründe dafür waren Handelsstreitigkeiten, Mangel an Koordination, Vertrauen und politischer 

Verbindlichkeit. Es wurden sogar Warnungen vor dem Auseinanderbrechen der transatlantischen Part-

nerschaft laut (Beck, Scherrer 2014: 11; Busse 2003: 7, 40, 58 ff.). Über weitere Dialogforen und klei-

nere Abkommen  wie die Transatlantic Economic Partnership (TEP) auf einem Gipfeltreffen 1998 ver-

suchten die Regierungen, den Beziehungen neuen Schwung zu geben - was jedoch nur eingeschränkt 

gelang (ebd.).48 

Um diese längere Phase des langsamen Fortschritts der wirtschaftlichen Integration wieder zu beschleu-

nigen, gründeten im April 2007 die deutsche Bundeskanzlerin und damalige EU-Ratspräsidentin Mer-

kel, US-Präsident Bush und der EU-Kommissions-Präsident Barroso den Transatlantic Economic Coun-

cil (TEC). Dieser Rat sollte den Kooperationsinitiativen einen stärkeren politischen Rückhalt auf minis-

terieller Ebene verleihen (Beck, Scherrer 2014: 11 f.; DG Enterprise o.J. a). Die Initiative der TEC ging 

von der EU, bzw. insbesondere von der Bundesregierung unter Angela Merkel aus, deren erklärtes Ziel 

es war "to raise the political profile of the world's biggest trade relationship, which she said would be a 

priority of Germany's six-month presidency of the EU" (Financial Times 2007a). Die US-Regierung 

unter Bush war zunächst skeptisch, da protektionistische Länder wie Frankreich frühere Initiativen ge-

bremst hatten (u.a. zum Schutz der Agrarwirtschaft), ließ sich jedoch letztendlich von der Ernsthaftigkeit 

des europäischen Vorschlags überzeugen (ebd.). Transatlantische Dialogforen der multinationalen Un-

ternehmen (TABD), der Konsumentenverbände (TACD) und der Parlamente (TLD) wurden zu offizi-

ellen Berater des TEC (für eine ausführliche Analyse der Dialoge, siehe folgendes Kapitel 7.2.).  

Der TEC wurde vom TABD politisch flankiert und öffentlich beworben. Der Einfluss der transnationa-

len Unternehmen darf jedoch nicht überschätzt werden. Sie warben schon lange für eine tiefere wirt-

schaftliche Integration, die jedoch - aus ihrer Perspektive - von mangelndem politischen Willen und 

schwerfälligen intergouvernementalen Prozessen gebremst wurde (ebd.). Selbst den TEC kritisierten 

                                                           
47 Gleichzeitig wird die Haltung zu anderen Akteuren deutlich: Die Bevölkerung (bspw. in Form von NGOs, der 
öffentlichen Meinung, Gewerkschaften und teilweise Parlamentariern) muss in Top-Down-Manier von der Rich-
tigkeit der Ziele von Regierungen und Business Community überzeugt werden und soll selbst nur eine sehr ein-
geschränkte Rolle in deren Ausarbeitung spielen. Von der Vernünftigkeit ihrer Ziele überzeugt, wollen die trans-
atlantischen Regierungen im Zusammenspiel mit multinationalen Unternehmern (und Wissenschaftlern) die Be-
völkerung in ihrem Sinne erziehen: "Together, we will work with our business people, scientists, educators and 
others to improve communication and to ensure that future generations remain as committed as we are to de-
veloping a full and equal partnership" (New Transatlantic Agenda 1995). 
48 Die TEP ist deswegen erwähnenswert, da sie den sehr hohen Stellenwert der Handelsbeziehungen hervorhebt. 
Keines der anderen Themen wie Umweltschutz oder Kriminalität wurde einige Jahre danach auf solch hoher 
Ebene weitergeführt. "Three years later [after the NTA], in late 1998, the U.S. and E.U. announced negotiations 
would be launched to establish a "TransAltantic Economic Partnership." The TEP, envisioned to be a binding trade 
and investment agreement, shows the enormous influence of the TABD on the governments' agenda; only the 
trade and investment aspects of the once broad NTA agenda are being pursued in formal negotiations" (Public 
Citizen o.J.). 
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AmCham und Business Europe einige Monate nach der Gründung als zu langsam und zu wenig ambi-

tioniert (Financial Times 2007b). Zum geringen Erfolg des TABD bei der Durchsetzung  der ambitio-

nierten politischen Ziele äußert sich bspw. Daniel Drezner auf der Website  des Foreign Policy Maga-

zines abwertend: "despite the impressive membership roster, this group does not appear to accomplish 

all that much" (2006).49 Das Beispiel des TEC zeigt also, dass einflussreiche Verbände wie der TABD 

den Regierungen die Politik nicht einfach diktieren können. Wirtschaftliche Integration ist auch ein in-

tergouvernementales Projekt, das von vielen Erwägungen der Regierungen abhängt, auf die ich in Ka-

pital 8. genauer eingehen werde.  

Im November 2011 wurde dann ein entscheidender Schritt für TTIP getan. Die transatlantischen Regie-

rungen veranlassten den TEC, die High Level Working Group on Jobs and Growth (HLWG) ins Leben 

zu rufen, die Maßnahmen für mehr Handel und Investitionen identifizieren sollte (DG Enterprise o.J. 

b). Die HLWG - geleitet vom US Trade Representative und dem EU Handelskommissar - empfahl in 

ihrem Abschlussbericht den Regierungschefs am 11.02.2013 die Verhandlungen für ein umfassendes 

Handels- und Investitionsabkommen. Schon zwei Tage später kündigten US-Präsident Barack Obama, 

der Präsident des europäischen Rats Herman Van Rompuy und der EU-Kommissionspräsident José Ma-

nuel Barroso die Vorbereitung für bilaterale Verhandlungen für TTIP an, die Mitte 2013 beginnen soll-

ten. (ebd.) 

Diese intergouvernemental und supranational erzählte Geschichte mit dem Fokus auf formelle Instituti-

onen stellt jedoch nur die eine Seite der transatlantischen Integration dar. Erst mit einer transnationalen 

Erzählung kann dieses Bild vervollständigt werden.50 

  

 

6.2. Die transnationale Vorgeschichte - Die konkurrierenden Dialoge 

6.2.1 Der Transatlantic Business Dialogue (TABD) 

“[The] TABD could be seen as one of many business lobbies, but it was the one specifically chosen by 

the governments to play a role in this relationship. If TABD is to be effective, then it has to have ac-

cess to the governments. It is government access that kept the CEOs engaged, and ultimately the CEOs 

had to be the drivers if TABD was to remain active" (Peterson et al. 2004: 53) 

 

Der TABD wurde ursprünglich im Jahr 1994 vom ehemaligen US Commerce Secretary Ron Brown 

vorgeschlagen und, nach einiger Skepsis von Seiten der EU-Kommission, im Jahr 1995 mit der Unter-

stützung von EU-Handelskommissar Sir Leon Brittan gegründet. Dieses einzigartige Konstrukt - eine 

                                                           
49 Gleichzeitig bleibt offen, ob dies nun bedeutet, dass die Regierungen dem Lobbying von Wirtschaftsinteressen 
wiederstehen, oder ob die nationalen, protektionistischen Wirtschaftsinteressen (allen voran die Agrarlobby) die 
Interessen der multinationalen Unternehmen übertönen (Henry 2006)).  
50 Übersichtliche Chronologien zu TTIP finden sich unter anderem in Le Monde Diplomatique (2014), auf der 
Website der United States Mission to the EU (o.J.) und zu den Verhandlungsrunden auf der Website der Kom-
mission (DG Trade 2015a) und von LobbyPedia (2015)  
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Kombination aus Club für CEOs transnationaler Unternehmen, transatlantischer Unternehmenslobby  

und öffentlich-privatem51 Austauschforum - sollte sehr ähnlich dem ERT und BRT äußerst erfolgreich 

sein, das Organisationsziel zu verwirklichen: die Schaffung eines transatlantischen Marktes (vgl. TEEC 

2004: 3).  

Die Interessen und Überzeugungen, die diese Regierungs-Initiative leiteten, müssen im Kontext einiger 

wichtiger Entwicklung der vorangegangenen zwei Jahrzehnte verstanden werden (Cowles 2001b: 217): 

Erstens die Globalisierung von Produktion und Finanzdienstleistungen, die die globalen Interdependen-

zen verstärkte und transnationalen Unternehmen mit ihrem hochmobilen Kapital strukturelle Macht ver-

schaffte, sie aber gleichzeitig unter größeren Wettbewerbsdruck setzte. Diese Entwicklung wurde von 

rasanten Weiterentwicklungen der Produktions- und Kommunikationstechnologie ermöglicht und ver-

stärkt. Zweitens hatten sich die großen Unternehmen seit den 70er Jahren auf beiden Seiten des Atlantiks 

immer stärker politisch organisiert. Drittens war mit der erfolgreichen Gründung des europäischen Bin-

nenmarktes ein politischer und wirtschaftlicher Präzedenzfall geschaffen, auf dem ein transatlantisches 

Projekt aufbauen konnte. Außerdem hatte sich Europa mit dem Vertrag von Maastricht und der Schaf-

fung der Europäischen Union als ein machtvollerer Spieler im internationalen System platziert. Viertens 

war wenige Jahre zuvor der größte Konkurrent des Westens – die UdSSR – zusammengebrochen und 

die USA wollten (und konnten) entsprechend ihrer hegemonialen Stellung das internationale System 

nach ihren Vorstellungen gestalten.  

Diese allgemeineren Entwicklungen waren der Rahmen für die spezielleren Interessen und Überzeugun-

gen der Regierungen. Die US-Regierung erhoffte sich mit der politischen Organisation transatlantischer 

Unternehmen einen starken strategischen Partner bei multilateralen Verhandlungen zur Deregulierung 

und Liberalisierung in der Welthandelsorganisation (WTO) (Woll 2009: 281; vgl auch Woll 2008).  Die 

US-Regierung war zutiefst davon überzeugt, "that international business was at least four to five years 

ahead of governments in its thinking on trade liberalization" (Cowles 2001b: 218). Während der WTO 

Uruguay-Runde Anfang der 90er Jahre arbeiteten US-Unternehmen und die US-Regierung eng zusam-

men, um ihre Verhandlungsposition zu stärken. Im Gegensatz dazu waren europäische Unternehmen 

bei den Verhandlungen weitestgehend abwesend. Jaques Delors (EG-Kommissionspräsident) be-

schwerte sich damals öffentlich über den Mangel an Unterstützung durch die Unternehmen (Woll 2009: 

281).   

Auf der anderen Seite des Atlantiks ließ sich die EU-Kommission aus mehreren Gründen vom Nutzen 

des TABD überzeugen (Cowles 2001a: 168; Coen 2005: 54): Erstens fürchtete die Kommission, dass 

das strategische Interesse der USA an der EU mit dem Ende des Kalten Krieges nachlassen könnte. Sie 

wollte einer US-Wende nach Asien und Amerika zuvor kommen und sah sich mit konkurrierenden Frei-

handelsabkommen wie dem North Atlantic Free Trade Agreement (NAFTA, 01.01.1994 gegründet) in 

dieser Furcht bestätigt. Eine stärkere wirtschaftliche Kooperation sollte deswegen die schwächelnde 

militärische Bindung ergänzen. Zweitens konnte die Kommission wie schon mit dem ERT auf EU-

Ebene ihre politische Allianz mit transnationalen Unternehmen weiter ausbauen. Diese Kooperation auf 

                                                           
51  Öffentlich-private Partnerschaft soll in diesem Kontext im Sinne des englischen Begriffs "public-private part-
nership" die Zusammenarbeit zwischen Regierungen/Behörden und Unternehmen bezeichnen. 
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höchster Ebene konnte sie dann zur weiteren wirtschaftlichen EU-Integration und als politisches Druck-

mittel gegenüber den Mitgliedsstaaten nutzen.   

 

Was genau ist nun dieses ungewöhnliche Konstrukt, das aus diesen Interessen und Überzeugungen ent-

stand? Der TABD ist ein halbformeller Prozess, in dem sich die CEOs von transnationalen europäischen 

und US-amerikanischen Unternehmen mit Offiziellen der EU-Kommission und der US-Regierung tref-

fen, um gemeinsam policy-Vorschläge zu entwickeln (Coen 2005: 55; Cowles 2001b: 214). Dieses 

"quadrilaterale Verhandlungsforum" (Cowles 2001a: 160 f.) zwischen Regierungen und CEOs  aus EU 

und USA ist die Erfolgsgeschichte der New Transatlantic Agenda (NTA) und führte in den 90er Jahren 

zu einigen Erfolgen in der transatlantischen (und globalen) regulatorischen Kooperation (z.B. mit sog. 

Mutual Recognition Agreements, MRAs). Auch wenn die Initiative ursprünglich von den Regierungen 

kam, so entwickelte sich der TABD schnell zu einem vor allem von CEOs angetriebenen Prozess und 

politischem Akteur (Cowles 2001b: 214). Die ineffizienten, langwierigen intergouvernementalen Ver-

handlungen konnten in diesem relativ kleinen Club aus ergebnisorientierten und produktiven Indivi-

duen, der vor allem auf der politischen Initiative und dem Agenda-Setting einzelner CEOs basierte, 

umgangen werden (Coen 2001: 37).  "It's now industry led and industry driven … US Government and 

Commission participate, but mainly as respondents" (Mitglied der EU-Kommission, zitiert nach Coen 

2005: 53). 

Der Charakter des TABD wird besonders schön in einer internen Studie deutlich, die die Kommission 

im Jahr 2003 zur Evaluation des TABD in Auftrag gab (TEEC 2004). Mit dem Ziel herauszufinden, "if  

the  transatlantic [business] dialogue  is  effective  in  addressing  the needs and objectives of the trans-

atlantic business community to governments on both sides of the Atlantic" (ebd.: 7), wurden dutzende 

Interviews mit Beteiligten und andere Evaluationsmethoden durchgeführt. Auslöser für diese Studie war 

eine Krisenphase des TABD ab dem Jahr 2000, die zu einem grundlegenden Neustart vom "alten" zum 

"neuen TABD" führen sollte (ebd.: 3). Der "alte TABD" wurde im Lauf der Zeit mit zu vielen Mitglie-

dern, Themen und Arbeitsgruppen überladen, was das effiziente und ergebnisorientierte Arbeiten be-

hinderte (vgl. auch Peterson et al. 2004: 53)52. Die Lösung des "neuen TABD" war eine thematische und 

personelle Verschlankung, die auf Kosten der (sektoralen) Repräsentativität den effizienten Club-Cha-

rakter wieder herstellen sollte. "As the relaunched TABD is made up of a small group  of  top  level  

CEOs,  and  in order  to  maintain  a  tight  focus,  the involvement  of  business  organisations into  the  

relaunched  TABD  (beyond observer status) may not be advisable at this stage"  (TEEC 2004: 10). Als 

weitere Ursache für die Krise des alten TABD wird die Frustration der CEOs gegenüber den Regierun-

gen genannt, die Vereinbarungen nicht konsequent genug umsetzten (van Scherpenberg 2006: 11 ff). 

                                                           
52 Peterson et al. 2004 ist eine weitere, sehr umfangreiche Studie, die von der Kommission in Auftrag gegeben 
wurde, um allgemeiner die Beziehung der EU mit den USA zu untersuchen. Basierend auf ca. 200 Interviews und 
anderen Instrumenten analysierten die Wissenschaftler unter anderem auch den TABD und die anderen Dialoge, 
die ich später kurz darstellen werde. Durch den privilegierten Zugang zu Mitgliedern lernten sie viel über die 
spezielle Rolle des TABD und die Beziehung der CEOs zu den Regierungen. 
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Auch wenn dem TABD von der US-Regierung (vor allem dem Secretary of Commerce) und der Kom-

mission (vor allem DG Trade und DG Enterprise) hohe Priorität zugeschrieben wird, scheint die admi-

nistrative und politische Realität nicht immer mit den hohen Erwartungen der CEOs mitzuhal-

ten. Nichtsdestotrotz (bzw. deswegen) ging die Reforminitiative des TABD 2003 von der Kommission 

und der US-Regierung aus und wurde von führenden CEOs lobend aufgenommen wurde (TEEC 2004: 

5). Wie schon in den 80er Jahren war sich die Kommission der Wichtigkeit eines solchen Forums für 

ihre grundlegenden Ziele bewusst und trug aktiv zur Organisation dieses politischen Akteurs bei:  "The  

business  community  is  the  driving  force  of  transatlantic economic  integration,  and  its  vigilance  

is  needed  to  bring  trade  barriers  and frictions to the attention of governments in order to help them 

find solutions to these problems" (ebd.: 3).53 54 

Nicht nur zu Regierungen, sondern auch zu den klassischen Unternehmerverbänden steht der von CEOs 

angetriebene TABD in einem speziellen Verhältnis. Der TABD wollte sich explizit von demokratisch-

schwerfälligen Unternehmerverbänden wie UNICE abgrenzen. "As businessperson involved in TABD 

acknowledged that there was 'a certain tension with associations like UNICE. We want to benefit from 

their knowledge, but we don't want to be help up by their democratic process' " (zitiert nach Coen 2005: 

57). 

Die Relevanz des TABD für die heutigen TTIP-Verhandlungen kommt in den Worten von Paula Stern 

(Unternehmensberaterin und ehemalige US-Regierungsmitarbeiterin)  zum Ausdruck: Für sie ist der 

TABD ein "new paradigm for trade expansion and regulatory harmonization" und "a powerful catalyst 

for trade liberalization advancing toward the ultimate goal of a New Transatlantic Marketplace. A rev-

olutionary trade liberalization format - one that is business- not government-driven" (Stern 1997: 35). 

All dies zeigt, dass sich mit dem TABD eine spezielle Form der Regierungs-Unternehmens-Kooperation 

entwickelt hat, die starke Ähnlichkeiten mit dem ERT aufweist und von diesem entscheidend politisch 

unterstützt wurde.55  Wieder hat sich ein kleiner Club bestehend aus CEOs der größten transnationalen 

Unternehmen gebildet, der als Avantgarde  gegenüber den trägen Unternehmerverbänden und Regie-

                                                           
53 Auf der strategischen Ebene diente die Wiederbelebung des TABD auch der Wiederbelebung der transatlanti-
schen Beziehungen nach der Irakkrise (van Scherpenberg 2006: 13). Daran lässt sich ein Prinzip erkennen, das 
auch bei TTIP eine Rolle spielen wird: Wirtschaftliche Integration dient den Regierungen auch immer als Instru-
ment zur Stärkung strategisch-politischer Allianzen. Die Erfüllung des Ziels "einer neuen großen transatlantischen 
Wirtschaftsinitiative" (van Scherpenberg 2006: 13) sollte jedoch noch einige Jahre auf sich warten lassen. 
54 Ein Blick in die Gegenwart: Besonders aufschlussreich über das äußerst enge Verhältnis des TABD zur US-Re-
gierung ist eine Pressemitteilung des TABD (2013: 1) zu einer zentralen Personalentscheidung der Regierung für 
TTIP: Der TABD "was very pleased to learn of the nominations today by President Obama of Michael Froman as 
the next United States Trade Representative and Penny Pritzker as the next U.S. Secretary of Commerce". Forman 
wird für seine große Kompetenz gelobt und "has served for the past four years as the lead U.S. interlocutor with 
the TABD". Pritzkers "extensive business background will be a great asset in leading the team at the Commerce 
Department, and we look forward to working with her upon her confirmation".  
55 In einem Bericht zu den eigenen Errungenschaften beschreibt der ERT sein Verhältnis zum TABD. "Although 
this initiative was never a formal part of the ERT work programme, it was generally acknowledged that without 
the support of the companies behind ERT Members, the dialogue could not have been launched" und "ERT  Mem-
bers  Jan  Timmer  (1997),  Jürgen  Schrempp  (1998),   Jérôme Monod (1999) and Bertrand Collomb (2000) served 
as chairmen of the European side of the TABD"  (ERT 2010: 52, 68). 
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rungen das neoliberale Projekt der Marktintegration vorantreibt. Anders als noch beim ERT haben dies-

mal die transatlantischen Regierungen jedoch aktiv zur Gründung und Integration dieses Clubs beige-

tragen. Und mehr noch: Die Zusammenarbeit läuft nun sogar auf halbformeller Ebene in einem institu-

tionalisierten Austauschforum zwischen CEOs und Regierungen. Das Modell der Public-Privat-Part-

nership aus den 70er/80er Jahre wurde also in einem noch institutionalisierteren Format auf die transat-

lantische Ebene übertragen  

  

6.2.2  Die alternativen transatlantischen Dialoge 

Ist die transatlantische Zusammenarbeit nun ein rein ökonomischer Prozess, in dem ein Club aus CEOs 

das Agenda-Setting und die Policy-Entwicklung im Einklang mit den ökonomischen und politischen 

Interessen  und Überzeugungen der transatlantischen Regierungen dominiert? Als Gegengewicht gegen 

solch eine einseitige Entwicklung, die die nationalstaatliche Gewaltenteilung überlagern könnte, wurden 

im Rahmen der New Transatlantic Agenda (NTA) auf Drängen anderer gesellschaftlicher Gruppen wei-

tere Dialoge gegründet: Der Transatlantic Consumer Dialogue (TACD, gegründet 1998), der Transat-

lantic Labor Dialogue (TALD, gegründet 1998, bald danach aufgelöst), der Transatlantic Legislator's 

Dialogue (TLD, gegründet 1999), der Transatlantic Environmental Dialogue (TAED, gegründet 1999, 

aufgelöst 2000). Die Literatur zu diesen zusätzlichen Dialogen spricht jedoch eine eindeutige Sprache: 

Im Vergleich zum TABD spielen sie eine sehr geringe Rolle. Den anderen Dialogen wird von den Re-

gierungen eine weit geringere Priorität zugesprochen, ihnen wird weit weniger Zugang zu Entschei-

dungsträgern und dem Policy-Prozess gewährt, sie erhalten unzureichende finanzielle und organisatori-

sche Unterstützung und sie haben vielfältige interne Probleme, sich zu organisieren (vgl. Bignami, Char-

novitz 2001; Peterson 2004: 55 ff.). An allen Dialogen lässt sich eine eindeutige Asymmetrie gegenüber 

dem TABD zeigen.   

Der TACD besteht aus einer Vielzahl an Konsumentenverbänden von beiden Seiten des Atlantiks und 

ist der wahrscheinlich am besten organisierte alternative Dialog (TACD 2015). Trotzdem wurde ihm in 

der Anfangsphase kein oder nur eingeschränkter formeller Zugang zu Entscheidungsträgern während 

intergouvernementaler Verhandlungen gewährt (Bignami, Charnovitz 2001: 268).56 Heute ist der TACD 

der einzige Dialog neben dem TABD mit aktivem Internetauftritt und einer institutionellen Position zu 

TTIP - wobei er sich kritisch, aber nicht ablehnend äußert (TACD 2015).  

                                                           
56 "A representative of the TACD told us that the TABD was consulted early in the preparations for the 2004 Irish 
summit, while the TACD was given only a 'second-hand offer' of face-time with officials below the presidential 
level. The TACD said it could not condone this disparity of access, and so did not attend the US/EU summit" 
(Peterson 2004: 55). Im Gegensatz dazu war der Zugang des TABD bei Gipfeltreffen enorm: "TABD representati-
ves have always participated in the US/EU summit. The two TABD chairs usually meet with the Presidents for 15 
minutes or so and then have substantive discussions with other high-level officials. This exchange is regarded as 
a very positive, perhaps essential element in ensuring that new CEO leadership continues to come forward" (ebd.: 
54). 
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Der TALD bestand aus der American Federation of Labor and Congress of Industrial Organizations 

(AFL-CIO) und der European Trade Union Council (ETUC), den jeweils führenden Arbeitnehmerver-

bänden, und öffnete sich auch für weitere Arbeitnehmerorganisationen (Knauss, Trubek 2001: 235 f.). 

Die kurze Phase des Enthusiasmus bei der Gründung 1998 wandelte sich schnell in Resignation. Die 

Gewerkschaften merkten bald, dass die NTA, in die der TALD eingebettet war, nicht als ernsthafter 

Versuch gemeint war, Arbeitnehmerinteressen auf transatlantischer Ebene zu integrieren. Es herrschte 

der Eindruck, dass Dialoge wie der TALD vor allem dem Zweck eines legitimierenden Feigenblattes 

für die Regierungen dienten, um ihr neoliberales Projekt der Marktintegration und -öffnung durchzuset-

zen (ebd.: 237). Als formelle Institution ist der TALD deswegen relativ schnell nach der Gründung 

wieder gestorben (Barber, Mever 2011: 108). Heute äußern sich AFL-CIO und ETUC zwar noch ge-

meinsam zum Thema TTIP, arbeiten aber nicht über die Struktur des TALD (aflcio.org 2014; etuc.org 

2014).  

Der TLD - ein halbjähriges Treffen zwischen US- und EU-Parlamentariern - litt in der Vergangenheit 

vor allem unter dem Desinteresse (bzw. anderen Prioritäten) der Parlamentarier und einer mangelhaften 

institutionellen Konstruktion. "There is widespread and deeply held consensus amongst our interlocutors 

that the TLD is now 'dysfunctional' " (Peterson et al. 2004: 58). Im Bezug auf TTIP finden heute Treffen 

im Rahmen des TLD statt. Bezeichnenderweise kritisierten dabei viele MEPs im Juli 2014  den man-

gelnden Einfluss der Parlamente auf die Verhandlungen und einige sprachen sich für die Etablierung 

eines strukturierteren Dialoges aus (Arc2020.eu 2014).  

Am drastischsten ist das Beispiel des TAED. Der Umweltdialog wurde von den Regierungen systema-

tisch als zweitrangiger Dialog vernachlässigt (Bignami, Charnovitz 2001: 273) und im Jahr 2000 (ein 

Jahr nach der Gründung) wieder aufgelöst, als die US-Regierung schlichtweg die Finanzierung einstellte 

(EurActiv 2000). Umwelt- und Gewerkschaftsinteressen scheinen in der transatlantischen Kooperation 

tatsächlich keine formelle Rolle zu spielen. Als "the three existing transatlantic dialogues", die den 

Transatlantic Economic Council (TEC - aus dem TTIP hervorging) offiziell beraten, werden heute nur 

noch die Dialoge der Unternehmen, Konsumentenverbände und Parlamentarier genannt (DG Enterprise 

o.J. a).57  

 

6.2.3 Analyse der Asymmetrie  

Woran liegt es, dass die transatlantischen Regierungen so viele relevante Interessengruppen nicht in die 

transatlantische Kooperation einbinden wollen? Eine mögliche Erklärung ist die unterschiedliche Orga-

nisationsfähigkeit dieser Interessen (vgl. Bignami, Charnovitz 2001: 277 nach Olson 1968). Die alter-

nativen Dialoge repräsentieren zahlenmäßig große, diffuse Interessen, die keinen direkten Vorteil aus 

                                                           
57 Interessanterweise schrieb die Kommission 2012 Gelder für die Unterstützung bzw. Gründung weiterer trans-
atlantischer Dialoge aus. Im Speziellen ging es um:  "1)  The continuation of the transatlantic Consumer Dialogue.  
2)  A transatlantic development and humanitarian dialogue with a special focus on the security nexus in devel-
opment. 3)  A  transatlantic  environmental  dialogue  focusing  on  energy  issues  in  the  context  of climate 
change" (Kommission 2012: 2). 
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den Dialogen ziehen. Der TABD besteht im Gegensatz dazu aus einer kleinen, relativ homogenen 

Gruppe aus CEOs, die für ihre transnationalen Unternehmen direktere Gewinne aus Handelsliberalisie-

rungen erhoffen können. Dieser Vorteil wird insbesondere dadurch verstärkt, dass die Unternehmen sich 

im TABD nicht über ihre relativ trägen, repräsentativen und intern-demokratischen Verbände organi-

sieren, in denen auch protektionistische Sektoren berücksichtigt werden müssen. Diese Arbeitsteilung 

der organisierten Wirtschaftsinteressen in kleinen, effizienten Clubs und großen Verbänden wird sich 

auch in den Verhandlungen um TTIP wieder finden (vgl. Kapitel 7.2).   

Vor allem jedoch müssen das in den 80er Jahren entwickelte Ressourcenaustauschverhältnis, die Gele-

genheitsstrukturen und die politische Organisation (vgl. Kapitel 5.) auf die transatlantische Zusammen-

arbeit übertragen werden. Diese Phase ist nicht nur als eine Phase der politischen Stärkung der Unter-

nehmen, sondern auch der Schwächung von Konkurrenzorganisationen wie den Gewerkschaften zu ver-

stehen. Ausgehend von schlechter entwickelter politischer Organisation und Strategie können die alter-

nativen Gruppierungen ihre ohnehin geringere Ressourcenausstattung schlechter nutzen. Genauso we-

nig können sie auf historisch gestaltete Gelegenheitsstrukturen wie das Modell der Public-Privat-Part-

nership oder das neoliberale Überzeugungssystem zurückgreifen.  

Im Kern dieser Asymmetrie liegt die von Anfang an einseitige weltanschauliche Ausrichtung der NTA: 

das neoliberale und (IB-)realistische Überzeugungssystem der transatlantischen Regierungen. Eben die-

ses Überzeugungssystem der Regierungen bestimmt, welchen Interessengruppen Einfluss gewährt wird, 

wessen Ressourcen relevant erscheinen, wem Gelegenheitsstrukturen eröffnet werden. Die transatlanti-

sche Zusammenarbeit war nie wirklich ein offener Prozess für alle relevanten gesellschaftlichen Grup-

pen, sondern in ihrem Kern eine "purely free-market political agenda" (Barber, Mever 2011: 108). Die 

"fundamental essence of the NTA [is] the neoliberal project of transatlantic product and financial market 

integration" (Knauss, Trubek 2001: 237). In einem Prozess, dem es gar nicht um Umweltschutz und 

Arbeitnehmerrechte geht, sondern von vornherein um Liberalisierung und Deregulierung, haben Ge-

werkschaften und NGOs wenig verloren - aber viel zu verlieren. Es war denn auch das Projekt des 

TABD, das im Februar 2013 von den transatlantischen Regierungen verkündet wurde: die Schaffung 

eines transatlantischen Marktes in Form der Transatlantic Trade and Investment Partnership (TTIP).  

 

 

7. TTIP – die Verhandlungen und Interessengruppen  

7.1. Die offiziellen Gelegenheitsstrukturen 

"The European Commission aims to have a transparent and accountable trade policy based on con-

sultations with all parts of European civil society" (DG Trade 2015b) 

 

Um Transparenz und Input von Interessengruppen in ihrer Außenhandelspolitik zu ermöglichen, hat die 

Kommission drei offizielle Institutionen/Gelegenheitsstrukturen geschaffen: Den Civil Society Dia-
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logue (CSD), Stakeholderbriefings und -konsultationen und die TTIP Advisory Group. Die ersten bei-

den gehören zum Standardrepertoire der Kommission, letztere wurde extra für die Verhandlungen um 

TTIP geschaffen.  

Der CSD wurde 1998 von der DG Trade der Kommission als Reaktion auf die zivilgesellschaftlichen 

Proteste in Sydney, Seattle und Davos während WTO-Verhandlungen gegründet, um dem Vorwurf des 

Demokratiedefizits der EU entgegenzuwirken (Coffey International Development 2014: 17). Der CSD 

besteht bis heute und ist sowohl an den Verhandlungen der WTO Ministerialkonferenzen als auch bei 

den Verhandlungen für "new-generation" bilaterale Handelsabkommen - und damit auch TTIP -  betei-

ligt (DG Trade 2013: 6 f.). Basierend auf dem sehr weiten Verständnis der Kommission von Zivilge-

sellschaft sind quasi alle gesellschaftlichen Interessengruppen im CSD vertreten: "Social, development 

and environmental NGOs; Research institutes and academia; Trade unions, employers and associations; 

Chambers of commerce; Consumer, business and trade associations" (Coffey International Develop-

ment 2014: 20). Welchen Einfluss können die verschiedenen gesellschaftlichen Gruppen in diesem Di-

alog auf die DG Trade ausüben? Coffey International Development führte von Ende 2013 bis Mitte 2014 

eine ausführliche Evaluation des CSD im Auftrag der DG Trade durch und kommt dabei zu einem äu-

ßerst kritischen Urteil (ebd.: 7 ff.). Die Kommission bleibt hinter ihren rhetorischen Ansprüchen zurück, 

alle gesellschaftlichen Gruppen über den CSD wirklich in den Policy-Prozess einzubinden und Input-

Möglichkeiten und Transparenz zu schaffen. Gleichzeitig ist es der DG Trade nicht gelungen, den CSD 

als einen Output-orientierten Prozess zu gestalten. In der Realität dient der CSD vor allem zur Vermitt-

lung von Informationen, es findet keine ernsthafte Diskussion statt und die Transparenz ist fragwürdig. 

Allgemein herrscht der Eindruck vor, dass die DG Trade selbst gar nicht genau weiß, was sie mit dem 

CSD eigentlich will (sic!, vgl. ebd.: 8) und ihm eher geringere Priorität beimisst. Auf Seiten der Interes-

sengruppen sind es vor allem die Wirtschaftsorganisationen, die mit dem CSD zufrieden sind, während  

unter NGOs die Wahrnehmung vorherrscht, keinen nennenswerten Einfluss über den CSD ausüben zu 

können. Entsprechend steigt die Frustration und sinkt das Interessen der NGOs am CSD (ebd.: 12 ff.).  

Als die Kommission Ende 2013 merkte, dass der zivilgesellschaftliche Protest ihr Projekt TTIP gefähr-

den könnte, gründete sie im Januar 2014 als zusätzliche Institution die TTIP Advisory Group, um alle 

gesellschaftlichen Interessengruppen ernsthafter einzubinden. Es ist wichtig zu betonen, dass dieser 

Schritt nicht aus einem intrinsischen Interesse der Kommission an demokratischer Beteiligung oder 

Transparenz hervorging - sonst hätte sie den TTIP-Prozess von Anfang an demokratischer und transpa-

renter gestaltet. Vielmehr ist die "Transparenzoffensive" der Kommission seit 2014 als strategischer 

Schachzug zu verstehen, um den Erfolg von TTIP zu sichern. Ihr steckt noch die Erfahrung um das Anti-

Counterfeiting Trade Agreement (ACTA) in den Knochen, das zwar von allen Regierungen der Mit-

gliedsstaaten befürwortet, aber 2012 nach einem zivilgesellschaftlichen58 Proteststurm vom Europäi-

schen Parlament mit großer Mehrheit abgelehnt wurde (EurActiv 2014). Die Advisory Group besteht 

                                                           
58 Ich persönlich verwende den Begriff Zivilgesellschaft im klassischeren Sinne im Bezug auf einen Sektor der 
Gesellschaft, in dem Vereinigungen von Bürgern ihre Interessen und Überzeugungen unabhängig von formellen 
politischen Institutionen und von Profitstreben verfolgen. Damit ist  die Zivilgesellschaft der dritte Sektor der 
Gesellschaft, in Abgrenzung zu Staat und Wirtschaft (Thiery 2010). 
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aus 15 Vertretern verschiedener Interessengruppen: "consumer interests, labour law, the environment 

and public health, business, manufacturing, agriculture and services sectors" (Kommission 2014a). Sie 

wird vom EU-Chefunterhändler für TTIP geleitet und soll sich ca. alle zwei Monate zwischen den Ver-

handlungsrunden treffen, um die Kommission in technischen und praktischen Fragen zu beraten (Kom-

mission 2014b). Mit dieser Beratergruppe beinhalten die Verhandlungen für TTIP eine offizielle Ein-

bindung aller Interessengruppen wie kein zweites Handelsabkommen der Kommission.59 Gleichzeitig 

wird in den terms of reference (einer Art Geschäftsordnung) und den meeting reports klar, dass die 

Kommission eine dominante Rolle innerhalb der Gruppe einnimmt. So können die Mitglieder bspw. 

wichtige Dokumente - genauso wie ausgewählte MEPs - nur in einem sicheren Leseraum einsehen, in 

dem keine Notizen gemacht werden dürfen (Kommission 2014c).60 

Als dritte Säule für Transparenz dienen die Stakeholder-Briefings, die während jeder Verhandlungs-

runde stattfinden und an denen hunderte Interessenvertreter teilnehmen, um über die aktuellen Entwick-

lungen in den Verhandlungen mit den USA informiert zu werden. Der Zugang während diesen Briefings 

scheint jedoch nicht gleichmäßig verteilt zu sein. Mindestens bei der achten Verhandlungsrunde konnten 

sich Interessengruppen gegen Geld bessere Sitzplätze, andere Sichtbarkeitsmaßnahmen und sogar 

Sprecherpositionen kaufen. Kritische Stimmen sind auf dem Podium fast gar nicht vertreten (Corporate 

Europe Observatory 2015). Stakeholderkonsultationen werden im Vorfeld der Verhandlungen zu spezi-

fischen Themen durchgeführt. Alle Interessengruppen und teilweise auch Bürger können hier ihren In-

put einsenden.  

Zusammenfassend lässt sich also sagen, dass die Kommission drei Institutionen nutzt, um alle gesell-

schaftlichen Gruppen über die Verhandlungen mit den USA zu informieren und sie teilweise einzubin-

den: den CSD, die TTIP Advisory Group und die Stakeholder-Briefings und -konsultationen. Bei den 

Konsultationen können Interessengruppen ihren Input einschicken, ohne direkt mit ihr in Kontakt zu 

treten, während die Briefings per Definition nur ein Briefing sind, also vor allem zur Information wäh-

rend den Verhandlungen dienen. Der CSD bleibt wie beschrieben weit hinter den Erwartungen zurück 

und führt vor allem unter wirtschaftsfernen Organisationen wie NGOs zu Frustration. Die vielverspre-

chendste Institution für echte gleichberechtigte Beteiligung ist die paritätisch besetzte Advisory Group. 

Bis jetzt lässt sich noch nicht sagen, inwieweit sie die Erwartungen aller Beteiligten erfüllt.  

 

Dies sind die drei formellen Gelegenheitsstrukturen, die die Interessengruppen nutzen können, um auf 

TTIP Einfluss zu nehmen. Bei diesen formellen Strukturen lässt sich jedoch nur schwach beurteilen, wie 

sie die Macht der Interessengruppen beeinflussen. Aus der Ferne lässt sich nicht direkt beobachten, von 

welchen Interessengruppen die Chance auf Willensdurchsetzung dadurch erhöht wird. Zwar scheinen 

                                                           
59 Interessant ist auch die Haltung der Advisory Group zum CSD: "Civil Society Dialogue: Members felt that there 
was a place for this, but it was not so much a discussion as an opportunity to air views." (Kommission 2015d: 6) 
60 Gleichzeitig finden auch noch in speziellen Politikfeldern weniger transparente Konsultationen mit anderen 
Expertengruppen statt:  "Other Commission expert groups: Members observed that consultations withexpert 
groups in other areas of the Commission (e.g. CNECT, AGRI) were also taking place on specific sectorialaspects of 
TTIP. Clarifying the system of consultations with expert groups on TTIP would be beneficial" (Kommission 2015d: 
5) 
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die Unternehmen zufriedener mit dem CSD zu sein und höhere Sichtbarkeit bei den Stakeholderbrie-

fings zu haben, aber fundierte Aussagen lassen sich bisher nur über die theoretischen und historisch 

unterfütterten Argumente aus den vorangegangen Kapiteln treffen. In Kapitel 9. werde ich diese Argu-

mente erneut ausführen und expliziter auf TTIP übertragen.  

Nur eine Beobachtung soll noch an dieser Stelle geäußert werden: Die Kommission scheint auf dieser 

formellen Ebene ein seltsames Desinteresse an der Einbindung aller Interessengruppen zu haben. Sie 

weiß nicht wirklich, was sie mit dem CSD eigentlich will, und unternimmt keine Bemühungen, ihn in 

eine ergebnisorientierte Institution umzubauen. Die Stakeholder-Briefings und -Konsultationen sind 

nicht besonders ausgebaut und die TTIP Advisory Group wurde erst auf öffentlichen Druck hin gegrün-

det. Die Vermutung liegt nahe, dass die Einflussnahme über andere, halbformelle Pfade funktioniert, 

wie sie aus der langen Vorgeschichte bekannt sind.  

  

 

7.2 Politische Struktur und Strategie der Unternehmen 

In Kapitel 7.2. habe ich bereits den TABD als das zentrale Forum ausgemacht, über das die CEOs der 

größten transnationalen Unternehmen in Zusammenarbeit mit den transatlantischen Regierungen die 

Vorarbeit für TTIP geleistet haben. Doch wie sieht nun die Organisation der Wirtschaftsinteressen direkt 

zu TTIP aus? Die Mehrheit der großen US-amerikanischen und europäischen Wirtschaftsverbände un-

terstützt TTIP. Die politischen Koalitionen, die sie dabei bilden verändern sich zwar regelmäßig, eine 

gewisse Struktur lässt sich jedoch erkennen. Alle zentralen Gruppierungen, die in den 70er/80er Jahren 

entstanden (vgl. Kapitel 6.) spielen hier wieder eine zentrale Rolle.  

Das erste Modell der politischen Organisation ist das eines Clubs aus individuellen CEOs der größten 

transnationalen Unternehmen. Hierfür stehen erstens der European Round Table of Industrialists (ERT) 

und der Business Round Table (BRT)61, die ich bereits ausführlich beschrieben habe. Wie auch bereits 

ausgeführt besteht seit 1995 mit dem TABD ein sehr ähnliches Modell auf transatlantischer Ebene, mit 

dem wichtigen Unterschied, dass im TABD die Kooperation mit den Regierungen auf die formelle 

Ebene gehoben wurde und damit noch tiefgreifender geworden ist.62 Direkt auf TTIP bezogen zeigt sich 

die gemeinsame politische Organisation dieser drei Clubs/Foren in den zwei gemeinsamen Statements, 

die sie 2012 an die High Level Working Group (HLWG) sendeten und in denen sie sich für eine "Trans-

atlantische Partnerschaft" wie TTIP aussprachen, noch bevor es öffentlich verkündet wurde (vgl. TABD, 

                                                           
61 Der BRT  beschreibt sich selbst als einen "early advocate for the TTIP negotiations and has been at the forefront 
of working toward a strengthened U.S.-EU economic relationship" (BRT 2013a). 
62 Die Bemühungen um eine transatlantischen Zusammenarbeit zwischen diesen Unternehmensgruppierungen 
lässt sich in einem Bericht des ERT nachlesen: "Under  Gerhard  Cromme’s  chairmanship,  ERT  stepped up  its  
cooperation  with  the  Business   Roundtable  and  the  Business  Council  in  the  United  States,  as  well  as  with  
the  US  Chamber  of   Commerce. […] ERT also strongly supported the reinvigoration of the Transatlantic Business 
Dialogue (TABD), with a number of ERT Members joining the new TABD  in 2004. ERT was named an official 
observer in the TABD process" (ERT 2010: 104). 
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BRT, ERT 2012a,b).63 Kurz vor der Verkündung von TTIP im Februar 2013 schloss sich am 01.01.2013 

der TABD mit dem European-American Business Council (EABC) zum TransAtlantic Business Coun-

cil (TABC) zusammen, um das Forum für TTIP weiter auszubauen. Der TABD und sein Modell bleiben 

jedoch als zentrale Institution erhalten (TABC 2015).64  

Das zweite Modell politischer Organisation für TTIP ist die Koalition klassischer Wirtschaftsverbände. 

Auf US-amerikanischer Seite schloss sich im April 2013 eine Vielzahl an großen Verbänden unter der 

Führerschaft der U.S. Chamber of Commerce (AmCham) zur Business Coalition for Transatlantic Trade 

(BCTT) zusammen (BCTT 2015). Einen sehr ähnlichen Zusammenschluss gibt es angeführt von Busi-

ness Europe (ehemals UNICE) auf europäischer Seite seit Mai 2013 mit der European Business Alliance 

for TTIP (European Business Alliance for TTIP 2013). Diese Koalitionen repräsentieren den Willen der 

größten Wirtschaftsverbände, sich politisch für ein tiefgreifendes TTIP einzusetzen. Eine Studie der 

NGO Corporate Europe Observatory (CEO) zeigt, dass während der direkten Vorbereitungsphase von 

TTIP 2012 bis Anfang 2013 vor allem die großen Verbände Zugang zur Kommission hatten. Dabei 

finden sich nicht nur die alten Bekannten Business Europe und AmCham, sondern auch viele sektorspe-

zifische Verbände. Interessanterweise sind die Clubs wie der TABD hier nicht aufgeführt (CEO 2014). 

Dies legt die These nahe, dass die Verbände wichtiger werden als die Clubs, wenn es um die konkreten 

Verhandlungen und spezifischeren Input geht.  

Den Clubs kommt dahingegen die Rolle der Vernetzer und Vorreiter zu: der TABC ist Mitglied beider 

Allianzen und ist Mitunterzeichner fast aller Statements und Lobby-Briefe der Verbände. Der ERT und 

BRT sind Mitglieder ihrer jeweiligen "nationalen" Allianzen. Man bemerke auch, dass die Allianzen 

erst im April/Mai 2013 geformt wurden - nach der Ankündigung der Regierungen von Verhandlungen 

für TTIP am 13.02.2013. Der TABC gründete sich dahingegen schon einen guten Monat vorher.65 66 

                                                           
63 Die Initiative für einen gemeinsamen Brief an die HLWG zur Vision der CEOs zur transatlantischen Partnerschaft 
im 21. Jahrhundert ging ursprünglich 2011 vom TABD und BRT aus. Der ERT schloss sich dieser Vision erst 2012 
an (BRT 2013b). Das ist ein weiteres Indiz dafür, dass die US-Unternehmen ein proaktiveres Vorgehen pflegen als 
die EU-Unternehmen. 
64  Der Handelskommissar und Vorsitzender der HLWG de Gucht steckt große Hoffnungen in diesen neuen Zu-
sammenschluss, wie er bei der Gründungsveranstaltung des TABC zum Ausdruck brachte (vgl. de Gucht 2012: 2). 
65 Nach 2012 haben die Clubs in der 3er-Konstellation jedoch kein gemeinsames Statement abgegeben. Seit dem 
Beginn der Verhandlungen scheinen sich die Gruppierungen eher auf ihre nationalen Koalitionen  zu konzentrie-
ren. Dies macht insofern Sinn, da sich die verschiedenen Koalitionen in den Verhandlungen auch als Konkurren-
ten gegenüber stehen, um für ihre jeweiligen "nationalen" Gruppierungen die größtmöglichen Vorteile heraus-
zuholen. 
66 Van Apeldoorn (2002b: 202 f.) und Cowles (2002: 75) haben schon früh festgestellt, dass den großen transna-
tionalen Unternehmen und ihren Clubs eine zentrale Rolle in der politischen Organisation und effektiveren Neu-
strukturierung der Wirtschaftsverbände zukommt. Unzufrieden mit der Trägheit und mangelndem proaktiven 
Handeln "large firms have played an important role in transforming traditional industry associations and, when 
necessary creating their own business groups to address changing economic and political developments. In doing 
so, they have brought new players, new resources, and new politics to EU, transatlantic, and global policy-mak-
ing" (Cowles 2002: 75).  
Van Apeldoorn beschreibt noch weitere club-artige Wirtschaftsforen und kommt zu dem Schluss: "The prolifer-
ation of such groups, inculding even more informal and secretive ones, as well as the inceasingly central role 
played by TNCs and their CEOs in more formal business groups, in my view clearly reflects the rise of a transna-
tional business elite as a political actor within EU politics, a rise associated with that of the transnational corpo-
ration within the globalising world economy" (2002b: 203). 
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Diese zwei politischen Organisationformen - Clubs für individuelle CEOs und Allianzen der großen 

Verbände - repräsentieren den konzertierten Einsatz der Wirtschaft für TTIP. Das in Kapitel 5.2 entwi-

ckelte Organisationsmuster bestätigt sich also auch im Bezug auf TTIP. Es hat sich pfadabhängig auch 

auf die transatlantische Marktintegration übertragen. 

Einen Einblick in das volle Repertoire des Public Affairs Managements für TTIP bietet die überraschend 

ehrliche Website des BRT. Anfang 2014 merkten die Unternehmer, dass sich die öffentliche Meinung 

bedenklich gegen TTIP wendete. Der BRT startete deswegen einen "blitz" 67  - ein Begriff der seit den 

Überraschungsangriffen der Nazis (Blitzkrieg) ins Englische übernommen wurde - um sich für TTIP 

einzusetzen. Die Public Affairs Instrumente aus Kapitel 5.2 werden also (zumindest in den USA) auch 

klar wieder für TTIP angewendet.68 Auf europäischer Seite finden sich keine so offenen Beschreibungen 

der Lobby-Strategie zu TTIP. Man kann auch davon ausgehen, dass in der weniger konflikthaften poli-

tischen Kultur und institutionellen Interessenvermittlungsstruktur in Europa (mehr korporatistische Ele-

mente vor allem auf nationaler, aber auch auf EU-Ebene) nicht mit der gleichen Aggressivität gearbeitet 

wird. Gleichzeitig wird an diesem Beispiel sehr deutlich, welche Instrumente den Unternehmen auch 

jenseits der vertrauensvollen Zusammenarbeit mit den Regierungen im TABD zur Verfügung stehen 

und auch ausgiebig genutzt werden. Seitdem TTIP von NGOs und Oppositionsparteien an die Öffent-

lichkeit gezerrt wurde, ist auch die Öffentlichkeit eine Front, an der der Machtkampf um TTIP ausge-

tragen wird.  

Aufbauend auf den historisch hergeleiteten Annahmen aus Kapitel 5. ist nun die Frage nach der politi-

schen Organisation und Strategie der transnationalen Unternehmen für TTIP beantwortet (3. Machtva-

riable). Die Unternehmen schließen sich in einer spezifischen Koalition aus Verbänden und Clubs zu-

sammen und nutzen das Repertoire des Public Affairs Management, um über formelle und halbformelle 

Strukturen wie den TABD Einfluss auf die Regierungen zu nehmen (2. Machtvariable). Welches Res-

sourcenaustauschverhältnis (1. Machtvariable) diese Zusammenarbeit für die Regierungen im Bezug 

auf TTIP attraktiv macht und welche Überzeugungsangleichung festzustellen ist, soll nun im vorletzten 

Kapitel 8. analysiert werden.  

   

 

8. Die ökonomisch-geostrategische Vision der transatlantischen Regierungen  

"The word historic is often abused, used for each and every occasion. However, today I would like to 

use it in its full right: we are going to launch the biggest bilateral trade negotiations ever undertaken. 

                                                           
67 "Major components of the blitz include: Grassroots outreach in states; Aggressive social media campaign high-
lighting the jobs supported by trade in each state; Op-ed placements on trade and editorial board outreach with 
local newspapers; Graphics and videos that show how trade helps companies and their workers in states; Out-
reach to members of Congress in Washington and in their home states and districts on the importance of trade; 
Targeted media outreach in all 50 states; Coordination of advocacy efforts with Business Roundtable member 
companies; and Outreach to state governors and economic development agencies" (BRT 2014). 
68 Zusätzlich arbeitete der BRT natürlich auch an der internen Mobilisierung der Unternehmen und trifft sich 
direkt mit hochrangigen Entscheidern: Im November 2011 traf sich der BRT bspw. mit dem BDI und Bundeskanz-
lerin Merkel (BRT 2011). 
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A future deal between the world's two most important economic powers will be a gamechanger.  To-

gether, we will form the largest free trade zone in the world. This deal will set the standard – not only 

for our future bilateral trade and investment but also for the development of global rules"  

(De Gucht 2013)69  

 

Wie die ausführliche Darstellung der historischen Vorgeschichte zeigt, ist die tiefe Wirtschaftsintegra-

tion ein politisches Projekt, das seit mindestens 25 Jahren auf der transatlantischen Agenda steht, im 

gleichen Zeitraum auf der europäischen Ebene seinen vorläufigen Höhepunkt fand und auch auf multi-

lateraler Ebene bis Anfang 2000 vorangetrieben wurde. Die Vorgeschichte zeigt, dass der politischen 

Koalition aus Kommission und transnationalen Unternehmen eine entscheidende Rolle neben den Re-

gierungen in der Marktintegration und Marktöffnung zugekommen ist. Gleichzeitig zeigt die Vorge-

schichte jedoch auch, dass die Regierungen nicht einfach nur der ausführende Arm des transnationalen 

Kapitals sind. Die transnationalen Unternehmen mussten in der Phase des langsamen Fortschritts auf 

transatlantischer Ebene der 90er und 2000er Jahre immer wieder frustriert feststellen, dass die Regie-

rungen ihre eigenen außen- und innenpolitischen Ziele verfolgen.  

In den vergangenen Jahren scheint sich nun etwas Entscheidendes in den strategischen Abwägungen der 

transatlantischen Akteure geändert zu haben. Während der Vorschlag für ein bilaterales Freihandelsab-

kommen zwischen USA und EU (TAFTA) 1995 noch abgelehnt wurde (vgl. Kapitel 6.1), wurde diese 

bilaterale Variante der Liberalisierung nun 18 Jahre später doch in Angriff genommen - unter dem Na-

men TTIP. In diesem Kapitel werde ich nun erstens untersuchen, welche Interessen und Überzeugungen 

die transatlantischen Regierungen in ihrer Politik für TTIP anleiten. Zweitens lassen sich dadurch Rück-

schlüsse auf die Macht der transnationalen Unternehmen ziehen. Inwiefern finden sich die Interessen 

und Überzeugungen der transnationalen Unternehmen in der Position der transatlantischen Regierungen 

wieder? Welche Anknüpfungspunkte für Ressourcenaustausch und welche Gelegenheitsstrukturen er-

öffnen sich den transnationalen Unternehmen dadurch? 

 

8.1 Strukturelle Einbettung und die Krise 

Zunächst muss untersucht werden, welche (veränderten) Kontextbedingungen den Rahmen für das Han-

deln der Regierungen abstecken (vgl. Hamilton 2014: viii f.). Erstens, sehen sich die Regierungen zwei 

wirkmächtigen Strukturen gegenüber. Die hegemoniale Stellung der USA schwindet und ein neues, 

multipolares internationales System entsteht. Mit dem ökonomischen und politischen Erstarken der 

Schwellenländer haben neue Mächte die Weltbühne betreten, die die vom Westen dominierte multilate-

rale Marktliberalisierung im Rahmen der World Trade Organization (WTO) in Frage stellen. Diese 

Stagnation des Multilateralismus seit dem Beginn der WTO-Doha-Runde Anfang der 2000er resultierte 

in einem starken Anstieg von regionalen Freihandelsabkommen (RTAs - aus zwei oder mehr Staaten). 

                                                           
69 Dieses Kapitel basiert erstens auf der Lektüre von Sekundärliteratur und zweitens auf der Analyse von State-
ments der EU-Handelskommissare und der drei CEO-Foren. Vgl. dazu die MAX-QDA-Dateien.  
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Waren es 1995 noch 130 RTAs, registrierte die WTO im Jahr 2014 schon 583 RTAs, 377 davon waren 

bereits in Kraft (Plummer 2014: 98). Dieser neue kompetitive Regionalismus - der Wettlauf um neue 

Märkte auf bilateraler und regionaler Ebene -  scheint die multilaterale Liberalisierung (zumindest kurz-

fristig) zu ersetzen (ebd.: 109; Straubhaar 2014: 38; Woolcock 2005b: 398). Neben der Multipolarität 

bewegen sich die Regierungen in einer zweiten, immer stärker werdenden Struktur: dem neoliberalen 

Kapitalismus. Der enorme Wettbewerbsdruck treibt das immer mobiler gewordene Produktions- und 

Finanzkapital auf der Suche nach Rendite über den Globus und lässt die territorial gebundenen Natio-

nalstaaten hinter sich.  

Zweitens geht der "Rise of 'The Rest' " (Amsden 2001) einher mit einer wirtschaftlichen und politischen 

Schwächung des Westens seit den Kriegen im Nahen Osten und der Finanz- und Wirtschaftskrise ab 

2008. Vor allem Europa befindet sich seit 2008 in einer Krise, an der der Euro auseinander brechen 

könnte. Diese Finanzkrise hat sich in den oben genannten Strukturen zu einer dreifachen Vertrauenskrise 

für die europäischen Staaten entwickelt: Zum Ersten müssen sie den Bürgern (vor allem in Südeuropa) 

wieder wirtschaftliche Perspektiven anbieten; zum Zweiten sehen sie sich gezwungen, sich den Kapi-

talmärkten als glaubhafter Schutzraum für Investitionen zu verkaufen, um die Abwanderung von Kapital 

zu verhindern; und nicht zuletzt wollen die europäischen Regierungen gegenüber ihren Partnern und  

sich selbst (sic!) das Vertrauen in ihre eigene politische Führungsstärke im 21. Jahrhundert wiederher-

stellen  (vgl. Laurer, Seidl 2014). In dieser kritischen Phase erscheint TTIP  den Regierungen  als ein 

ideales Instrument, um diesen internen und externen Herausforderungen zu begegnen. TTIP ist in die-

sem Kontext ein strategischer Schachzug des Westens, der nur über seine interne und externe ökonomi-

sche und geostrategische Dimension verstanden werden kann.  

 

8.2 Interne ökonomische Dimension 

Beinahe jede Erzählung zur ökonomischen Dimension von TTIP beginnt mit einigen beeindruckenden 

Zahlen: Der transatlantische Wirtschaftsraum beherbergt drei Viertel der weltweiten Finanzmärkte, 

mehr als die Hälfte des globalen Welthandels, 50-40% des weltweiten BIPs und kein anderer Markt ist 

bereits so stark integriert  (Hamilton 2014: ix). Basierend auf dem dominanten marktliberalen Überzeu-

gungssystem im Westen erhoffen sich die Regierungen signifikante Wohlfahrtsgewinne durch weitere 

Liberalisierung, Deregulierung und kapitalattraktive Gestaltung dieses enormen transatlantischen Mark-

tes. Die Maßnahmen dafür basieren auf drei Säulen (ebd.). Erstens soll der Marktzugang durch den 

Abbau von Ursprungsregeln und tarifären Handelshemmnissen (Zölle) verbessert werden; zweitens  sol-

len nicht-tarifäre Handelshemmnisse (Regeln, Auflagen und Bürokratie) abgebaut werden, um Kosten 

für Unternehmen zu reduzieren. Die dritte Säule sieht die Angleichung und Schaffung von gemeinsamen 

Normen und Standards vor.   

Vor allem die zweite Säule ist zentral für den ökonomischen Erfolg von TTIP. Da sich die Zölle zwi-

schen der EU und den USA schon auf dem sehr niedrigen Niveau von durchschnittlich 4% befinden, 

lassen sich damit keine relevanten Kostensenkungen mehr erreichen. Vielmehr ist es der Abbau der 

nicht-tarifären Handelshemmnisse, von denen sich die Befürworten ca. 80% der Gewinne durch TTIP 
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erwarten (Plummer 2014: 105 ff.). Als Beleg für eine wohlfahrtssteigernde Wirkung dieser Maßnahmen 

werden viele ökonomische Berechnungen auf Basis neoklassischer Modelle angeführt (vgl. für eine 

Übersicht ebd.; für eine Kritik dieser Modelle vgl. Beck, Scherrer 2014: 35 ff.). Verschiedenen Studien 

kommen dabei zu unterschiedlichen Ergebnissen. Eine Berechnung sagt eine jährliche Steigerung des 

BIP von 0,7% in der EU und 0,3% in den USA bis 2018 und eine Steigerung der Haushaltseinkommen 

um 0,8% bzw. 0,3% pro Jahr voraus (Plummer 2014: 109). Eine Studie, die im Auftrag der EU erstellt 

wurde, prognostiziert ein jährliches Wachstum des BIP bis 2027 von 0,5% in der EU und 0,4% in den 

USA im Falle eines tiefgreifenden TTIP (Kommission 2013). Eine skeptischere Studie geht von einer 

Steigerung des BIP von gerade einmal 0,035% pro Jahr aus. Basierend auf einer Vielzahl ähnlicher 

Studien kommen Befürworter von TTIP zu dem Schluss: "In sum, there are strong reasons to believe 

that TTIP will generate significant transatlantic benefits, even if these gains don’t always show up in the 

formal modelling" (Plummer 2014: 109). Oder in den Worten des Handelskommissars: "It will create a 

tremendous impact on jobs and growth on both sides of the Atlantic" (De Gucht 2013: 2).70 Da diese 

Wachstumsimpulse ohne neue Staatsschulden entstehen würden und die europäische Wirtschaft seit 

2008 um 0,3% geschrumpft ist, erwartet sich vor allem die EU viel von diesem 'kostenlosen Konjunk-

turprogramm' (Plummer 2014: 109).  

Was bedeuten diese Maßnahmen der Deregulierung und Liberalisierung, die für diese Wohlfahrtsge-

winne notwendig sind nun konkret? Da viele Verhandlungstexte von TTIP geheim sind, lohnt sich hier 

ein Blick in das Freihandelsabkommen CETA zwischen der EU und Kanada, dessen Verhandlungen 

bereits abgeschlossen sind und das gemeinhin als Blaupause für TTIP verstanden wird. Neben der Re-

duzierung von Zöllen finden sich hier bspw. die Deregulierung der Finanzmärkte, eine Öffnung der 

öffentlichen Ausschreibungen für private Investoren, Maßnahmen zum Anlocken von ausländischen 

Direktinvestitionen, Maßnahmen zur regulatorischen Kooperation, Mobilitätserleichterungen für "com-

pany personnel" und ein „investor-to-state dispute settlement“-Mechanismus (ISDS) (Robertson 2014: 

115 ff.).71In diesem Geiste soll TTIP als ein weiterer "Vertrag neuer Generation" (DG Trade 2013) die 

verschiedensten Arten von "Handelshemmnissen" abbauen und dadurch tiefer gehen als alle bekannten 

Handelsverträge. Darüber hinaus planen die Regierungen TTIP als "lebenden Vertrag" (Hamilton 2014: 

x), der auch in der Zukunft neuen Handelshemmnissen begegnen kann und über eine neue Institution 

zur (de)regulatorischen Kooperation die Abstimmung der Gesetzgebung erleichtert. Außerdem kursie-

ren Überlegungen, dass TTIP auch eine Beitrittsperspektive für Drittstaaten wie die Türkei, Mexiko 

                                                           
70 Gegner kritisieren dahingegen einerseits die Ungenauigkeit solcher Berechnungen und vor allem die systema-
tische Fehldarstellung der Studien für politische Zwecke (vgl. für eine Übersicht: Foodwatch 2015). Als Reaktion 
auf die Kritik hat die Kommission deswegen inzwischen einige der Zahlen von ihrer Website entfernt (Finanz-
Nachrichten 2015). Außerdem werden, neben der Übertreibung von positiven Auswirkungen für den Westen, 
negative Auswirkungen auf Entwicklungsländer ausgeblendet (Spiegel Online 2015).  
71 Außerdem finden sich auch Klauseln zum Umweltschutz, zu sozialen und Arbeitnehmerrechten und der Invol-
vierung der Zivilgesellschaft: "The Trade and Sustainable Development chapter will create mechanisms for EU 
and Canadian civil society involvement in the implementation and monitoring of CETA. A dedicated arbitration 
mechanism, including government consultations and a panel of experts will be established" (Robertson 2014: 
121). Die Ausführungen über das Scheitern der alternativen, zivilgesellschaftlichen Dialoge legen jedoch nahe, 
dass Gruppierungen wie Gewerkschaften und NGOs keine ernsthaften Einflussmöglichkeiten geboten werden. 
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oder osteuropäische Staaten beinhalten soll (Perthes 2014), die jedoch bisher noch nicht genauer kon-

kretisiert wurde (Hamilton 2014: xxvii).  

All diese Teilaspekte der internen ökonomischen Dimension von TTIP fügen sich zu einem klaren Bild 

zusammen: Die Regierungen wollen einen enormen, kapitalattraktiven ökonomischen Block schaffen, 

der die Unternehmen von Eingriffen des Staates befreit, damit der entfesselte Markt seine volle wohl-

fahrtsschaffende Kraft entfalten kann. Beispielhaft für diese Idee des ökonomischen Schutzraumes für 

Kapital und Unternehmen steht der ISDS. Dieser Schutzmechanismus für Investitionen soll es Unter-

nehmen ermöglichen, Staaten vor geheimen, privaten Gerichten zu verklagen, wenn durch staatliche 

Eingriffe die (zukünftigen) Gewinne der Unternehmen geschmälert werden.72  

8.3 Externe ökonomische Dimension  

Mit diesem kapitalattraktiven Block soll jedoch nicht nur die transatlantische Gemeinschaft intern re-

formiert werden. Vielmehr soll der Block als politisches Machtzentrum des Westens für seine globalen 

strategischen Interessen und Überzeugungen dienen. Der Westen sieht sich nach dem Scheitern der mul-

tilateralen Liberalisierung und dem rasanten Anstieg der Regional Trade Agreements (RTAs) unter dem 

Druck des kompetitiven Regionalismus und treibt ihn selbst maßgeblich voran. Seit 2010 verhandeln 

die USA und viele asiatische und amerikanische Staaten des Pazifiks die TransPacific Partnership (TPP),  

die ursprünglich auf einem kleineren, regionalen Handelsabkommen von 2005 ohne die USA basierte 

und sich seit 2010 zu einem ökonomische Großblock weiterentwickelt (Plummer 2014: 98 ff.). Ende 

2012 starteten die ASEAN-Staaten mit China als wichtigem Akteur die Regional Comprehensive Eco-

nomic Partnership (RCEP) als Gegenreaktion. Anfang 2013 stieg dann auch Europa mit TTIP in diesen 

Wettbewerb der "Mega-Regionalismus-Bewegung" ein (ebd.: 100). Wie meistens zuvor im 20sten Jahr-

hundert reagiert die EU also auch auf eine Liberalisierungsstrategie der USA (Woolcock 2005: 380 ff.). 

Die Furcht um den Verlust von Marktanteilen und Gestaltungsmacht wird dabei sowohl nach außen, als 

auch nach innen erzeugt.   

Der Handelskommissar Sir Leon Brittan, der 1995 entscheidend zur Gründung des TABD beitrug, stellte 

1996 vor einem Symposium aus Wirtschaftsvertretern die neue Market Access Strategy (Marktzugangs-

strategie) der Kommission vor und rief damit den "D-Day for European Trade Policy" aus (Sir Leon 

Brittan, zitiert nach Shaffer 1998: 214). Diese neue Strategie markiert den Anfang einer stärker proak-

tiven Außenhandelspolitik, die auf die aggressivere Öffnung neuer Märkte für die europäische Export-

industrien abzielt (Woolcock 2005: 380 ff.). "We are going onto the offensive, using our trade powers 

forcefully but legitimately to open new markets around the world" (Sir Leon Brittan, zitiert nach Shaffer 

1998: 214).73 Heute zeigt eine Aussage der Handelskommissarin Malmström, dass die EU nun mit einem 

                                                           
72 Über schon bestehende ISDS-Klauseln wurde bspw. Deutschland von Vattenfall wegen des Atomausstiegs auf 
bis zu 3,7 Milliarden Euro verklagt, genauso wie Australien von Philipp Morris auf mehrere Milliarden Euro wegen 
Regulierungen zum Raucherschutz verklagt  verklagt wurde (vgl. Friends of the Earth Europe 2013). Über die 
ISDS-Klauseln konnten die beiden Unternehmen ihre Investitionen vor staatlichen Eingriffen schützen. Über eine 
ähnliche Klausel in TTIP soll das Vertrauen der Investoren gesichert werden.  
73 Der außergewöhnliche Begriff "D-Day for European Trade Policy" bedarf genauerer Analyse. Man denke daran, 
auf welches historische Ereignis Sir Leon Brittan hier abspielt. Allgemein bezeichnet der "D-Day" den ersten Tag 
einer militärischen Operation. Im normalen Sprachverständnis steht der Begriff für die Landung der Alliierten in 
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eigenen umfassenden Programm von bilateralen Verhandlungen antwortet - auch, um Gegendruck zu 

erzeugen.74  

Gerade in diesem Kontext ist der Zusammenschluss von EU und USA in TTIP als politisches Macht-

zentrum so bedeutend. Mit TTIP schließen sich zwei Rivalen und weltpolitische Schwergewichte zu-

sammen, da sie fürchten, den Kampf um Gestaltung der Welthandelsordnung in der multipolaren Zu-

kunft nicht mehr alleine gewinnen zu können.75 Der Westen hat dabei den kompetitiven Regionalismus 

bewusst in seine größere Marktöffnungsstrategie integriert. Solange Marktöffnung nicht mehr auf mul-

tilateraler Ebene funktioniert, werden eben möglichst viele und große regionale Handelsabkommen ge-

schaffen, um der Konkurrenz Marktanteile streitig zu machen und eigene Regel zu definieren. Dies 

könnte dann wiederum Druck auf die Schwellenländer erzeugen, sich doch wieder Verhandlungen in 

der WTO zu stellen, um nicht hinter dem Westen zurückzubleiben. Falls dies nicht funktioniert, ist der 

Regionalismus eben das Beste, das in der multipolaren Welt möglich ist, um westliche Interessen und 

Überzeugungen im Welthandelssystem zu festigen.76  

 

Diese interne und externe ökonomische Dimension tragen nun die eindeutige Handschrift der transnati-

onalen Unternehmen. Sie sind es, die seit über 30 Jahren auf Liberalisierung, Deregulierung und Priva-

tisierung pochen. Sie sind es, die die Überzeugung verbreiten, dass sich nur auf diesem Wege Wachs-

tum, Arbeitsplätze und Bürgerwohl schaffen lassen. Sie sind es, die von dieser Politik geschützt werden 

und profitieren. Kurz: es lässt sich eine klare Überzeugungsangleichung zwischen Regierungen und 

transnationalen Unternehmen feststellen. Diese Überzeugungen werden in TTIP nun mit den politischen 

Motiven der Regierungen zusammengeführt.  

  

8.4 Interne und externe politische Dimension  

Auf wirtschaftspolitischer Ebene kann TTIP also als Programm zur internen Restrukturierung und nach 

außen gerichteten Machtblockbildung entsprechend den Überzeugungen der Regierungen und transna-

tionalen Unternehmen verstanden werden. Diese ökonomische Blockbildung hat außerdem eine allge-

meinere politische Dimension, die TTIP auch für die Außen- und Sicherheitspolitik im 21. Jahrhundert 

                                                           
der Normandie, um Europa vom deutschen Faschismus zu befreien. Der Aufruf des Handelskommissars könnte 
kaum drastischer sein: Die europäischen Unternehmen sollen sich bereit machen, gemeinsam mit der EU-Kom-
mission den Kampf um Marktöffnung und Marktanteile gegen ihre internationale Konkurrenz aufzunehmen - 
notfalls auch mit aggressiven Mitteln. (Die Zeit Lexikon 2005: 266, Stichwort „D-Day“) 
74 "We have the most comprehensive programme of bilateral free trade negotiations that the  world has ever 
seen.  It covers every continent:  We've done deals in Asia, with countries like Korea and Singapore...  We've 
done deals in the Americas with Canada, six Central American countries, Peru, Columbia and Ecuador… And we've 
done deals with our neighbours to the East, like Ukraine, Moldova and Georgia.  We are negotiating many more 
agreements too. Besides the Transatlantic Trade and Investment Partnership, we have very significant and ad-
vanced talks with Vietnam and Japan.  And these deals are not just about colouring in parts of the map. They all 
open markets in as many ways as possible" (Malmström 2015a). 
75 "More broadly, TTIP will help us continue to be strong players in discussions on setting global rules – even as 
our relative weight in the world is falling as emerging economies develop and grow" (Malmström 2015b). 
76 Kritiker, auch aus der Wirtschaft, werfen den USA und Europa im Gegenteil jedoch vor, dadurch gerade das 
multilaterale System zu unterwandern und eine Gegenblockbildung auszulösen. 
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interessant macht. Allgemein auf den Wettbewerb um Machtressourcen im 21. Jahundert bezogen, legt 

Froman (US-Trade Representative und Chefverhandler für TTIP) sein Machtverständnis offen: "Unlike 

past challenges to American leadership, this competition is primarily economic in nature, and victory 

hinges more on opening markets and raising standards than on building bombs and raising armies […] 

More recently […] leaders and strategic thinkers around the world have come to see economic strength 

as more than merely a purse for military power. They now understand prosperity to be a principal means 

by which countries exercise power itself." (Froman 2015). Dieselbe Überzeugung findet sich schon 17 

Jahre früher beim britischen Konservativen Sir Leon Brittan, Mitbegründer des TABD von Seiten der 

Kommission, in Bezug auf die westliche Asienpolitik: "And it is also an example of how in today's 

world the political and the economic are inseparable. These are not two departments. They are two 

branches of the same department, two rooms in the same house" (Brittan 1998: 15). 

Auch wenn Wirtschaftswachstum, Marktöffnung und Gestaltung der Welthandelsordnung die zentralen 

politischen Ziele von TTIP ausmachen, kann die westliche Blockbildung also auch als Vertiefung der 

allgemeinen politischen Partnerschaft zwischen USA und EU neben der militärischen Dimension der 

NATO verstanden werden. Nicht umsonst wird TTIP von einigen auch als "ökonomische NATO" be-

zeichnet (Oliver 2013). So strebt die EU bspw. durch TTIP auch Energiesicherheit gegenüber Russland 

an (Froman 2015) und erwägt, die Nachbarstaaten durch die Ausdehnung von TTIP über die EU hinaus 

an sich zu binden und zu stabilisieren, wie schon bei der EU-Osterweiterung (Woolcock 2005: 383). 

TTIP ist also durchaus auch als Maßnahme gegen Russland zu verstehen (Stavridis 2014).77   

Mit TTIP können USA und EU ihre ökonomischen Machtressourcen zusammenlegen und sind für die 

Herausforderungen des multipolaren 21. Jahrhunderts gewappnet. TTIP ist in diesem Zusammenhang 

auch ein Zeichen, dass die USA in ihrem "pazifischen Jahrhundert" (Clinton 2011) das Interesse am 

alten Europa nicht verlieren und die außenpolitische Zusammenarbeit im 21. Jahrhundert erhalten oder 

vertieft werden soll. Für den Erhalt einer engen transatlantischen Bindung haben sich die EU und vor 

allem Deutschland lang eingesetzt (Gardner 2001: 89 f.; Brittan 1998: 9). Mit TTIP kann sich die EU 

nun endlich als ein "stable, like-minded economic and political partner" (Brittan 1998: 14) der USA 

etablieren und den Herausforderungen des 21. Jahrhunderts begegnen.    

 

 

9.  Zusammenfassung 

Was lässt sich nun auf Basis dieser eklektisch-theoretischen und historisch-empirischen Analyse schlie-

ßen? Worauf beruht nun die Macht transnationaler Unternehmen in der EU-Außenhandelspolitik am 

                                                           
77 Zur Verknüpfung von Handelspolitik mit sicherheitspolitischen Themen wie dem „Krieg gegen den Terror“, 
kriminelle Geldströme, europäische Energiesicherheit (gegenüber Russland) und gemeinsame Sanktionspolitik 
vgl. Kelly (2005 ) oder auch Homolar (2010).  
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Beispiel von TTIP? Welche Akteure, Strukturen und Prozesse sind relevant für ihre Macht? Die trans-

atlantischen Regierungen78 sind die zentralen Adressaten des Einflusses von Interessengruppen in der 

Außenhandelspolitik. Sie entscheiden über die Aufnahme von Verhandlungen, führen die Verhandlun-

gen und müssen letztendlich die Parlamente über die Ergebnisse abstimmen lassen. Eine Untersuchung 

der Einflussnahme einer Interessengruppe muss also die Interessengruppe selbst, die Regierungen und 

ihr Verhältnis zueinander dahingehend untersuchen, welche Chancen der Willensdurchsetzung sich aus 

ihrem Verhältnis ergeben.  

Die transatlantischen Regierungen sind in drei Makrostrukturen eingebettet, die den Möglichkeitenraum 

ihrer strategischen Abwägungen abstecken und ihre grundlegenden Überzeugungen formen. Erstens se-

hen sie sich den Zwängen der multipolaren Weltordnung ausgesetzt. Neue Mächte steigen auf, die die 

Vormachtstellung des Westens in Frage stellen und eine verschärfte Konkurrenz um relative Machtan-

teile auslösen. Wie seit dem Ende des Kalten Krieges nicht mehr stehen Sicherheit, Wohlstand und 

Macht der westlichen Staaten auf dem Spiel. Zweitens findet dieser Kampf um Wohlstand, Sicherheit 

und Macht unter den Bedingungen des globalen Kapitalismus statt. Der enorme Wettbewerbsdruck 

treibt das immer mobiler gewordene Produktions- und Finanzkapital auf der Suche nach Rendite und 

im Kampf ums Überleben über den Globus und lässt die territorial gebundenen Nationalstaaten hinter 

sich. Die Regierungen müssen sich Lösungen ausdenken, um die Unternehmen und ihr Kapital an sich 

zu binden. Drittens sind die Regierungen abhängig von demokratischen Strukturen. Sie sind in Wahlen 

von der Zustimmung der Bevölkerung abhängig (dies gilt nur in abgeschwächter Form für die Kommis-

sion) und fühlen sich den Interessen und Überzeugungen ihres jeweiligen Kollektivs verpflichtet.  

In allen diesen drei Feldern befindet sich die Europäische Union seit der Finanzkrise 2008 in einer 

schweren wirtschaftlichen und politischen Krise. Partner und Konkurrenten der EU wissen nicht mehr 

so recht, ob die EU in der multipolaren Welt noch ein gestaltungsmächtiger Akteur sein wird. Kapital-

märkte und Unternehmen zweifeln immer mehr daran, ob die EU der Raum ist, der die höchste Rendite 

und Sicherheit verspricht. Unter den Bürgern verliert die EU angesichts der enormen wirtschaftlichen 

Verwerfungen (vor allem in Südeuropa) immer mehr an Legitimität. Dieser dreifachen Vertrauenskrise 

sehen sich die europäischen Regierungen und die Kommission ausgesetzt. Mit TTIP haben sie ein In-

strument entdeckt, um das Vertrauen79 – eine zentrale machtpolitische Währung der Regierung - dieser 

drei Anspruchsgruppen wiederzugewinnen.  

                                                           
78 Erinnerung: Der Einfachheit halber habe ich den Begriff "transatlantische Regierungen" verwendet, wenn ich 
allgemeiner die US-Regierung, die europäische Kommission und die nationalen Regierungen bezeichnen 
möchte. Dies ist zwar eine Vereinfachung, sie ist in meinem Fall jedoch gerechtfertigt, da es mir nicht direkt um 
den Unterschied zwischen US-Regierung, Kommission und Mitgliedsstaaten, sondern um die Rolle der transna-
tionalen Unternehmen geht. 
79 "Fourth, and most importantly, confidence. I believe that this negotiation can and should  
be done quickly. But it still will take a few years before we feel the hard economic  
benefits. However, even launching the negotiations will help us produce more of the most  
precious commodity in the world right now – confidence.  It will send a signal that governments on both sides 
are able to act.  It will allow businesses to plan for a stronger future. And above all it will show that the largest 
economies and the largest traders in the world are not succumbing to protectionism – even in the face of this 
prolonged crisis" (De Gucht 2012). 
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Die Macht einer Interessengruppe basiert nun darauf, inwiefern sie den Regierungen innerhalb der drei 

Makrostrukturen Ressourcen anbieten kann, um ihre dreifache Vertrauenskrise zu lösen. Allgemein gilt: 

Umso nützlicher die Interessengruppe für die Regierungen, umso eher wird diese der Gruppe weitere 

Gelegenheitsstrukturen (2. Machtvariable) schaffen und mit ihr ein Ressourcenaustauschverhältnis (1. 

Machtvariable) eingehen. Umso bessere politische Strategien (3. Machtvariable) die Interessengruppe 

entwickelt, um ihre Ressourcen in den Gelegenheitsstrukturen einzusetzen, umso mehr Einfluss kann 

sie auf die Regierung ausüben und ihre Macht erweitern. Dieses selbstverstärkende Wechselverhältnis 

ist in der Außenhandelspolitik mit Abstand am stärksten zwischen transnationalen Unternehmen und 

den transatlantischen Regierungen ausgeprägt. Kontingente Faktoren können dieses Verhältnis verstär-

ken (4. Machtvariable). 

Transnationale Unternehmen  waren schon immer wichtige politische Partner der Regierungen für ihre 

außenpolitischen Ziele. In den 80er Jahren war es die Konkurrenz mit den USA und Japan, die zum 

Schulterschluss zwischen Unternehmen, Kommission und Regierungen für den gemeinsamen Binnen-

markt beitrug. In Zeiten der Multipolarität und des schwindenden Vertrauens in ihre Führungsstärke 

brauchen die europäischen Regierungen diese Partner heute umso mehr. Starke Unternehmen bedeuten 

im 21. Jahrhundert nicht mehr nur eine mächtige Wirtschaft, sondern auch größere politische Macht. 

Gleichzeitig sind transnationale Unternehmen die wichtigsten Agenten des globalen Kapitalismus. Sie 

reichen den Druck des verschärften Wettbewerbs an die Regierungen weiter und gewinnen mit dieser 

Struktur im Rücken an struktureller Macht - wie dies schon in Folge der Wirtschaftskrisen der 70er Jahre 

der Fall war, mit dem Ergebnis des europäischen Binnenmarktes. Denselben Mechanismus erleben wir 

heute unter den verschärften Bedingungen des neoliberalen Kapitalismus und in Folge der Finanzkrise 

- mit dem (wahrscheinlichen) Ergebnis eines transatlantischen Marktes.  

Nicht zuletzt sind die transatlantischen Regierungen dank der demokratischen Strukturen  (zumindest 

indirekt) auch von der Zufriedenheit ihrer Wahlvölker abhängig. Unternehmen sind in der kapitalisti-

schen Demokratie die zentralen Partner der Regierungen zur Befriedigung der Bedürfnisse der Bevöl-

kerung. Ab den 80er Jahren schlossen sich die Kommission und die Regierungen mit den Unternehmen 

(und immer weniger den Gewerkschaften) zusammen, um mit ihnen das Maß an Wohlstand und Sicher-

heit zu erzeugen, das ihnen im Kontext der Wirtschaftskrisen, des sich globalisierenden Kapitalismus 

und der Staatenkonkurrenz angemessen erschien. Genauso wollen sie heute TTIP nutzen, um verlorenes 

Vertrauen der Bürger in die Ökonomie wiederzugewinnen.80 

Die Makrostrukturen Multipolarität, Kapitalismus und Demokratie verleihen den transnationalen Un-

ternehmen also erhebliche politische Macht. Aus dieser makrostrukturellen Macht entstanden im Lauf 

                                                           
80 Demokratie wird hier stark neoliberal im Sinne von Output-Legitimität und Marktgerechtigkeit interpretiert. 
Inputmöglichkeiten dürfen dahingegen sowohl im Verhandlungsprozess, als auch bei den Verhandlungsergeb-
nissen reduziert werden. Für die ideengeschichtlichen Wurzeln und eine Kritik dieses Denkens, vgl. bspw. Butter-
wegge et. al 2008, für die Übertragung auf die EU vgl. bspw. Lütz, Kranke 2014; Harmes2006; van Apeldoorn et. 
al 2009 und für das Spannungsverhältnis mit der Demokratie vgl. bspw. Rodrik 2011; Crouch 2008. 
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der Zeit formelle und informelle Gelegenheitsstrukturen auf der Mesoebene und das Ressourcenaus-

tauschverhältnis zwischen transnationalen Unternehmen und europäischen bzw. transatlantischen Re-

gierungen. Das Ressourcenaustauschverhältnis führte zu den Gelegenheitsstrukturen und diese verstärk-

ten wiederum das Ressourcenaustauschverhältnis (1. und 2. Machtvariable). Dieses Verhältnis kann 

durch kontingente Schocks – wie eine Finanzkrise – verstärkt werden (4. Machtvariable).  

So entstand der TABD als Gelegenheitsstruktur und Akteur der transnationalen Unternehmen, während 

die konkurrierenden transatlantischen Dialoge bald starben oder politisch relativ irrelevant blieben. So 

blieben die formellen Gelegenheitsstrukturen wie der Civil Society Dialogue und die Stakeholder-Kon-

sultationen eine Enttäuschung für wirtschaftsferne Interessengruppen. So entstand allgemeiner das (eli-

täre) pluralistische Interessenvermittlungssystem der EU. So entstand die historische Institution der 

Public-Privat-Partnership zwischen Regierungen und Unternehmen. So entstand die Angleichung der 

Überzeugungen zwischen Unternehmen und Regierungen. Interessengruppen wie Gewerkschaften und 

NGOs werden durch die Makrostrukturen Multipolarität und Kapitalismus geschwächt und können al-

lein durch die Demokratie nur eingeschränkte Macht entwickeln. Durch Arbeitnehmerrechte, Umwelt-

schutz und Menschenrechte können die Regierungen kaum internationale Macht81 gewinnen. Mit Ar-

beitnehmerrechten, Umweltschutz und Menschenrechten lassen sich nach neoliberaler Überzeugung 

keine Profite, Arbeitsplätze und Wachstum erwirtschaften - sie sind im Gegenteil: Handelshemmnisse. 

Allein die Demokratie kann den Gewerkschaften und NGOs nennenswerte Macht verleihen. Mangels 

europäischer Öffentlichkeit und demokratisch ausbalancierter Strukturen auf europäischer Ebene bietet 

jedoch auch dieser Kanal nur eingeschränkte Chancen der Willensdurchsetzung.  

Auf Grund der privilegierten strukturellen Stellung entstand auf Seiten der Wirtschaft mit den transna-

tionalen Unternehmen jedoch eine äußerst schlagkräftige und politisch bewusste Akteursgruppe. Mit 

dem Public Affairs Management entwickelten sie umfassende politische Strategien, um ihre Ressourcen 

und ihre strukturelle Position optimal für die eigenen Interessen und Überzeugungen zu nutzen.  Gleich-

zeitig entstand das politische Modell des effizienten Clubs aus vordenkerischen CEOs, die gemeinsam 

mit den gewichtigen Verbänden großen Einfluss auf die Regierungen und die Gesellschaft ausüben 

konnten. So glichen sich die Interessen und Überzeugungen von transnationalen Unternehmen und 

transatlantischen Regierungen immer mehr an. Das neoliberale Überzeugungssystem sickerte immer 

stärker in die grundlegenden Überzeugungen der Regierungen und der Gesellschaft ein. Dieses Denken 

prägt heute die Überzeugung, was Kapitalismus ist und sein soll, was Demokratie ist und sein soll, wie 

der Multipolarität begegnet werden kann und soll.   

Getrieben von den drei Makrostrukturen Multipolarität, neoliberalem Kapitalismus, Demokratie und 

dem fallbezogenen Faktor ‚Finanz- /Eurokrise‘ entschieden sich die transatlantischen Regierungen, sich 

                                                           
81 Joseph Nye bietet mit seinem Konzept der "soft power" ein Machtverständnis auf internationaler Ebene, das 
auch den Gewerkschaften und NGOs Macht einräumt (vgl. Nye 2011). Beispiele wie die sehr schwachen transat-
lantischen Dialoge zeigen jedoch, dass es den Regierungen reicht, ein demokratisches Feigenblatt aufzubauen, 
um daraus politisches Kapital zu schlagen. Ein intrinsisches Interesse der Regierungen an der Beteiligung anderer 
Interessengruppen in der Außenhandelspolitik besteht nur sehr eingeschränkt. 
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in der Handels- und Investitionspartnerschaft TTIP zusammenzuschließen. Nur so glauben sie, die drei-

fache Vertrauenskrise bewältigen zu können. TTIP festigt die politische Partnerschaft des Westens ge-

gen die aufstrebenden Staaten, soll dem transnationalen Kapital einen großen Wettbewerbs- und Schutz-

raum schaffen, und soll den Bürgern Arbeit und Wohlstand bringen. Damit dieses Projekt gelingen kann, 

sind die transatlantischen Regierungen von der politische Partnerschaft mit einer Akteursgruppe abhän-

gig: den transnationalen Unternehmen, ihren Verbände und ihren Clubs.  
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